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Vielfalt ist eine Grundstruktur al-
len Lebens. Ihr verdanken wir,
dass wir als Menschen unter-

schiedlich sind. Das macht uns einmalig
und als Person unverwechselbar. Die
verschiedenen Sprachen und Dialekte,
die große Zahl der Kulturen und Le-
bensformen sind ein Ausdruck dieser
Vielgestaltigkeit. Sie bilden einen un-
glaublichen Reichtum, der uns mit Be-
wunderung und Respekt erfüllt. Um
dies in seiner ganzen Fülle erleben und
ausschöpfen zu können, reicht ein Men-
schenleben nicht aus. Die Vielfalt ist zu-
gleich ein Ausdruck von Kreativität. Ihr
verdanken wir die Buntheit unserer Le-
benswelt und die prinzipielle Zukunfts -
offenheit unserer Geschichte. 

Wir glauben als Christen, dass Gott die-
se Welt in ihrer Vielfalt geschaffen hat.
Dass die Menschen dem Bild Gottes
ähnlich sind, gibt ihnen nicht nur eine
besondere Rolle und Verantwortung,
sondern bedeutet auch, dass alle Men-
schen die gleiche Würde haben – unab-
hängig von ihrer individuellen Prägung,
ihrer Sprache, ihrer Herkunft, ihrem
Geschlecht oder ihrem Aussehen. 

Wir können deshalb nicht hinnehmen,
dass Menschen wegen ihrer Anders -
artigkeit gering geschätzt, benachteiligt
oder bedroht werden. Wir widerspre-
chen auch jeder Form von Rassismus.
Denn Rassismus ist nicht Ausdruck von
Wertungen oder Beurteilungen, die man
so oder so treffen kann. Rassismus stellt
das Lebensrecht und die Würde anderer
grundsätzlich in Frage und negiert da-
mit ihre Gottesebenbildlichkeit. Rassis-
mus bringt Gewalt hervor und ernied-
rigt andere bis hin zur Bedrohung ihrer
leiblichen Unversehrtheit. Für die Kir-
chen gilt deshalb: Rassismus ist Sünde. 

Rassismus muss in seinen offenkundi-
gen wie in seinen versteckten Formen
aufgespürt und überwunden werden.
Dazu ist nicht nur ein wacher und kriti-

scher Blick erforderlich, sondern dazu
sind auch Mut, Zivilcourage und Ent-
schiedenheit notwendig. Das Motto der
diesjährigen Woche der ausländischen
Mitbürger / Interkulturelle Woche »Ras-
sismus erkennen – Farbe bekennen«
will dazu aufrufen und zugleich Mut
machen, sich zu engagieren. 

Der Aufruf richtet sich an alle, die in
Deutschland wohnen und leben. Neh-
men Sie fremdenfeindliche und rassisti-
sche Äußerungen und Angriffe nicht
hin! Engagieren Sie sich für Begegnun-
gen mit Menschen anderer Herkunft
und solchen, die diskriminiert oder be-
droht werden! Denn persönliche Kon-
takte, Kenntnisse über andere und die
aktive Gestaltung des Zusammenlebens
sind die beste Vorbeugung gegen Ras -
sismus. Die Solidarität mit bedrohten
Menschen ist eine wirkungsvolle Hilfe.
Die in einigen Städten initiierte Aktion
»Noteingänge« ist dafür ein gutes Bei-
spiel. 

Die politisch Verantwortlichen bitten
wir, alles zu unterlassen, was ausländer-
feindlichen Stimmungen und Aktionen
Vorschub leisten könnte. Maßnahmen
zur Integration müssen verstärkt und
gesetzliche Regelungen gegen Diskri -
minierungen getroffen werden. Die be-
vorstehende Umsetzung der von der Eu -
ro päischen Union beschlossenen Maß -
nah men gegen Diskriminierung in
nationales Recht bietet dazu Gelegen-
heit. Regelungen des Asylbewerberleis -
tungsgesetzes bewirken Ausgrenzung
und fördern Vorurteile in der Bevölke-
rung. Besonderer Anstrengungen bedarf
es, dass sich rassistisches Denken und
Verhalten unter Kindern und Jugend -
lichen nicht weiter ausbreiten. Schule
und Jugendarbeit brauchen dazu gesell-
schaftliche Unterstützung. Migranten
sollten in das gesellschaftliche Leben
stärker einbezogen und ihre Selbstorga-
nisation unterstützt werden. 

Wir begrüßen sehr, dass es in diesem
Jahr viele Aktionen gibt, die sich für
eine Überwindung von Rassismus ein-
setzen. Papst Johannes Paul II. hat zum
diesjährigen Welttag der Vereinten Na-
tionen für die Abschaffung der Ras -
sendiskriminierung und zur Solidarität
mit Menschen aufgerufen, die aus ras -
sischen, ethnischen, religiösen oder ge-
sellschaftlichen Gründen ausgegrenzt
werden. Der diesjährige »Tag der offe-
nen Moschee« am 3. Oktober wird dem
Thema Rassismus gewidmet sein. Auch
das von den Vereinten Nationen ausge-
rufene »Internationale Jahr gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denangst und damit einher gehende In-
toleranz« ist ein wichtiger weltweiter
Beitrag. Nicht zuletzt ist die Anfang die-
ses Jahres in Berlin eröffnete »Ökume -
nische Dekade zur Überwindung von
Gewalt« eine langfristige Möglichkeit
des Engagements zur Überwindung von
Rassismus und seinen Folgen. 

Die diesjährige Woche der ausländi-
schen Mitbürger / Interkulturelle Woche
ist eine gute Gelegenheit, zahlreiche Ak-
tivitäten öffentlich wirksam darzustel-
len und viele Menschen zur Teilnahme,
Mitwirkung und Unterstützung zu
 gewinnen. Wir hoffen auf eine breite
Resonanz und wünschen allen, die an
Vorbereitung und Durchführung mit-
wirken, Zivilcourage, Ermutigung und
Gottes Segen. 

Rassismus zu erkennen und Farbe zu
bekennen ist für uns eine gemeinsame
ökumenische Aufgabe. Die zahlreichen
Initiativen und Aktivitäten in unseren
Kirchen erinnern immer wieder daran,
dass die Kirche von Anfang an in Viel-
gestaltigkeit existierte. Deshalb darf es
in der Kirche eigentlich keine Fremden
geben.
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Nach Jahrzehnten der Ignoranz
ist das Problem des Rassismus
in den letzten Jahren auf allen

gesellschaftlichen und politischen Ebe-
nen verstärkt ins Blickfeld gerückt. Die
Ausbrüche von Gewalt Anfang der 90er
Jahre machten es unübersehbar, dass es
in Deutschland ein erhebliches Potenti-
al an gewaltbereiter Fremdenfeindl ich -
keit und Rassismus gibt. Schon 1997
äußerten sich die christlichen Kirchen in
Deutschland mit einem Gemeinsamen
Wort zu den Herausforderungen durch
Migration und Flucht »…und der
Fremd ling, der in deinen Toren ist« 
zum Thema. Sie setzten sich dort zum
Ziel, »sowohl Vorurteilen und Frem-
denfeindlichkeit entschieden entgegen-
zutreten als auch dazu beizutragen, dass
die  da mit zusammenhängenden Proble-
me differenziert und in ihrer Vielschich-
tigkeit wahrgenommen und bewertet
werden«.

In der öffentlichen Debatte werden die
Begriffe Ausländerfeindlichkeit, Frem-
denfeindlichkeit und Rassismus höchst
unterschiedlich eingesetzt. Angesichts
bestehender sprachlicher und inhalt -
licher Unklarheiten soll hier zu nächst in
der gebotenen Kürze eine Klärung der
Begrifflichkeit erfolgen. Den Begriffen
Ausländerfeindlichkeit, Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus ist gemeinsam,
dass mit ihnen Ausgrenzung und Dis-
kriminierung beschrieben werden. In
Deutschland spricht man zumeist von
Ausländer- bzw. von Fremdenfeindlich-
keit, um Ablehnung und Ressen timents
gegenüber Bürgerninnen und Bürgern
anderer ethnischer Herkunft oder an -
deren Glaubens zu benennen. Der Ge-
brauch beider Begriffe ist jedoch kri-
tisch zu sehen, da sie unpräzise und
 irreführend sind: Der Begriff Auslän-
derfeindlichkeit ist abzulehnen, weil  
er das zu bezeichnende Problem nicht
wirklich erfasst. 

Von Ablehnung, Diskriminierung und
Feindseligkeiten bis zu blanker Ge-
walt sind keineswegs alle Ausländer und
nicht nur Ausländer betroffen. Weiß -
häutige Amerikaner, Schweizer, Skandi-
navier oder Holländer leiden beispiels-
weise kaum darunter. Afrodeutsche oder
eingebürgerte Türken sind hingegen
Opfer »ausländerfeindlicher« Gewalt.
Der Begriff Fremdenfeindlichkeit ist
eben so unzutreffend. Er beruht auf ei-
ner vorgeblich angeborenen »na türli -
chen« Abwehrhaltung des Menschen al-
lem Fremden gegenüber. Es wird aber
nicht deutlich, warum beispielsweise
Menschen als Fremde abgelehnt und
angefeindet werden, die man kennt, die
vielleicht schon seit Gene rationen im
Land leben oder mit denen man Hei-
matland, Sprache, Kultur und Geschich-
te teilt. Sowohl der Begriff Ausländer-
feindlichkeit als auch der  Begriff Frem-
denfeindlichkeit gehen von der Existenz
einer objektivierbaren Fremdheit aus.
Sie machen an einer feindseligen Ein-
stellung Menschen gegenüber fest, die
angeblich andersartig als die einhei mi -
sche Bevölkerung sind – sei es der vor-
geblich Fremde oder sei es der Auslän-
der. Damit befördern beide Begriffe –
zumeist unbewusst bzw. ungewollt –
Aus grenzungsprozesse den Opfern ge-
genüber. Zum Opfer wird man dem-
nach, weil man fremd bzw. Ausländer
ist, also weil man nicht zu »uns« ge-
hört. Übersehen wird dabei, dass es das
objektiv »Fremde« sowenig gibt wie 
ein homogenes »uns«, dass bestimmte
Men schen aus verschiedenen Gründen
lediglich als »Fremde« konstruiert wer-
den. Gegen beide Begriffe spricht auch,
dass sie in ihren Erklärungsansätzen zu
sehr auf Probleme in der Sozialisierung
der Täter, auf Persönlichkeitsstruktu-
ren und Verhaltensweisen Einzelner fo-
kussiert sind. Die politischen und gesell-
schaftlichen Hintergründe werden nicht
ausreichend einbezogen. 

Eine kurze Definition dessen, was
Rassismus bedeutet, fällt schwer.
Zu vielfältig sind die jeweiligen

Herleitungen und Begründungen, der
jeweilige historische, kulturelle und
 politische Kontext der Phänomene, die
mit dem Wort Rassismus bezeichnet
werden. In der einschlägigen Literatur
wird beispielsweise unterschieden zwi-
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schen intellektuellem, biologischem, ge-
netischem, kulturellem, ökonomischem,
sozialem oder sexistischem Rassismus
usw. Diese Vielfalt führt dazu, dass von
Rassismus kaum zu sprechen ist, eher
von Rassismen. Dennoch lassen sich ge-
meinsame Charakteristika finden. Was
jeweils als Differenzierungsmerkmal, 
an Hand dessen Menschen abgewertet
werden, genannt wird, ist zwar ab -
hängig von den jeweiligen historischen
und kulturellen Bedingungen. Ein ver-
bindendes Kernelement aller Arten von
Rassismus ist jedoch der pseudowis -
senschaftliche Versuch, Rang- und
Wertunterschiede zwischen Menschen
zu begründen. Die vorgeschobenen Un-
terscheidungskriterien dienen immer
da zu, andere Menschen zu diskrimi -
nieren bzw. ihre Abwertung zu legiti -
mieren. Weiter lässt sich festhalten, dass
Ras sis mus anders als Ausländer- bzw.
Fremdenfeindlichkeit ein gesellschaft -
liches Macht- und Gewaltverhältnis be-
schreibt. Rassismus ist eine Ideologie
und dient dazu, gesellschaftliche Zu-
stände und Wahrnehmungen von Un ge -
rechtigkeit zu legitimieren, die nach
bürgerlichen Gleichheitsvorstellungen
an sich nicht zu rechtfertigen sind. Ne-
ben diesem institutionellen bzw. struk-
turellen Rassismus lässt sich weiter ein
individueller bzw. alltäglicher Rassis-
mus konstatieren, mit dem die Vorur -
teile eines Großteils der Bevölkerung
 gegenüber ethnischen Minderheiten be-
zeichnet wird. 

Das Wort Rassismus, das in anderen eu-
ropäischen Ländern ebenso wie das
Wort Rasse ohne größere Scheu benützt
wird, wird in Deutschland wesentlich
zurückhaltender gebraucht. Rassismus
wird häufig auf gewalttätiges Verhalten
oder extreme Formen von Diskriminie-
rung reduziert. Gewaltfreier strukturel-
ler und individueller Rassismus wurden
hingegen lange Zeit ausgeblendet oder
durch die Bezeichnungen Ausländer-
und Fremdenfeindlichkeit relativiert
und verharmlost. Diese Zurückhaltung
im Gebrauch des Wortes Rassismus mag
unter anderem daran liegen, dass der
Gebrauch des Wortes Rasse sowohl auf
Grund seiner Begriffsgeschichte als auch
auf Grund der deutschen Geschichte als
problematisch angesehen werden muss.
Auch im Gemeinsamen Wort der Kir-
chen heißt es dement sprechend, dass
der Begriff Rasse zu ver meiden ist, da er
historisch belastet und wissenschaftlich
umstritten ist. Zu Recht wird aber auch
darauf hingewiesen, dass dennoch von
Rassismus zu sprechen ist, wenn es offe -
nen und versteckten Rassismus, den es
auch in unserer Gesellschaft gibt, zu be-
schreiben gilt.

Jeder Angriff auf Leben oder Gesund-
heit eines Menschen, jede Beeinträchti-
gung seines Ansehens, jede Zerstörung
seines Eigentums und jede Schändung
seiner religiösen Stätten ist ein Angriff
auf die unteilbare Menschenwürde, die
ein Fundament des christlichen Be-
kenntnisses und des freiheitlich-demo-
kratischen Rechtsstaates ist. Für Chris -
ten ist es die Sicht von der Gotteseben-
bildlichkeit des Menschen, die ihm
seinen spezifischen Wert und eine be-
sondere Würde verleiht: »Gott schuf
also den Menschen als sein Abbild; als
Abbild Gottes schuf er ihn. Als Mann
und Frau schuf er sie« (Gen 1,27). Gott
unterscheidet nicht nach Rassen. Er
schuf den Menschen und damit alle
Menschen nach seinem Abbild. Durch
Rassismus wird nicht nur die Men-
schenwürde und die Gleichberechtigung
aller Menschen missachtet, sondern
auch seine Gottesebenbildlichkeit ne-
giert. 

Der Einsatz für Menschenwürde
und Menschenrechte, für Ge-
rechtigkeit und Solidarität ist

ein konstitutives Element und eine Ver-
pflichtung der Kirchen und aller Chris -
ten. Diese Pflicht beruht auf dem Glau-
ben an Gottes Solidarität mit den Men-
schen und der Sendung der Kirchen,
Zeichen und Werkzeug der Einheit und
des Friedens zu sein. Jesus selber iden -
tifiziert sich mit allen Menschen, auch
mit den angeblich Fremden, indem er
die Hilfe jedwedem Fremden gegenüber
mit einer Tat, die ihm selber widerfah-
ren ist, gleichsetzt. So wird er am Tag
des Weltgerichts sagen: »Ich war fremd
und obdachlos, und ihr habt mich auf-
genommen« (Mt 25, 35), denn »was ihr
für  ei nen meiner geringsten Brüder ge-
tan habt, das habt ihr mir getan« (Mt
25, 40). Zur Bekämpfung von Ausgren-
zung, Rassismus und Gewalt in Wor-
ten und Taten beizutragen, ist daher 
ein  unverzichtbarer Teil des christlichen
Selbst verständnisses. Dies beginnt mit
der Einbeziehung von Zuwanderern in
das Leben der Kirchen und ihrer Gremi-
en. Da Kirche von Anfang an nie auf ein
Volk im ethnischen Sinn beschränkt
war, kann es in allen christlichen Kir-
chen letztlich keine Fremden geben.
»Wir alle sind eins in Jesus Christus«
(Gal 3, 28). Demgemäss wurde im Ge -
mein samen Wort der Kirchen darauf
ver wiesen, dass das Ziel, Rassismus und
Gewalt zu überwinden, noch mehr als
bisher als ökumenische Aufgabe wahr-
genommen werden muss.

Im Bewusstsein ihrer Verantwortung für
ein gemeinsames Vorgehen gegen Ge-
walt, Rassismus und Antisemitismus

hat die Vollversammlung des Ökumeni-
schen Rates der Kirchen den Zeitraum
von 2001bis 2010 zur »Ökumenischen
Dekade zur Überwindung von Gewalt«
erklärt. Die Dekade zur Überwindung
von Gewalt wird ebenso wie die dies-
jährige Interkulturelle Woche unter dem
Motto »Rassismus erkennen – Farbe
bekennen« ihren Teil zur Überwindung
von Rassismus beitragen. Beide werden
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Rassismus mit einer Weltkonferenz
bekämpfen!

Was denn, noch eine Weltkonferenz?
Debatten, Sitzungen und De legierte,

die aus der ganzen Welt angereist kommen
und in Fünf-Sterne- Hotels untergebracht
werden? Empfänge, Medienrummel und Ab-
schlussdokumente. Ausgaben in unvorstell-
barer Höhe? Soll das tatsächlich den Rassis-
mus abschaffen?

Viele werden wohl so denken nach den
Erfahrungen der Weltkonferenzen in Sachen
Weltbevölkerung, Menschenrechte, Frauen
oder Umweltschutz.

Die Reihe der Enttäuschungen kann nur
gebrochen werden, wenn die Zeigefinger
der Delegierten in die eigene Richtung zei-
gen und wenn diese als Staaten, Organi -
sationen und einzelne Menschen nach einer
solchen Konferenz mit der Beseitigung der
Defizite im eigenen Haus anfangen würden.

Diskriminierung auf Grund der Abstam-
mung, der Religion, des Geschlechts, der Ge-
sinnung und der körperlichen Behinderung
finden auch in unserem eigenen Haus, in
Deutschland, statt. Um sie zu bekämpfen
genügt nicht, auf die anderen zu zeigen, auf
die »Dritte Welt«, die Skinheads und die
Neonazis. 

Zusätzlich müssen jene Benachteiligun-
gen durch Ämter und Behörden, die zum All-
tag vieler Minderheiten in unserer Gesell-
schaft gehören, offen genannt, analysiert
und verhindert werden. 

Das Gesetzeswerk unseres Rechtsstaates
muss auf diskriminierende Artikel überprüft
und bereinigt werden.

Heranwachsende Generationen müssen
zielgerichtet auf Interkulturalität und Verab-
scheuung jeglicher Rassismen erzogen, aus-
und fortgebildet werden. 

Und vor allem müssen Amtsträger, Politi-
ker und Repräsentanten unseres Staates in
ihren Aussagen, Programmen und Handlun-
gen darauf bedacht sein, dass sie nicht – ob
gewollt oder nicht gewollt – zu Wortführern
und Legitimationslieferern Rechtsradikaler
werden.

Dr. Nadeem Elyas
Vorsitzender des Zentralrats der Muslime 
in Deutschland



auf dem reichen Erfahrungsschatz des
Ökumenischen Rates der Kirchen und
des Ökumenischen Vorbereitungsaus-
schusses der Interkulturellen Woche auf-
bauend ein Forum bieten, auf dem
 Erfahrungen ausgetauscht werden kön-
nen. Initiativen, Netzwerke und Be we -
gungen, die bereits existieren, sollen ein-
bezogen und neue Anstöße gegeben
werden. Beide verfolgen das Ziel, die
Begeisterung und Erwartungen von Kir-
chen, ökumenischen Organisationen,
Gruppen und Bewegungen zu bündeln,
um gemeinsam strukturelle Herausfor-
derungen wie Rassismus zu meistern
und Gewalt als Folge von Rassismus
und ethnischem Hass zu überwinden. 

Es gehört zu den Anliegen der Kirchen,
Verbindungen zu Initiativen, Nicht -
regierungsorganisationen, Netzwerken
und Bewegungen insbesondere aus dem
nichtkirchlichen Bereich, die sich gegen
Rassismus engagieren, herzustellen und
so zu einer Bündelung aller gesellschaft-
lichen Kräfte im Kampf gegen Rassis-
mus und Gewalt beizutragen. Als Ge -
legenheit sich gegenseitig kennen zu
 lernen, zu motivieren und zu stärken
können neben der Interkulturellen Wo-
che und der »Dekade zur Überwindung
von Gewalt« insbesondere die Aktivi -
täten der Vereinten Nationen zur Be -
kämpfung von Rassismus und rassis -
tischer Diskriminierung dienen. Die
Vereinten Nationen haben sich seit ih-
rer Gründung immer wieder gegen alle
Formen von Rassismus gewendet. So
proklamierte die Generalversammlung
1966 in Erinnerung an das Massaker
von Sharpeville/Südafrika den 21. März
als Internationalen Tag zur Beseitigung

der Rassendiskriminierung und for der-
te die internationale Gemeinschaft auf,
die Bemühungen im Kampf gegen jede
Form von rassistischer Diskriminierung
zu verdoppeln (A/Res /2142 [XXI],
1966). Und von 1993 bis 2003 findet
bereits die dritte »Dekade zur Bekämp-
fung von Rassismus und rassistischer
Diskriminierung« der Vereinten Natio-
nen statt (A/Res /48/91, 20. Dezember
1993).

Im Rahmen der »Dekade zur Be -
kämpfung von Rassismus und rassis -
tischer Diskriminierung« wurde das

Jahr 2001 von den Vereinten Nationen
zum »Internationalen Jahr gegen Ras-
sismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denangst und damit einhergehender In-
toleranz« erklärt (A/Res /54/154, 29.
Februar 2000). Damit soll die politische
Verpflichtung zum Kampf gegen jede
Form von Rassismus erneut weltweit
gestärkt werden. Die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen ruft Regie-
rungen und nichtstaatliche Organisatio-
nen auf, das Internationale Jahr intensiv
als Rahmen für geeignete Maßnahmen
gegen Rassismus, rassistische Diskri -
minierung, Fremdenfeindlichkeit und
Intoleranz zu nutzen. In Deutschland
engagieren sich in diesem Kontext ver-
schiedenste Nichtregierungsorganisatio-
nen wie die Wohlfahrtsverbände, der
DGB, die Gesellschaft für christlich-
 jüdische Zusammenarbeit Frankfurt
e.V., Aktion Courage e.V., Aktion Ge-
sicht Zeigen!, das Netz gegen Rassis-
mus, der Interkulturelle Rat und viele
mehr. Ein weiteres Ziel des Internatio-
nalen Jahres ist es, die Aufmerksamkeit
der Welt öffentlichkeit auf die (Ergebnis-

se der) Weltkonferenz gegen Rassismus
zu lenken.

Vom 31. August bis zum 7. September
2001 wird in Durban/Südafrika die
dritte Weltkonferenz zu Rassismus und
rassistischer Diskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und Intoleranz stattfinden
(A/Res /52/111, 12. Dezember 1997).
Vorgeschaltet ist der Weltkonferenz ein
Forum für Nichtregierungsorganisatio-
nen vom 28. August bis 1. September.
Zu den Zielen der Konferenz gehört es,
Fortschritte und Hindernisse auf dem
Weg zur Beseitigung von Rassismus zu
identifizieren. Die Analyse bisheriger
Maßnahmen soll die Entwicklung neu-
er Vorgehensweisen im gemeinsamen
Kampf gegen Rassismus, rassistische
Diskriminierung, Fremdenangst und da -
mit einhergehender Intoleranz ermögli-
chen. Im Entwurf der Deklaration und
des Aktionsprogramms der Weltkonfe-
renz, die von der Hohen Kommissarin
der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte vorgelegt wurden, wird im Vor-
wort dementsprechend das Ziel ge-
nannt, »übereinstimmende Handlungs-
ansätze zu identifizieren, welche die
internationale Gemeinschaft befähigen,
gemeinsam im Kampf gegen Rassismus,
rassistischer Diskriminierung, Fremden-
angst und damit einhergehender Intole-
ranz voranzuschreiten« (A/CONF.189/
WG.1/3, 22. Februar 2001). Die Konfe-
renz soll Gelegenheit geben, Rassismus,
rassistische Diskriminierung und jedwe-
de Form von Intoleranz als weltweit
auftretende Phänomene zu diskutieren
und konkrete Strategien zu ihrer Über-
windung zu entwickeln.

Zur Vorbereitung der Weltkonferenz
haben neben diversen Meetings, Ar-
beitsgruppen und Konsultationen vier
Regionalkonferenzen stattgefunden:

eine europäische Konferenz vom 11.
bis 13. Oktober 2000 in Straßburg, eine
amerikanische vom 5. bis 7. Dezember
2000 in Santiago de Chile, eine afrika-
nische vom 22. bis 24. Januar 2001 in
Dakar und eine asiatische vom 19. bis
21. Februar 2001 in Teheran. An der
Europäischen Konferenz gegen Rassis-
mus »Alles unterschiedlich, alles gleich:
Vom Prinzip zur Praxis« nahmen Re -
gierungsvertreter von 41 europäischen
Ländern und mehrere Nichtregierungs-
organisationen teil. Ergebnis der Konfe-
renz war eine politische Erklärung der
Mitgliedstaaten des Europarates und
ein Schlussbericht der Konferenz. Auch
der Europäischen Konferenz ging ein
Forum der Nichtregierungsorganisa tio -
nen voraus. Um einen Austausch von
Informationen und von Beispielen für
good practice sowie eine stärkere öf-

6

Foto: Brigitte Kraemer



fentliche Aufmerksamkeit zu erreichen,
sollten alle relevanten Nichtregierungs-
organisationen in das Forum unter dem
Titel »Beende Rassismus jetzt« vom 10.
bis 11. Oktober 2000 einbezogen wer-
den. Das Schlussdokument der Euro päi -
 schen Konferenz wurde auf diese Weise
stark durch die Nichtregierungsorgani-
sationen beeinflusst. Dass auch die Dis-
kriminierung wegen der Staatsangehö -
rigkeit im Schlussdokument der Konfe-
renz erwähnt wird, geht beispielsweise
auf die Arbeit der Nichtregierungsor -
ganisationen zurück. Der europäische
Beitrag zur Weltkonferenz spricht alle
Formen von Rassismus, rassistischer
Diskriminierung, Antisemitismus und
andere Formen gegenwärtiger Intole-
ranz an. Er verdeutlicht, dass Rassismus
immer auch ein Angriff auf die Men-
schenrechte ist. Wie auch die Berichte
der anderen Regionalkonferenzen sind
die Ergebnisse der Europäischen Konfe-
renz in den Vorschlag der Hohen Kom-
missarin für die Weltkonferenz einge-
flossen. 

I nsgesamt lassen die umfangreichen
Vorbereitungen, der breite Ansatz
und die starke Einbeziehung aller

gesellschaftlichen Kräfte darauf hoffen,
dass von der Weltkonferenz Impulse für
die zukünftige weltweite Bekämpfung
des Rassismus, aber auch für eine selbst-
kritische Auseinandersetzung mit den
Verhältnissen im eigenen Land und ein
Anstoß zu nationalen Handlungsan -
sätzen ausgehen werden. Eine derartige
kritische Selbstbetrachtung wäre insbe-
sondere in Deutschland vonnöten. Viel
zu lang wurde hier das Problem des
 vorhandenen Rassismus verdrängt und
beschönigend nur von Fremdenangst
und Ausländerfeindlichkeit gesprochen.
Dementsprechend fand bisher weder 
die Europäische Vorbereitungskonfe-
renz noch das Internationale Jahr oder
die Weltkonferenz gegen Rassismus in
der Öffentlichkeit oder in den Medien
ein breites Echo. Als Begründung für
das fehlende Interesse wird dabei gern
auf einen gewissen Ermüdungseffekt
der Öffentlichkeit Internationalen oder
Europäischen Jahren gegenüber verwie-
sen, da diese erfahrungsgemäß wenig
praktischen Nutzen hätten. Sieht man
allerdings die Folgen, die das Europäi-
sche Jahr gegen Rassismus, das 1997
stattgefunden hat, zeitigte, zeigt sich,
dass es auch anders geht. Auf das Eu -
ropäische Jahr gehen immerhin so weit
reichende Initiativen wie das Forum
und Netz gegen Rassismus in Deutsch-
land, das Europäische Netz gegen  Ras -
sismus, die Europäische Beobachtungs-
stelle von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit und nicht zuletzt die Auf nahme

von  Artikel 13 in den EG-Vertrag, der
den Erlass von Antidiskriminierungs-
maßnahmen durch die Europäische
Union vorsieht, zurück. Es liegt nun an
uns allen, das Internationale Jahr gegen
Rassismus ähnlich erfolgreich zu ge -
stalten. Es besteht tatsächlich die Ge-
fahr, dass bei der Weltkonferenz ledig-
lich mehr oder weniger weit reichende
Ab sichtserklä rungen verabschiedet wer-
den, die ohne praktischen Nutzen
 bleiben. Es ist Aufgabe der Verbände,
Gewerkschaften, Initiativen, Kommu-
nen und nicht zuletzt der Kirchen, die
Konferenz zu begleiten und ihre Ergeb-
nisse mit Leben zu erfüllen. Eine erste
Gelegenheit dazu bietet die Woche der
ausländischen Mitbürger/ Interkulturel-
le Woche, die wenige Wochen nach der
Weltkonferenz stattfindet. Weiter soll-
ten in den Kommunen Diskussionsforen
zu den Ergebnissen der Weltkonferenz
unter Beteiligung der örtlichen Parteien,
der Verbände und von Migrantinnen
und Migranten durchgeführt werden.
Ziel muss es sein, die Ergebnisse der
Weltkonferenz dahingehend zu disku-
tieren und auszuwerten, welche Konse-
quenzen sie für die Situation in Deutsch-
land haben und welche konkreten
Handlungsansätze sich daraus ergeben.

Und nicht zuletzt sollte das Internatio-
nale Jahr und die Weltkonferenz gegen
Rassismus von jedem Einzelnen von uns
genutzt werden, Rassismus, rassistische
Diskriminierung und Gewalt ins Zen-
trum der öffentlichen Debatte zu stellen
und an ihrer Überwindung mitzuwir-
ken.

Freiburg, 19.3.2001
Dr. Elke Tießler-Marenda ist Referentin
beim Deutschen Caritasverband e.V.
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Das mir gestellte Thema steht als
Feststellung da. Und ich denke,
dass niemand an dieser Feststel-

lung rütteln, dass niemand sie in Frage
stellen will. Allenfalls stelle ich mir die
Frage: Wer ist »uns«? Bei Politikern ist
es nämlich sehr häufig so: Wenn sie von
»wir« und von »uns« reden, dann sind
diese Wörter oft, ob bewusst oder unbe -
wusst, solche der Ausgrenzung. »Wir« –
das ist dann die dominante Mehrheit,
die Majorität – und »wir« definiert sich
dann dadurch, dass »uns« die Leitkul-
tur gehört. Ich definiere also das The-
ma vorsichtshalber einmal so: »Wir« 
und »uns« – das sind alle, die in diesem
Land wohnen, leben, sich aufhalten.
»Wir« und »uns« – das ist mehr als un-
ser Staat, als unsere Gemeinschaft, als
unsere Demokratie; das ist schlicht das
friedliche Zusammenleben. 

Lassen Sie mich zu diesen Überlegun-
gen darüber, wer also »wir« ist und
»uns«, eine Geschichte erzählen, eine
Geschichte über den Rabbiner Roth-
schild, der unlängst, wie Sie sich viel-
leicht erinnern, in der Berliner S-Bahn
von jungen Neonazis blutig geschlagen
wurde. Als der Rabbiner Rothschild vor
ein paar Monaten in der Synagoge an
der Oranienburger Straße in Berlin die
vielen Leute sah, die sich im großen
 Betsaal drängten, um das Neujahrsfest
Rosh Hashana zu feiern, empfahl er ih-
nen, »heute Abend besonders fest im
Glauben zu sein«. »Und wenn sie es
nicht sind«, fuhr er fort, »dann zeige ich
Ihnen jetzt vorsichtshalber noch einmal,
wo hier die Notausgänge sind.«

Er sagte das mit feinem Spott, es
wurde ein fröhlicher Neujahrsabend,
und an die Notausgänge dachte keiner
mehr. Ein paar Tage später, nach dem
Anschlag auf die Synagoge in Düssel-
dorf, brachte Paul Spiegel, der Vor -
sitzende des Zentralrats der Juden  in
Deutschland, die Kraft zum feinen 
Spott über die jüdische Not in Deutsch-
land nicht auf: Er dachte laut und in
 bitterem Ernst nach über den Notaus-
gang aus Deutschland, er sprach aus,
worüber viele Holocaust-Überlebende
immer wie der grübeln: Ist es richtig,
hier zu leben, im Land der einstigen Tä-
ter? Und dann ist Spiegel selbst vor sei-
nem Pes si mismus und seinen Zweifeln
erschro cken.

Mehr als fünfzig Jahre sind seit damals
vergangen. Hat sich nicht vieles, so
kann man fragen, wenn nicht schon gut,
so doch viel besser gefügt, als man es
damals erwarten konnte? Damals, Ende
der vierziger Jahre, hatte die Jewish
Agency noch gedroht, alle Juden, die
nicht binnen sechs Wochen Deutsch-
land verließen, später nicht mehr als
 Juden anzuerkennen. Hat Deutschland
sich nicht bemüht in den Jahrzehnten
seitdem? Es gab, schon unter Adenauer,
»Wiedergutmachung«. Es gibt, Jahr für
Jahr, die Wochen der Brüderlichkeit.
 Synagogen sind restauriert, jüdische
 Gemeinden neu- und wiedergegründet
worden. Christlich-jüdische Gesellschaf-
ten sind entstanden, die Politiker schrei-
ben Grußworte zu den jüdischen Feier-
tagen und bei den Gedenkfeiern der
 Republik sitzen die Vorsitzenden der
 jüdischen Gemeinde in der ersten Reihe.

Und Adenauers Anschlag auf das
deutsch-jüdische Verhältnis liegt lange
zurück: Einem wie Hans Globke, der
die Nürnberger Rassengesetze kom-
mentiert hatte, würde heute kein Kanz-
ler mehr zu seinem Staatssekretär und
Vertrauten machen. Heute eilt, einen
Tag nach dem Anschlag auf die Synago-
ge, Kanzler Schröder nach Düsseldorf,
um dort Paul Spiegel zu treffen. »Eine
schöne Geste«, konnte man am nächs -
ten Tag in Zeitungskommentaren lesen
– eine Geste der Solidarität für Spiegel
und die jüdische Minderheit in Deutsch-
land. In diesem wohlmeinenden Satz
steckt ein kleiner Hinweis darauf, wie es
kommt, dass Juden in Deutschland im-

mer noch und immer wieder verzwei-
feln an ihrem Land: Es wird so getan,
als sei der Antisemitismus ein Minder-
heitenthema, ein Thema also, bei dem
es »nur« um das Verhältnis zu den mitt-
lerweile wieder hunderttausend Juden
hierzulande geht. Was für den Antise-
mitismus im Speziellen gilt, gilt für den
Rassismus im Allgemeinen auch. Es
wird so getan, als sei der Rassismus ein
Minderheitenthema, ein Thema also,
bei dem es »nur« um das Verhältnis zu
Ausländern und Flüchtlingen geht.

Der deutsche Primärtumor

Das ist gefährlich falsch. Der An-
tisemitismus und der Rassismus
ist nicht nur Angriff auf eine

Minderheit, er ist ein Angriff, der die
Ge sellschaft insgesamt bedroht. Der
Antisemitismus ist so etwas wie der
deutsche Primärtumor, und jeder An-
schlag – auf Juden, Türken, Flüchtlinge
oder Obdachlose – ist eine Metastase.
Es geht also nicht nur darum, ein paar
als verrückt apostrophierte Täter aus
dem Verkehr zu ziehen, den Zentral-
rat der Juden zu beruhigen und den
Schmerz von Herrn Spiegel zu mildern.
Es geht nicht nur um Fürsorge für eine
kleine Gruppe, der man aus histori-
schen Gründen besonders verpflichtet
ist. Es geht darum, eine deutsche Krank-
heit zu bekämpfen.

Die Erkenntnis klingt einfacher, als sie
ist. Auch die Zeitungen waren versucht,
dem Mann erst einmal ein gönnerhaftes
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»Kopf hoch, Spiegel!« zuzurufen und
dann ein »Jetzt-wollen-wir-mal-nicht-
gleich-übertreiben«. Man verbarg sol-
che Anwandlungen freilich hinter den
Sätzen des nachfühlenden Entsetzens,
die sich eingeschliffen haben. Die Sache
in Düsseldorf sei, so hieß es auch, letzt-
endlich und Gott sei Dank gar nicht so
schlimm gewesen, das Feuer sei recht-
zeitig ausgetreten worden, und, über-
haupt, ein krasser Anstieg antisemiti-
scher Exzesse sei nicht feststellbar; eine
gewisse Anzahl sei nun einmal leider,
nicht nur in Deutschland, normal.

Wer so argumentiert, hat sich an eine
Normalität gewöhnt, die keine Nor -
malität ist: etwa daran, dass jüdische
Einrichtungen hierzulande ausschauen
müssen wie kleine Festungen und dass
tagtäglich jüdische Gräber geschändet
werden. Es handele sich, so heißt es je-
des Mal, um Taten einer rechtsextremis -
tischen Minderheit – und diesen Affen
dürfe man, freundliche Mahnung an
Paul Spiegel, mit defätistischen Äuße-
rungen nicht auch noch Zucker geben.
Mit solchem Tadel indes wird klamm-
heimlich den Juden bei künftigen An-
schlägen auch noch ein gewisser Schuld-
anteil daran zugeschoben – nach dem
Argumentationsmuster: Wenn Spiegel
in Aussicht stellt, dass Juden das Land
verlassen, wenn es »so« weitergeht,
dann provoziere er doch, dass es »so«
weitergeht.

Die Mahnung an Spiegel gehört ins Ar-
senal der Ausreden, mit denen die deut-
sche Gesellschaft sich seit jeher zu ent -
lasten sucht: Die Juden waren (im Zwei-
fel ihrer Existenz wegen) auch selber
Schuld am Antisemitismus. Es gibt viele
anderer solcher Ausreden: Zum Bei-
spiel die, dass Wirtschaftsprobleme und
Arbeitslosigkeit die Ursache von Ras -
sismus seien. Der Bundeskanzler ge-
braucht solche Ausreden auch – wenn
er über den zunehmenden Neonazismus
im deutschen Osten redet. Es handelt
sich dabei um die Rationalisierungsfor-
meln uralter Vorurteile. In der Schrift
»Volksfeindideologie« der Vierteljah-
reshefte für Zeitgeschichte aus dem Jahr
1969 wird das anschaulich beschrieben:
»Die Fremdgruppe ist kommunistisch
infiziert, weist eine überproportionale
Kriminalität auf, führt eine parasitä-
re Lebensweise, verbreitet ansteckende
Krankheiten, gefährdet die biologische
Substanz eines Volkes und entzieht dem
deutschen Volksvermögen ungeheure
Summen.« Versatzstücke daraus konn-
te man in der Asyldebatte und in der
Debatte über Sozialmissbrauch finden.

Es ist kein Zufall, dass die rassistischen
Klischees, die heute den »Asylmiss -
brauchern« angeheftet werden, früher
rationalisierte Motivationen des Anti -
semi tismus gebildet haben. Rassismus
ist Sündenbock-Lehre. Erst waren die
Gastarbeiter die bundesdeutschen Sün-
denböcke. Später wurden es dann die
»Asylanten«, die Flüchtlinge und die
Türken, diese als Personifizierung des
islamischen Fundamentalismus. Die ras -
sistische Ratio sieht so aus: »Wer ein
Feindbild hat, der hat negative Orien-
tierung. Wer ein Feindbild hat, der
weiß, wo er draufschlagen kann. Je eif-
riger er schlägt, umso mehr vergisst er
seine Unsicherheit und seine wahren
Ängste«. Wenn wir vom Rassismus re-
den, dann reden wir also vom ideologi-
schen Giftmüll, der die Jahrhunderte
und das tausendjährige Reich überdau-
ert hat – in der großen Politik und im
kleinen Alltag. »Zehn Jahre nach der
deutschen Einheit«, hat der Publizist
Ralph Giordano gesagt, »ist Hitler geis -
tig immer noch nicht geschlagen.« Im
Gegenteil: Um von deutschen Zustän-
den, um vom Antisemitismus hierzu -
lande abzulenken, wird ja gern auf die
Zustände in Israel verwiesen, auf die
Brutalität, die Israelis an den Palästi-
nensern verüben.

Der alltägliche Rassismus

Szenen des alltäglichen Rassismus 
in Deutschland: Ein Blick ins thü -
ringische Dörfchen Vachdorf. Da

gab es einen Postboten Zime, einen
Schwarzafrikaner aus Mosambik, der
dort nur drei Tage lang Postbote sein
durfte: In diesen drei Tagen machten
sich die Männer des Ortes einen Spaß
daraus, den Ortsunkundigen in die Irre
zu schicken. Am vierten Tag jagte ihn
ein Vorruheständler vom Grundstück,
weil er »von einem Neger« keinen Brief
annehme. Ein Blick nach Coburg in
Bayern: Da hat sich eine Anwaltsgehil-
fin im Auftrag ihres Chefs bei der Aus-
länderbehörde nach dem Stand eines
Asylverfahrens erkundigt und zur Ant-
wort erhalten, sie spreche Deutsch mit
Akzent und könne daher niemals bei
 einem deutschen Anwalt beschäftigt
sein, somit auch keine Auskunft erhal-
ten. So geschehen in Coburg im Jahr
1995. Alltäglicher Rassismus ist es,
wenn Schwarz afrikaner bei der Bank
ein Konto eröffnen wollen und ohne
stichhaltige Begründung zurückgewie-
sen werden. Alltäglicher Rassismus ist
es, wenn Autoversicherer immer wieder
offene oder verklausulierte Versuche
un ternehmen, besondere Schadensklas-
sen mit höheren Prämien für auslän di -

sche Versicherte zu schaffen. Und alltäg -
licher Rassismus spiegelt sich in einem
Gerichtsurteil wider, wonach Zigeuner
als »Nachmieter für eine Wohnung
nicht geeignet« seien.

Alltäglicher Rassismus. Ein Blick in eine
Schule in Wurzen/Sachsen: Die Lehre-
rin kommt in die Klasse, auf der Tafel
steht groß und provozierend: »Juden
vergasen!« Der Schulleiter, bei dem die
Lehrerin Rat sucht, wimmelt sie ab:
»Warum kommen Sie zu mir? Für Tafel -
abwisch ist der Hausmeister zuständig!«
Für den Tafelabwisch also ist der Haus-
meister zuständig, für die Rechtsextre-
misten der Verfassungsschutz, für ihre
Opfer das Krankenhaus. Wenn die
Schüler ihre Lehrer mit »Heil Hitler«
begrüßen, ist gar niemand zuständig –
weil, so sagen Lehrer, »wir gar nicht
mehr zum Unterrichten kämen, wenn
wir uns auch noch damit auseinander
setzen müssten«. Für die kahl geschore-
nen Kameraden ist die ABM-Mutti zu-
ständig, die ihnen den Schlüssel für das
Jugendzentrum überreicht; das nennt
sich akzeptierende Jugendarbeit, ins
Ostdeutsche übersetzt: Glatzenpflege
auf Staatskosten.

Der Bundestagspräsident Thierse ist ei-
ner der wenigen Politiker, die durch die
Städte und Gemeinden im Osten reisen,
um sich über den handgreiflichen Aus-
länderhass zu informieren. Dabei pas-
siert es gelegentlich, dass der Orts-Bür-
germeister nicht kommt – »weil wir uns
von dem, von Thierse, nicht in die Ecke
stellen lassen«. Diese Ecken sind aber
überall. Der Rechtsextremismus flaniert
in Bomberjacken auf den Hauptstraßen;
dort, wo er die Oberhand hat, nennt er
sie dann »national befreite Zone«. Der
Ausländerhass fährt mit, der Rassismus
ist Fahrgast in den Zügen der Deut-
schen Bahn. Manchmal hat er sich die
Insignien der germanischen Kulte um-
gehängt, das Keltenkreuz oder das Son-
nenrad. Manchmal trägt er das T-Shirt
einer neuen heidnischen Religion mit
dem Schriftzug »Wotan statt Christus«.
Manchmal wirft er einen Brandsatz in
eine Synagoge oder Steine durchs Fens -
ter einer Moschee. Manchmal schmiert
er seine Runen auf die Mauern christli-
cher Gotteshäuser; die Pfarrer halten
das dann nicht für rechtsextrem, son-
dern für antikirchlich. Solche Anschläge
haben aber eine gemeinsame Zielrich-
tung: Sie richten sich gegen jede Religi-
on, für die der einzelne Mensch zählt,
nicht aber seine Rasse. Das heißt: Ras-
sismus ist ein Angriff auf die Grund-
prinzipien der Humanität.
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Gefährlicher als die RAF

Die alte neue braune Gefahr ist
gefährlicher als die RAF, weil
sie eine geistige Basis in der

 Bevölkerung hat, wie sie die RAF nie
hatte. Damals, gegen die RAF, war
Deutschland im Ausnahmezustand. Da-
mals waren die Innenminister rund um
die Uhr alarmiert. Heute ist ihnen – je-
denfalls war das im Sommer 2000 so –
das Verbot der Kampfhunde wichtiger.
Zu lange hat die Politik die Gewalt-
strukturen verniedlicht, zu lange hat die
Polizei geglaubt, sie habe es nur mit irre
geleiteten Blödianen zu tun. Und ziem-
lich lange hat auch die Justiz gebraucht,
bis sie Mord Mord und Totschlag Tot-
schlag genannt hat. Das hat sich ge -
ändert, der Generalbundesanwalt zieht
viele Fälle an sich. Aber es muss sich
noch einiges ändern, bis sich die neue
Haltung auswirkt: So lange jugendliche
Schläger den Eindruck haben können,
eine Gerichtsverhandlung sei eine Kas-
perleveranstaltung, bei der man die ap-
plaudierenden Kameraden im Zuschau-
erraum postiert, werden die Justiz und
ihre Strafen präventive Wirkung nicht
entfalten.

Der Rechtsextremismus im Osten findet
besonders gute Bedingungen vor: Anti-
semitismus und Rassismus haben in
Ostdeutschland seit dem Zweiten Welt-
krieg überwintert und sind nach der
Wende wieder virulent geworden. Weil
sich die alte Homogenität der DDR-
 Gesellschaft aufgelöst hat, wird ihr An-
denken durch Abwehr alles Fremden
verteidigt. Die DDR war ein Ort auto-
ritärer Sozialisation, es fehlt demokrati-
sche Tradition. Politik und Gesellschaft

treten den Menschenrechtsverletzungen
nicht klar genug entgegen. Soziale Span-
nungen prägen das gesellschaftliche Kli-
ma. All diese Faktoren wirken zusam-
men.

In den zehn Jahren der Einheit besteht
diese Einheit im Wesentlichen aus ei-
ner ordentlich funktionierenden Wirt-
schafts- und Währungsunion. Es ist
 unendlich viel in die Wirtschaft, aber
kaum in die Demokratie investiert wor-
den. Die Wiedervereinigung geriet zur
Wiederauflage des Wiederaufbaus im
Westen nach 1945 mit der Potenzierung
der damaligen Schwächen und Stärken
(und mit dem gewaltigen Unterschied,
dass bei der Wiedervereinigung der
Wes ten die einschlägigen Erfahrungen
hatte und der Osten nicht).

Verdrängung wiederholt sich

Im Osten wiederholte sich die Ver-
drängung der NS-Vergangenheit,
wie man sie aus den Aufbaujah-

ren im Westen kennt. Genau wie in den
fünf ziger und sechziger Jahren der alten
Bundesrepublik wird sie jetzt im Osten
weggeschoben. Es wird vom Neonazis-
mus zwar geredet, aber man tut es, als
wisse man nicht, wofür dieses Präfix
»Neo-« steht. Der Westen glaubt, er
habe spät, aber doch, seine NS-Auf -
 arbeitungspflicht getan. Er will nicht
noch einmal, nun im Osten, an das
Trauma deutscher Geschichte herange-
hen. Bundeskanzler Schröder erklärt
also den Rechtsextremismus monokau-
sal mit den sozialen Nöten im Osten.
Dies ist Verweigerung von Erinnerung.
Sie knüpft, mit anderen Argumenten,

aber gleichem Ergebnis, an die DDR-
Machthaber an; die hatten mit der Ab-
schaffung des Monokapitals die Wurzel
des braunen Übels für ausgerottet er-
klärt. Vergangenheitsbewältigung war
daher nicht ihr Problem. Schröders Pro-
blem ist es auch nicht. Er sieht nur
 soziale Probleme. So wird der Rechtsex-
tremismus im Osten zum geschichts -
losen Phänomen.

Aufbauen. Zupacken. Die Marktwirt-
schaft war im Osten nach der Wende
eine ungeheuer gefräßige Maschine.
Kanzler Kohl hatte zwar gesagt, dass
nur wichtig sei, was hinten heraus
kommt. Hinten kam in der Tat einiges
heraus, McDonalds und manchmal
auch blühende Landschaften. Zuvor
aber fraß die Maschinerie alles, was die
Menschen im Osten hatten: Sie fraß de-
ren bisheriges Leben, ihre Erfahrung,
ihre Selbstachtung. Die Maschinerie aus
dem Westen fraß das, was in der DDR
schlecht gewesen, ebenso wie das, was
dort gut gewesen war, sie fraß die alten
Vorbilder, sie fraß die Ost-Elite, sie fraß
die mehr oder weniger informellen Mit-
arbeiter der Stasi, die fraß die Politiker
der ersten Wende-Stunde, den staatlich
verordneten Antifaschismus der DDR,
sie fraß die Autorität der Eltern, das
Selbstvertrauen, den Stolz, die Sicher-
heit. Es blieb übrig: Ein Nährboden für
Rechtsextremismus. Dieser Nährboden
ist Feindesland für alles, was fremd ist,
was fremd ausschaut. Rechtsextremis-
mus lebt (und das im Osten wie im Wes -
ten, das gilt für Erwachsene und für
 Jugendliche noch mehr), von den ein -
fachen Antworten, von den einfachen
Schuldzuweisungen. Wer sich deklas-
siert fühlt, sucht einen, den er selbst de-
klassieren kann. Wer sich ausgegrenzt
fühlt, sucht einen, den er ausgrenzen
kann. Wer sich gedemütigt fühlt, sucht
einen, den er selbst demütigen kann.
Viele Menschen im Osten erlebten die
Jahre nach der Vereinigung als syste -
matische Demütigung – und reagierten
mit aggressiver Selbstanerkennung, mit
Überhebung gegenüber Außenseitern,
Ausländern und Flüchtlingen.

Als die Rechtsextremen Mitte der sech-
ziger Jahre in die Landtage der alten
Bundesländer einzogen, schrieb der
österreichische Schriftsteller Hans Wei-
gel in der Wiener Kronenzeitung, dass
»uns allen wohler wäre«, wenn die
Deutschen nicht so blöd wären wie die
anderen – aber man solle sich doch
nicht darüber wundern, dass sie es sind.
Die politischen Perversionen des Rassis-
mus und des Antisemitismus seien halt
keine deutschen Spezialitäten; und dar-
um sei es blauäugig, von den Deutschen
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mehr politische Klugheit zu erwarten als
von den anderen.

Solches Beschwichtigen hilft heute noch
weniger als 1966. Was hilft es dem ge-
hetzten Ausländer in Magdeburg, wenn
man ihm sagt, dass so was auch in
 Birmingham vorkommt? Im übrigen,
die Ausgangslage ist anders: Nirgendwo
sonst waren Rechtsextremisten so fatal
erfolgreich wie in Deutschland: Tote
und Krüppel – wo anders als in der ver-
brecherischen Politik deutscher Rechts-
extremisten von 1933ff.? Das demokra-
tische Deutschland befindet sich also 
in der Situation eines ehemaligen Alko-
holikers: Wenn er wieder zur Flasche
greift, so erschrecken die Nachbarn.
Greift ein anderer zum Fusel, so nimmt
das kaum jemand zur Kenntnis.

Juristischer Exorzismus

Das Thema lautet: Der Rassismus
schadet uns allen. Lassen Sie uns
– aus hochaktuellem Anlass – ei-

nen Blick darauf werfen, was zur Scha-
densabwendung und -bekämpfung, was
also zur Prävention und Repression ge-
tan wird. Beim großen Exorzismus der
katholischen Kirche wird der Be sessene
mit Weihwasser besprengt, der Priester
betet die Heiligenlitanei, liest aus dem
Evangelium und ruft den Heiligen Geist
an. Die eigentliche Exorzismusformel
besteht dann aus dem Befehl an den
Teufel, den Besessenen zu verlassen. So
ist das in der katholischen Religion. In
fast allen Religionen gab und gibt es 
zur Bewältigung des vermeintlich uner-
klärlich Bösen solche magischen Hand-
lungen. Zauberer, Medizinmänner oder
Priester versuchen auf diese Weise, böse
Mächte zu vertreiben: da wird gebetet,
getanzt, gesalbt, gewaschen, die Hand
aufgelegt – oder einfach laut ge lärmt,
um so den Dämon zu bannen.

Um die Dämonen Neonazismus und
Rechtsextremismus aus Deutschland
auszutreiben, findet hierzulande seit
Monaten eine Art Exorzismus statt. Die
Handlungen, die zu diesem Zweck voll-
zogen werden, reichen vom einfachen
lauten Lärmen bis hin zum Verbotsan-
trag: Der Antrag an das Bundesverfas-
sungsgericht, die rechtsextreme NPD zu
verbieten, wird diskutiert, als handele es
sich beim Verbot um den großen Exor-
zismus solemnis. Die politische Energie,
die bisher in diesen Verbotsantrag ge-
steckt wurde, fehlt leider bisher auf an-
deren Gebieten der Bekämpfung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
ziemlich komplett.

Das ist kein Plädoyer gegen das Verbot
der NPD. Es ist nur die Mahnung, sich
von einem solchen Verbot nicht zu viel
zu erhoffen. Es handelt sich um eines
von vielen Steinchen in einem großen
Puzzle, das »Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus« heißt. Auch in Karlsruhe ist
der Knopf nicht zu finden, auf den man
nur drücken muss, um die Gefahr zu be-
seitigen. Es gibt ihn nicht. Es ist aber 
zu befürchten, dass die Innenpolitiker
glauben, ihre Schuldigkeit mit dem Ver-
botsantrag getan zu haben – und sich
ihre Aktivitäten gegen den Rechtsextre-
mismus dann darauf beschränken, be -
lastendes Material gegen die NPD an-
zuhäufen, zu sichten und auszulegen.
Wenn es so sein sollte, dann schadet der
Verbotsantrag mehr als er nützt.

Wie gesagt: Das ist keine Grundsatzkri-
tik an einem Verbotsantrag gegen die
NPD – das ist eher die Mahnung, dass
sich die Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus in einem solchen Verbotsantrag
nicht erschöpfen kann. Das braune Ge-
dankengut kann man ohnehin nicht ver-
bieten. Verbieten kann man allenfalls
eine Partei, in der dieses Gedankengut
sich mit Gewalttätigkeit verbindet. De-
mokratie setzt nicht auf Verbote, son-
dern auf politische Auseinandersetzung
auch mit verfassungsfeindlichen Be -
strebungen – in der Überzeugung, dass
sie Auseinandersetzung nicht scheuen
muss. Die streitbare Demokratie strei-
tet, so lange es irgend geht, mit Argu-
menten, nicht mit Verboten. Vielleicht
haben Demokraten zu wenig überzeu-
gend gestritten.

Richtig betrachtet dient ein Verbot der
NPD nicht der Bekämpfung einer Ideo-
logie, sondern der Bekämpfung von ras-
sistischer und antisemitischer Gewalt-
tätigkeit. Es ist nämlich so in einer De-
mokratie: Man darf Neonazi sein, man
darf das auch zeigen. Man darf in einem

demokratischen Land verquaste Ideolo-
gien herunterbeten, man darf dümmli-
che Sprüche aufsagen, man darf sie so-
gar drucken und damit Geschäfte ma-
chen. Das tut jedem Demokraten in der
Seele weh, aber: Eine Demokratie muss
das aushalten können. Nicht nur die
Gedanken sind frei, ihre Formulierung
ist es auch, selbst dann, wenn es sich um
braune Gedanken handelt. Eine Demo-
kratie mit einer Gedankenpolizei wäre
nämlich keine Demokratie mehr; also
muss das Strafgesetz ziemlich lang zu-
schauen. Das Gesetz darf erst dann ein-
greifen, wenn der Hass gegen andere
militant wird, wenn also aus politischer
Hetze Volksverhetzung und wenn die
Menschenwürde anderer mit Füßen ge-
treten wird. Dann muss das Recht zu-
packen, schnell und bestimmt. Dann
muss gegebenenfalls auch ein Parteien-
verbot beantragt und ausgesprochen
werden – die schärfste Waffe, die die
Demokratie hat, und die die Mütter und
Väter des Grundgesetzes sehr bewusst
in die Verfassung hineingestellt haben –
weil nicht noch einmal passieren sollte,
was passiert ist: Dass die Demokratie
hilflos zuschaut, wenn ihre Feinde sie
zerstören.

Für die Mütter und Väter des Grund ge -
setzes, die vor mehr als 50 Jahren die
bundesdeutsche Verfassung geschrieben
haben, war das Verbot einer verfas-
sungsfeindlichen und gewalttätigen
 poli tischen Partei eine Notbremse, das
letzte Mittel der Demokratie. Der Ver-
botsartikel war eine gemeinsame bittere
Erkenntnis aus der Zeit der Weimarer
Republik gewesen: Nicht noch einmal
sollte es passieren, dass die Demokratie
das Feld ihren Feinden überlässt – wie
damals den Hitler-Faschisten. Die Auf-
nahme eines Parteiverbots ins Grundge-
setz (und es war dies ein Novum im Be-
reich der westlichen Demokratien) war
die historische Grundentscheidung für
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eine wehrhafte Demokratie. Volkstüm-
licher gesagt: Die deutsche Demokratie
ist tolerant, aber nicht blöd. Sie muss es
sich nicht gefallen lassen, dass eine poli-
tische Partei als Durchlauferhitzer für
rechtsextreme Gewalt fungiert. Sie darf
es nicht dulden, dass die NPD sich als
Schulungszentrum für handgreiflichen
Rassismus begreift. Sie kann es nicht
hinnehmen, dass sich Rohlinge hinter
dem Parteienprivileg verstecken.

Aber noch einmal: Auch in Karlsruhe 
ist der Knopf, mit dem sich der Rechts -
extremismus einfach abschalten lässt,
nicht zu finden. Es kann nicht darum
gehen, das braune Programm wie mit
der Fernseh-Fernbedienung von der
Wohnzimmercouch aus möglichst be-
quem wegzuschalten. Es gilt, das Pro-
gramm zu verändern. Das heißt: Die
 Politik muss auf anderen Gebieten ge-
nauso entschlossen handeln wie auf dem
juris tischen – das heißt Bildung, Schule,
 Erziehung, Opferschutz, Jugendarbeit,
Netzwerke gegen Gewalt. Derzeit ist es
so: Das 75-Millionen-Programm gegen
Rechtsextremismus, gestreckt auf drei
Jahre, das vom Bundeskabinett nach
der Sommerpause mit großem Trara
verkündet wurde, ist in Wahrheit ein
Beispiel für die Substanzlosigkeit der
bisherigen Maßnahmen. Es handelt sich
nicht um deutsche Mittel, sondern um
Mittel aus europäischen Programmen –
was nicht per se schlecht ist, im konkre-
ten Fall aber sehr wohl. Das Geld liegt
im Europäischen Sozialfond für Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik
und ist nur unter größten Verrenkungen
für die Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus abrufbar. Für die vielen klei ne -
ren Initiativen, die Geld wirklich brau-
chen, hängt es zu hoch. Die Projekte in
Jugendzentren und Schulen oder die
 Initiativen, die verfolgten Ausländern
Schutz gewähren, können davon prak-
tisch nicht profitieren.

Aufstand der Anständigen, 
Anstand der Zuständigen

Der Verbotsantrag, um ihn ein
letztes Mal anzusprechen, ist ein
Signal. Ob und wie es wirkt,

hängt vom weiteren Verhalten der Poli-
tik ab – zum Beispiel davon, ob und 
wie sie sich um die Opfer der rechts ex -
tremen Gewalt kümmert. Ein hu maner
Umgang mit Flüchtlingen gehört zur
Glaubwürdigkeit des Eintretens gegen
Rechtsextremismus. Das heißt: Beim
Aufstand der Anständigen, den der
Bundeskanzler fordert, muss die Politik
mit gutem Beispiel vorangehen. Und da
reicht es nicht, wenn Schröder und Co.,

wenn SPD, Grüne, F.D.P., PDS und
CDU/CSU bei einer Großdemonstration
mitgehen wie am 9. November2000 in
Berlin. Gegen eine solche Demonstrati-
on, die für Toleranz wirbt und gegen
Fremdenhass angeht, ist natürlich nichts
zu sagen, es handelt sich um den klein-
sten gemeinsamen Nenner der Demo-
kraten.

Aber man muss auch sehen, dass es die
allerselbe Demo wie die vom 9. Novem-
ber 2000 in Berlin, mit den allerselben
Politikern und Parteien und sehr ähnli-
chen Reden schon einmal gegeben hat.
Auch damals forderte ein Bundespräsi-
dent den humanen Umgang mit Flücht-
lingen und Einwanderern. Auch damals
ging es um ein »menschliches, weltoffe-
nes und tolerantes Deutschland«. Auch
damals wurden »Hass, Gewalt, Rassis-
mus und Ausländerfeindlichkeit verur-
teilt«. Vor acht Jahren hat eine Großde-
monstration gegen Ausländerfeindlich-
keit schon einmal stattgefunden – auch
am 9. November, auch in Berlin, auch
vor dem Brandenburger Tor. Im Jahr
2000 also riefen Kirchen, Gewerkschaf-
ten, Zentralrat der Juden und die de -
mokratischen Parteien wieder zu einer
solchen Demonstration auf. Ich frage
mich: Wer hat eigentlich in der Zwi-
schenzeit Politik gemacht? Damals gab
es exakt die gleiche Ausländerfeindlich-
keit wie heute. Auch damals wurden
 jüdische Friedhöfe geschändet. Auch
da mals Brandsätze in Synagogen ge-
worfen. Auch damals Ausländer ver-
folgt, verprügelt, totgeschlagen. Was ist
ge sche hen seit der Großdemonstration
vom 9. November 1992? Es hat sich an
den äußeren Umständen bis auf eini -
ge Politikernamen wenig geändert. Nur
der Ausländerhass äußert sich noch
großflächiger als 1992: Damals waren
vor allem Menschen in Asylheimen und
Ausländerwohnungen bedroht; heute
gibt es Landstriche, in denen Ausländer
nicht mehr sicher sein können. Und ihre
rechtliche Situation hat sich verschlech-
tert: das Asylrecht wurde geschwächt,
das Ausländerrecht verschärft. Ein Ein-
wanderungsgesetz gibt es nach wie vor
nicht.

Auch die Heuchelei ist also Teilnehmer
an einer solchen Demo. Trotzdem soll
man sie nicht diskreditieren: Es geht, 
wie gesagt, um den kleinsten gemeinsa-
men Nenner der Demokraten. Wenn ich
sage, die Politik soll beim »Aufstand der
Anständigen« mit gutem Beispiel voran -
gehen, dann meine ich nicht unbedingt
eine Demo. Die gesellschaftliche Diskri-
minierung der Einwanderer und Flücht-
linge muss beendet werden; sie zeigt sich
zum Beispiel in der tagtäg lichen Anwen -

dung des Flüchtlings- und des Auslän-
derrechts, also in der Praxis der Auslän-
derämter. Die politische Sprache muss
sich ändern.

Es geht also um den Anstand der Zu-
ständigen. Solange es den nicht gibt, so-
lange also Migrationspolitik im Stil von
Katastrophenpolitik gemacht und über
Flüchtlinge geredet wird wie über eine
Heuschreckenplage, sind Image-Kam-
pagnen des Regierungssprechers mit
den Wildecker Herzbuben eher peinli-
che Veranstaltungen. Nur dann, wenn
eine Politik der falschen und missver-
ständlichen Signale aufhört, kann es
zum Beispiel den Jugendzentren in Ost-
deutschland gelingen, rechtsradikalen
Jugendlichen Grenzen zu ziehen und
Wertesicherheit beizubringen – dass es
al so in Deutschland nicht »Heil Hitler«
heißt und dass man nicht unbedingt die
»Zillertaler Türkenjäger« hören muss.
Politik gegen Rechts – dazu gehört das
Bekenntnis zum Flüchtlingsschutz, zum
Asylrecht, zu einer fairen Einwande-
rungsregelung. Politik gegen Rechts ist
eine Ausländerpolitik, die Ausländer in
Deutschland nicht möglichst lang in
 juristischer Unsicherheit hält. Wer Aus-
länder alle paar Wochen zur Behörde
 zitiert und sie dort um die Verlängerung
ihres Aufenthaltes zittern lässt, der muss
sich nicht groß wundern, wenn Gewalt-
täter sich brüsten, sie würden sie noch
viel heftiger zittern lassen.

Bekämpfung des Rassismus – das heißt
zu allererst: Schutz der Opfer. Das be-
ginnt mit Nachbarschaftshilfe. Das um-
fasst ein Opferschutzprogramm, das
umfasst Hilfe und Fürsorge. Politik ge-
gen Rassismus – sie passiert nicht in
 erster Linie im Parlament. Sie passiert 
in den Gemeinden, und da reicht es
nicht, wenn Bürgermeister sagen: Un -
sere Menschen sind nicht schlecht. An
der Basis müssen die demokratischen
Grundstandards verteidigt und diejeni-
gen geschützt werden, die das versu-
chen.

Politik gegen Rassismus – eine Vision?

Es ist leider so, dass die Politik  ge -
gen Rassismus in erster Linie auf
Kongressen stattfindet. Rassis-

mus ist aber oben und unten in Staat
und Gesellschaft, er durchzieht den All-
tag, er manifestiert sich im Abschiebe-
gefängnis und im Deutschen Bundestag
– es gibt keine rassismusfreie Zone. Wer
realistisch ist, der sieht, dass der Rassis-
mus wieder neue Konjunktur hat. »Ge-
sellschaft und Staat ohne Rassismus« –
dabei handelt es sich zweifellos um eine
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Vision. Aber eine Gesellschaft ohne eine
solche Vision geht zugrunde. Vision –
das meint ja nicht einen unerreichbaren
Traum.

Eine Vision zu haben ist das Gegenteil
von untätig sein. Diese Vision von Ge-
sellschaft und Staat ohne Rassismus –
sie zu haben heißt, sich nicht einschüch-
tern lassen: nicht von angeblichen Sach-
zwängen der Politik, nicht von biolo -
gistischen Argumenten der Leute vom
Schlage des Irenäus Eibl-Eibesfeld, der
den Rassismus als quasi natürliches Ver-
haltensmuster beschreibt. Die Vision
haben heißt, dass es nicht ausreicht, auf
Anti-Diskriminierungs-Gesetze zu ver-
trauen. Die Vision haben heißt, Flucht-
ursachenbekämpfung nicht nur für ei-
nen Textbaustein von Sonntagsreden  
zu halten. Die Vision haben heißt, Wi-
derstand zu leisten. Verfassungsrechtler
schlucken da immer, weil sie den Begriff
Widerstand gemäß Artikel 20 Absatz 4
des Grundgesetzes, auf die Bekämpfung
der Diktatur also, reservieren. Der Wi-
derstand, den ich meine, den kann man
auch anders nennen – nämlich Wider-
spruch, aufrechter Gang, Zivilcourage;
er kann Sitzblockade heißen, Bürger -
 initiative oder Kirchenasyl. Die Vision
kann man sogar unterrichten. In Mün-
chen (ähnliche Beispiele gibt es sicher
auch in anderen Städten) hat ein Gym -
nasiallehrer ein Anti-Rassismus-Trai-
ning entwickelt. Wenn in einer Klasse
ein nazistisches »neues Deutschland-
lied« kursiert, dann ist das ja für den
Mathelehrer oft bloß eine Unterrichts-
störung – aber kein Grund zur Diskus-
sion. Deshalb braucht man Workshops
an den Schulen, deshalb ist es richtig,
wenn nachher Schülerinnen und Schüler
in die unteren Klassen gehen, um ihr
Wissen dort weiterzugeben.

Die Vision – die Vision von Gesellschaft
ohne Rassismus – beginnt mit Erin -
nerung. Als Barbara Distel, die Leiterin
der KZ-Gedenkstätte Dachau, und der

Historiker Wolfgang Benz den ersten
Band der Dachauer Hefte herausgaben,
schrieben sie in der Einleitung, es gehe
ihnen nicht »um die Beschwörung der
Vergangenheit als Selbstzweck, sondern
um die Nutzanwendung der Erinnerung
für eine demokratische und humane Ge-
sellschaft«. Das KZ Dachau war eine
Schule der Gewalt. Aus der Geschichte
lernen heißt, aus der Schule für Gewalt
einen Lernort für Demokratie und ge-
gen Rassismus zu machen.

Erinnerung heißt spüren, was Geschich-
te für einen selbst, für einen ganz per-
sönlich, bedeutet. Erinnerung heißt also
begreifen, dass die Geschichte nicht so
weit weg ist, wie runde Gedenktage das
immer wieder vermuten lassen. In dem
Buch von Jorge Semprun über seinen
Abtransport ins Konzentrationslager
Buchenwald, in diesem atemberauben-
den Roman »Die große Reise«, wird ein
kleiner deutscher Junge beschrieben, der
Steine auf den Zug wirft, in dem Sem-
prun und die anderen wie Vieh zusam-
mengepfercht überleben oder sterben.
Der kleine Junge wirft Steine. Auf die
Staatsfeinde. Er weiß Bescheid. Er darf
es tun. Die Erwachsenen stehen da -
neben, sie reden so, dass er die Steine
auf diese Leute werfen, dass er sie ver-
letzen und demütigen darf. »Er kann
nichts dafür, der Junge«, schreibt Sem-
prun, »und doch kann er dafür. Er hat
sich nicht selber zu einem kleinen Nazi
gemacht, und doch ist er ein kleiner
Nazi.« Aus der Erinnerung lernen heißt,
kleinen Jungen und Mädchen klar zu
machen, dass man erst fragt, warum je-
mand entwürdigt und wegtransportiert
wird – und dann gewiss keine Steine
mehr auf ihn wirft.

Erinnerung führt zur Befreiung. Und
Befreiung – dazu gehört auch die Be -
freiung von Feindbildern, wie sie in 
der Politik immer gern produziert wer-
den. Früher hat man aus Märchen und
 Fabeln Nutzanwendungen gezogen. Es

gibt ein Märchen der Brüder Grimm,
das davon handelt, wie sich Schwache
gemeinsam gegen eine Gefahr verteidi-
gen, die durch einen Herrn namens Kor-
bes verkörpert wird. Es ist ein Märchen
darüber, wie jeder sein Mittel, wie je-
der das ihm Gemäße einsetzt, um die
Gefahr zu wenden. Da taten sich also
Hühnchen und Hähnchen, der Mühl-
stein, ein Ei, eine Ente, eine Stecknadel
und eine Nähnadel zusammen: »Wie sie
aber zu dem Herrn Korbes seinem Haus
kamen, war der Herr Korbes nicht da.
Die Mäuschen fuhren den Wagen in die
Remise, das Hühnchen flog mit dem
Hähnchen auf eine Stange, die Katze
setzte sich in den Kamin, die Ente in die
Bornstande, die Stecknadel setzte sich
ins Stuhlkissen, die Nähnadel ins Kopf-
kissen im Bett, der Mühlstein legte sich
über die Türe und das Ei wickelte sich
in das Handtuch. Da kam der Herr
Korbes nach Hause, ging an den Kamin
und wollte Feuer anmachen. Da warf
ihm die Katze das ganze Gesicht voll
Asche. Er ging geschwind in die Küche
und wollte sich abwaschen. Wie er an
die Bornstande kam, spritzte ihm die
Ente Wasser ins Gesicht. Als er sich ab-
trocknen wollte, rollte ihm das Ei aus
dem Handtuch entgegen, ging entzwei
und klebte ihm die Augen zu. Er wollte
sich ruhen und setzte sich auf den Stuhl,
da stach ihn die Stecknadel. Darüber
wurde er ganz verdrießlich und ging ins
Bett, und wie er den Kopf aufs Kissen
niederlegte, da stach ihn die Nähnadel.
Da war er so bös und toll, dass er zum
Haus hinauslaufen wollte. Wie er aber
an die Tür kam, sprang der Mühlstein
herunter und schlug ihn tot.«

Ich bitte, diese Fabel nicht als Aufruf
zur Gewalt für einen guten Zweck miss -
zuverstehen. Es geht um den Wert der
gemeinsamen Aktion. Der Herr Korbes
des Märchens – er verkörpert für mich
den Rassismus, er verkörpert eine ge-
schichtsmächtige negative, destruktive
Kraft, die schier nicht umzubringen ist.
Jeder, auch der kleinste Widerstand, ist
wichtig, auch wenn ein einzelner Bei-
trag, für sich gesehen, vielleicht nicht 
so bedeutend erscheinen mag. Jeder en -
gagiert sich nach seinen Fähigkeiten. Es
gilt, mit dieser Einstellung der Entrech-
tung, der Hierarchisierung von Men-
schen, dem Rassismus in unserem Land
zu widerstehen. Es gilt, dabei nach Ver-
bündeten zu suchen. Gemeinsam kön-
nen wir überlegen, wer eher die Steck-
nadel, eher das Ei oder eher der Mühl-
stein sein kann.

Dr. Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung
Vortrag bei der Jahrestagung des Ökumeni-
schen Vorbereitungsausschusses am 
2./3. Februar 2001 in Ludwigshafen/Rhein
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Wenn Menschen anderer ethni-
scher Herkunft zusammen le-
ben und arbeiten, wenn sie

Verträge abschließen oder ihre Freizeit
verbringen, wenn sie einen Pass oder
auch Sozialhilfe beantragen, stoßen 
sie auf Vorbehalte und Vorurteile. Die-
se Vorurteile sind häufig, gemeinsam
mit gesellschaftlichen und betrieblichen
Strukturen, die Gründe für Benachteili-
gungen. Diskriminierungen und Belästi-
gungen sind Teil der Alltagskultur. Sie
äußern sich durch Sprache, Verhaltens-
weisen oder Gewalt, aber auch durch
Benachteiligungen beim Zugang zu Ar-
beitsplätzen oder Dienstleistungen. 

Die von Diskriminierungen Betroffenen
verschweigen häufig, aus Angst vor zu
erwartenden Konsequenzen, die Vor-
gänge. Die Gründe für das Schweigen
am Arbeitsplatz sind vielfältig:

● Sie haben Ängste vor den zu erwar-
tenden Konflikten mit Kolleginnen
und Kollegen sowie Vorgesetzten.

● Sie befürchten, erworbene soziale
Spielräume zu verlieren.

● Sie haben sich mit der Situation be-
reits abgefunden.

● Sie haben Befürchtungen, mit einer
Beschwerde nicht ernst genommen
zu werden.

Ungleichbehandlungen und Belästigun-
gen sind in erster Linie Verhaltenswei-
sen der Mitglieder einer Mehrheit ge-
genüber Minderheiten; von »Etablier-
ten«, die ihren Platz in der Gesellschaft
und im Betrieb gefunden haben ge gen -
über »Neulingen«, denen Vorurteile ent -
gegen gebracht werden. Diese Vorbe -

halte schlagen dann schnell in Frem -
denangst und Fremdenfeindlichkeit um,
wenn Versagens- und Kon kur renzängs -
te, gepaart mit gesellschaftlicher Aus-
grenzung hinzukommen. Auch Migran-
ten, die in die betrieblichen Arbeits -
prozesse integriert sind, haben solche
Vorbehalte, besonders gegen Asylbe-
werberinnen und Asylbewerber, Flücht-
linge und Neuzuwanderern, die mit ih-
nen um den Arbeitsplatz, die Wohnung
und nicht zuletzt um soziale Leistungen
und Anerkennung konkurrieren.

Was ist Diskriminierung 
und wie wird sie definiert?

Diskriminierungen (aus dem La-
teinischen für »unterscheiden«,
»aussondern«) sind Äußerun-

gen, Handlungen oder Unterlassungen,
die Personen verächtlich machen, ihre
Würde verletzen oder die sie benach -
teiligen. Diskriminierungen können von
Einzelnen, von Gruppen, von Unter -
nehmen oder vom Staat ausgehen. Dis-
kriminierungen verstoßen gegen den
Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3
des Grundgesetzes, gegen zivilrechtli -
che Bestimmungen und gegen das Ver-
bot unterschiedlicher Behandlung des
Betriebsverfassungsgesetzes (§75) bzw.
gegen §105 des Bundespersonalvertre-
tungsgesetzes. 

Die Europäische Gemeinschaft, die im
Jahr 2000 zwei Richtlinien zur Bekämp-
fung von Diskriminierung beschlossen
hat, unterscheidet zwischen unmittel -
barer und mittelbarer Diskriminierung
und bezeichnet unerwünschte Verhal-
tensweisen, die die Würde des Men-
schen verletzen, ebenfalls als Diskrimi-
nierung. 

Nicht als ungerechtfertigte Diskrimi -
nierung bezeichnet werden allerdings
Ungleichbehandlungen auf Grund der
Staatsangehörigkeit. Damit lässt die
Richtlinie Vorschriften über die Einreise
und den Aufenthalt von Drittstaatsan-
gehörigen und ihren Zugang zum Ar-
beitsmarkt unberücksichtigt. 

Welche Bedeutung haben die EU-
Richtlinien für die Nichtdiskriminie-
rungsgesetzgebung in Deutschland?

Trotz vielfältiger Bestimmungen,
beispielsweise im Grundgesetz
oder auch im Strafrecht zum

Verbot von willkürlicher Diskriminie-
rung, existieren nach wie vor Ungleich-
behandlungen in allen Bereichen der Ar-
beitswelt und der Gesellschaft. Die bis-
herigen Rechtsinstrumente sind aber
unübersichtlich und bieten keinen aus-
reichenden Schutz vor Diskriminierung.
Außerdem reichen die Möglichkeiten,
sich gegen Benachteiligungen zur Wehr
zu setzen, nicht aus. Daher fordern Kir-
chen, Gewerkschaften und Migranten-
organisationen bereits seit langem um-
fassende gesetzliche Regelungen zur
Nichtdiskriminierung und zur Gleich-
behandlung. 

Die von der EU im Jahr 2000 be -
schlossene Richtlinie »zur Anwendung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes oh -
ne Un terschied der Rasse und der ethni-
schen Herkunft« (29. Juni 2000) ist eine
wichtige Etappe für eine umfassende
Nichtdiskriminierungsgesetzgebung in
Deutschland. Sie setzt damit die Stan-
dards für eine Umsetzung in diesem
Land. Die EU-Richtlinie hat zwar kei -
ne direkte Wirkung auf das deutsche
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Diskriminierungen sind alltägliche Phänomene

Volker Roßocha

Ein Jungfacharbeiter klebt auf seine Spind-
wand einen Aufkleber mit roter Hand

und der Aufschrift »Ausländer raus!«. Die
ausländischen Mitarbeiter, die den Aufkleber
täglich in dem gemeinsamen Waschraum se-
hen, fühlen sich persönlich getroffen und an-
gegriffen. Sie fordern den Mann auf, den
Aufkleber zu entfernen. Der denkt nicht dar-
an, im Gegenteil. Im Verlauf des Streits um
den Aufkleber kommt es zu üblen Beleidi-
gungen und Drohungen des Jungfacharbei-
ters gegenüber den ausländischen Kollegen. 

(entnommen aus der Broschüre »Partner-
schaftliches Verhalten am Arbeitsplatz« der
Volkswagen AG, Juni 1997)

● Eine unmittelbare Diskriminierung liegt
vor, »wenn eine Person auf Grund ihrer Ras-
se oder ethnischen Herkunft in einer ver-
gleichbaren Situation eine weniger günstige
Behandlung als eine andere Person erfährt,
erfahren hat oder erfahren würde«.

● Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor,
»wenn dem Anschein nach neutrale Vor-
schriften, Kriterien oder Verfahren Personen
… in besonderer Weise benachteiligen kön-
nen …«

● »Unerwünschte Verhaltensweisen, die …
be zwecken oder bewirken, dass die Wür de
der betreffenden Person verletzt und ein von
Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-
gungen, Entwürdigungen oder Beleidigun-
gen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen
wird, sind Belästigungen, die als Diskrimi-
nierung … gelten.«

(entnommen aus: Richtlinie 2000/43/EG
des Rates vom 29. Juni 2000)



Rechtssystem, dennoch ist die Bundes-
republik Deutschland verpflichtet, bis
spätestens 2003 die Vorschriften in na-
tionales Recht umzuwandeln. 

Die Vorschriften der Richtlinie greifen,
wie im sachlichen Geltungsbereich be-
schrieben, in alle Lebenslagen ein. Das
Diskriminierungsverbot gilt für die Ar-
beitswelt und die Bildung genauso wie
für den Zugang zu Waren und Dienst-
leistungen. Mit Letzterem ist auch der
Zugang zu Freizeiteinrichtungen wie
Diskotheken gemeint.

Der eigentliche Fortschritt, den die 
EU-Richtlinie bringt, liegt im Verbot 
der mittelbaren Diskriminierungen, d.h.
ver meintlich neutrale Verfahrensweisen
dürfen nicht zu einer Benachteiligung
führen. Und zukünftig brauchen nicht
mehr die von Diskriminierung Betrof -
fenen beweisen, dass sie benachteiligt
wurden. 

Anders als die Kirchen waren die Ge-
werkschaften der Auffassung, dass es
keine Ausnahmeregelungen für eine Un-
gleichbehandlung bei Einstellung von
Beschäftigten wegen der Religionszuge -
hörigkeit oder der Weltanschauung ge-
ben sollte. Die Richtlinie zur Festlegung
eines allgemeinen Rahmens für die Ver-
wirklichung der Gleichbehandlung in
Beschäftigung und Beruf sieht eine sol-
che Ausnahmeregelung für die Kirchen
vor.

Wie soll die Umsetzung aussehen?

Die rot-grüne Bundesregierung
hat sich in ihrer Koalitions ver -
einbarung vom 20. Oktober

1998 verpflichtet, ein nationales Nicht-
diskriminierungsgesetz zu verabschie-
den. Damit hat sie deutlich gemacht,
dass sie nicht nur einzelne Gesetze an
die Richtlinien anpassen will. Leider ist
derzeit noch nicht ersichtlich, wie die
Eckpunkte aussehen sollen. Viel Zeit
bleibt aber nicht, um noch vor dem von
der EU festgelegten Stichtag ein Gesetz
zu verabschieden, insbesondere dann
nicht, wenn man den Bundestagswahl-
kampf im Jahr 2002 berücksichtigt. 

Die Nichtregierungsorganisationen for-
dern ein umfassendes Gesetzge bungs -
ver fahren, damit auch vorhandene dis -
kriminierende Vorschriften in Gesetzen,
Verordnungen und Verwaltungsabläu-
fen beseitigt werden. In einer Stellung -
nahme haben die Organisationen des
»Netzes gegen Rassismus, für gleiche
Rechte« darüber hinaus die Einrichtung
unabhängiger Stellen und die Einrich-
tung von Beauftragten für Gleich be -
handlung in allen Unternehmen und
Ver waltungen eingefordert. Sie haben
die Aufgabe, diskriminierende Prakti-
ken zu beseitigen und Beschwerden von
Kunden und Beschäftigten nach zu
 gehen. Außerdem sollen die Möglich -
kei ten der Klage von Verbänden gegen
diskriminierende Verfahren verbessert
werden. 

Welche Maßnahmen ergreifen 
die Gewerkschaften gegen 
Diskriminierung im Betrieb?

Die Gewerkschaften haben eine
soziale Schutzfunktion für alle
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer, gleich ob sie eine deutsche oder
ausländische Staatsangehörigkeit besit-
zen. Sie setzen sich seit Jahren für einen
gleichberechtigten Zugang zu Arbeit
und Ausbildung, aber auch für die
Gleichbehandlung im Betrieb ein. Dis-
kriminierung und Ungleichbehandlung
wirken sich negativ auf die solidarische
Vertretung der Interessen der Beschäf-
tigten aus. Sie sind der Auffassung, dass
die ausländischen Kolleginnen und Kol-
legen auch an der betrieblichen Mitbe-
stimmung partizipieren sollten. Daher
setzen sie sich auch für die Wahl von
ausländischen Kolleginnen und Kolle-
gen in den Betriebs- oder Personalrat
ein. Die letzten gesetzlichen Hürden
wurden 1998 im Bereich des Öffentli-
chen Diens tes in Bayern abgeschafft.
Jetzt besitzen alle Beschäftigten eines

Unternehmens oder einer Verwaltung,
unabhängig von ihrer Staatsbürger-
schaft, das aktive und passive Wahlrecht
bei den Betriebs- bzw. Personalratswah-
len. 

Diskriminierungen und Ungleichbe-
handlungen am Arbeitsplatz beeinträch -
tigen die Zusammenarbeit der Beschäf-
tigten im Betrieb und beeinflussen den
Produktionsablauf negativ. Einige Un-
ternehmensleitungen, insbesondere von
Großbetrieben, haben dies erkannt und
gemeinsam mit den Betriebsräten Maß-
nahmen zur Nichtdiskriminierung ein-
geleitet. 

Rechtliche Grundlagen für diese
Maßnahmen bieten das Bundesperso-
nalvertretungs- und das Betriebsverfas-
sungsgesetz. 

Bereits in den 90er Jahren haben die
 Gewerkschaften gemeinsam mit den
 Arbeitgeberverbänden auf der europä -
ischen Ebene eine Initiative zur Schaf-
fung freiwilliger Vereinbarungen gegen
Diskriminierung gestartet. Ausgangs-
punkt war die gemeinsame Erklärung
über die Verhütung von Rassendiskri-
minierung und Fremdenfeindlichkeit
sowie zur Förderung der Gleichbehand-
lung am Arbeitsplatz im Jahr 1995. In
der so genannten Florenzer Erklärung
haben die Sozialparteien Maßnahmen,
nicht nur zur Nichtdiskriminierung von
bereits Beschäftigten, sondern auch 
für einen gleichberechtigten Zugang zu
Aus  bildung und Beruf eingefordert. Die
Florenzer Erklärung ist Grundlage für
viele betriebliche Vereinbarungen, die in
den Folgejahren verabschiedet und um-
gesetzt wurden.

Einige Beispiele, die in der migra -
tionspolitischen Handreichung
»Diskriminierung am Arbeits-

platz, aktiv werden für Gleichbehand-
lung« dokumentiert und die beim DGB-
Bildungswerk bestellt werden kann:

Ruhrkohle AG (RAG)

Die »Vereinbarung zur Förderung von
Gleichbehandlung und Partnerschaft
ausländischer und deutscher Beschäftig-
ter« trat am 1. Oktober 1997 in Kraft.
Mit ihr sollen Beschäftigte »wirksam
vor Diskriminierungen wegen ihrer Ab-
stammung, Nationalität oder Her-
kunft« geschützt und gleichzeitig die
Einglie derung ausländischer Beschäf -
tigter gefördert werden. Neben den be-
trieblichen Gleichbehandlungsgrundsät-
zen bei personellen und sozialen An -
gelegenheiten sowie bei der Aus- und
Weiterbildung werden be sondere An-
strengungen zur Integration ausländi-
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Artikel 8
Beweislast

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Ein-
klang mit ihrem nationalen Gerichtswesen
die erforderlichen Maßnahmen, um zu ge-
währleisten, daß immer dann, wenn Per -
sonen, die sich durch die Nichtanwendung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes für ver-
letzt halten und bei einem Gericht oder einer
anderen zuständigen Stelle Tatsachen glaub-
haft machen, die das Vorliegen einer un -
mittelbaren oder mittelbaren Diskriminie-
rung vermuten lassen, es dem Beklagten ob-
liegt zu beweisen, daß keine Verletzung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen
hat.

(entnommen aus: Richtlinie 2000/43/EG
des Rates vom 29. Juni 2000)



scher Beschäftigten und ihrer Familien
einbezogen. 

Niederlassung Briefpost Frankfurt 
der Deutschen Post AG

In dieser Vereinbarung ist ein Verbot
der Diskriminierung und die Forderung
nach einem aktiven Auftreten gegen
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
enthalten. Sie bezieht Maßnahmen zur
Herstellung der tatsächlichen Gleich-
stellung der Beschäftigten ausländischer
Herkunft mit ein. Anders als in anderen
Betrieben ist mit dem Abschluss der
Vereinbarung die Gründung einer pa-
ritätisch besetzten Kommission verbun-
den. Diese hat die Aufgabe, die auslän-
dischen Beschäftigten bei personellen
Angelegenheiten zu unterstützen und
zur Erledigung der Beschwerden beizu-
tragen.

TWB Presswerk GmbH

Mit der im April 1997 in Kraft ge -
 tretenen Betriebsvereinbarung »zur För-
derung der Gleichbehandlung aller
 auslän dischen und deutschen Beleg -
schafts mit glieder« ist es in einem mittel-
ständischen Unternehmen (mit ca. 380
Beschäf tigten) gelungen, betriebliche
Maßnahmen gegen Diskriminierung 
zu verein baren. Diskriminierung und
Mob bing werden als schwerwiegende
Störung des Arbeitsfriedens und als Ver-

stoß gegen die Menschenwürde geäch-
tet. Besonders herausgehoben werden
muss auch die Selbstverpflichtung des
Unternehmens, sich in der Werbung
und der Darstellung in der Öffentlich-
keit für antidiskriminierende Ziele und
Gleichbehandlung einzusetzen.

Volkswagen AG

Die Betriebsvereinbarung »Partner-
schaftliches Verhalten am Arbeitsplatz«
zwischen dem Betriebsrat und dem Un-
ternehmen Volkswagen AG trat am 
1. Juli 1997 in Kraft. Sexuelle Belästi-
gung, die sich meist gegen Frauen rich-
tet, und Mobbing gegen Einzelne sowie
Ungleichbehandlung und Diskriminie-
rung wegen der Her kunft, Hautfarbe
und Religion, die eine erhebliche Stö -
rung des Arbeits friedens darstellen, sol-
len mit dieser Betriebsvereinbarung
 bekämpft werden. Bei sexueller Beläs -
tigung, Mobbing oder Diskriminie-
rung ergreift das Unternehmen in Ab-
stimmung mit dem Betriebsrat – dem
Einzelfall angemessene – betriebliche
Maßnahmen, wie z. B. Belehrung, Ver -
warnung, Verweis oder Geldbuße. In
schweren Fällen auch arbeitsrechtliche
Maßnahmen, wie z.B. Versetzung, Ab-
mahnung oder Kündigung. Außerdem
können Beratungs- und/oder Therapie-
angebote als unterstützende Maßnah-
men positiv wirken. Die in der Betriebs-
vereinbarung enthaltenen Verhaltens-

grundsätze gelten gleichermaßen für die
bei Volkswagen beschäftigten Angehö -
rigen von Fremdfirmen. Eine Missach-
tung dieser Verhaltensgrundsätze zieht
ein Werksverbot für Fremdfirmenan-
gehörige nach sich. 

Anders als andere Unternehmen set-
zen Unternehmensleitung und Betriebs-
rat auf eine aktive Umsetzungspolitik,
die alle Bereiche des Unternehmens in
die Pflicht nimmt. 

Wie setzen die Gewerkschaften 
die EU-Richtlinien um?

Die Gewerkschaften haben, wie
andere Organisationen auch,
die EU bei der Konzipierung

der Richtlinien unterstützt. Den Ar -
beitgeberverbänden und den Gewerk-
schaften haben sie in Artikel 11 der
Richtlinie »zur  Anwendung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes …« eine be-
sondere Aufgabe übertragen. Sie sollen
die betriebliche Praxis überwachen
 sowie betriebliche und tarifliche Ver -
einbarungen zur Verwirklichung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes absch-
ließen. Entsprechend hoch sind auch die
Erwartungen hinsichtlich der Umset-
zung der Richtlinien in Betrieben und
Verwaltungen. 

Die Gewerkschaften haben bisher schon
deutlich gemacht, dass sie mit der Um-
setzung nicht auf ein Nichtdiskriminie-
rungsgesetz warten werden. Sie begin-
nen bereits jetzt, in Verhandlungen mit
den Arbeitgebern die Standards umzu-
setzen. Entsprechend hat der Konzern-
betriebsrat der Deutschen Bahn AG in
Verhandlungen mit der Unternehmens-
leitung eine Vereinbarung verabschie-
det, die neben den Beschäftigten auch
die Kunden der Bahn AG vor Diskrimi-
nierung schützen soll. Diese Vereinba-
rung nimmt auch die aktuelle Debatte
um den Rechtsextremismus in Deutsch-
land auf. Letzteres hat auch die Deut-
sche Postgewerkschaft gemeinsam mit
der Post AG in einem Ausbildungstarif-
vertrag aufgenommen. Zukünftig soll
den Auszubildenden im Rahmen der
Erstausbildung eine angemessene Wert -
orientierung in der Gesellschaft vermit-
telt werden, deren Ziel die verantwor-
tungsvolle Mitgestaltung und der tole-
rante und gewaltfreie Umgang ist. In
einem gemeinsamen Projekt werden
dazu auch Handlungshilfen für die Aus-
bilderinnen und Ausbilder entwickelt.

Die Gewerkschaften werden auch mit
der Entwicklung von Musterbetriebs-
vereinbarungen und Informationen an
die Betriebsräte die Umsetzung der
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Wuppertaler Bündnis für Arbeit

Bei der Ausbildung ausländischer Jugendli-
cher liegt der Öffentliche Dienst weit hin-

ten. Das kann man bedauern oder be kla gen.
Oder aber man versucht, das zu ändern. So
geschehen in Wuppertal im Rahmen eines
kommunalen Bündnisses für Arbeit. Unter -
zeich net wurde es vom dama li gen ÖTV-Vor-
sitzenden Herbert Mai und Oberbürgermeister
Hans Kremendahl. Ein Punkt: Steigerung der
Auszubildendenzahlen von ausländischen Ju-
gendlichen im Öffentlichen Dienst.

Anfang 1999 setzte sich eine Arbeitsgruppe
zusammen, um nach Wegen zu suchen, die
gute Absicht in die Tat umzusetzen. Ein Ergeb-
nis: Der Ausschreibungstext für Lehr stel len
wurde verändert. Jugendliche ausländischer
Herkunft werden bewusst aufgefordert, sich
zu bewerben.

Die Bemühungen haben sich durchaus  ge -
lohnt. Dietmar Bell, Geschäftsführer der Wup-
pertaler ÖTV und eine der treibenden Kräfte in
dem Bündnis, verweist nicht ohne Stolz auf
die »signifikante Steigerung bei den Bewer-
bungen ausländischer Jugendlicher bei der

Stadtverwaltung Wuppertal«. Bei den Bewer-
bungen für Ausbildungsberufe außerhalb des
Beamtenverhältnisses stieg der Anteil der aus-
ländischen Jugendlichen von 1999 mit 17,3
Prozent auf 23,6 Prozent im Jahr 2000. Einen
Ausbildungsvertrag bekamen 1999 insgesamt
52 Jugendliche, davon vier ausländischer Her-
kunft. 2000 lag das Verhältnis bei sechs von
34. Das ist eine Steigerung des Anteils von 7,7
auf 17,6 Prozent. Dies ist umso bemerkens-
werter, da 1998 kein einziger Azubi ausländi-
scher Herkunft war.

Einen Wermutstropfen beschreibt Dietmar Bell
so: »Leider gibt es auch weiterhin keine Ein-
stellung von ausländischen Jugendlichen für
die Beamtenlaufbahnen.« Das kann man be-
dauern oder beklagen. Oder verändern. Die
Arbeitsgruppe für die Umsetzung des Wup-
pertaler Bündnisses für Arbeit trifft sich halb-
jährlich, um zu prüfen, ob die erreichten Zah-
len hinreichend sind und wo nachge arbeitet
werden muss. Ein Punkt auf der nächs ten
 Tagesordnung dürfte klar sein.

aus: Forum Migration, Nr. 11, 2000



Richtlinien in den Betrieben, Unterneh-
men und Verwaltungen unterstützen.
Darin enthalten sein werden auch die
Ausweitung der Beschwerdemöglichkei-
ten von Kunden und die Forderung
nach Einrichtung von betrieblichen
Gleich behandlungsbeauftragten. Die
Gewerkschaften wollen erreichen, dass
Beschäftigte und Kunden nicht auf den
zivilrechtlichen Klageweg angewiesen
sind, da sich nur durch Veränderungen
der Betriebs- und Verwaltungsabläufe,
unterstützt durch die Aus- und Fortbil-
dung der Mitarbeiter, Diskriminierun-
gen und Ungleichbehandlungen nach-
haltig verhindern lassen.

Wie können sich Organisationen 
und Vereine aktiv an der Umsetzung
der Antidiskriminierungspolitik 
beteiligen?

Diskriminierung ist nicht nur eine
Verhaltensweise, die mit juristi-
schen Mitteln bekämpft werden

kann. Eine Antidiskriminierungs- und
Gleichbehandlungspolitik muss auch
von den Nichtregierungsorganisationen
aktiv betrieben werden. Neben der
 Unterstützung von Betroffenen bei Be-
schwerden sind aktive Maßnahmen z.B.
zur Information, Beratung und Verän-
derung von Einstellungen notwendig. 

Die von der EU verabschiedeten Richt -
linien greifen in alle Lebensbereiche,
auch in die Struktur und Arbeit von
Orga nisationen, Vereinen und Verbän-
den ein. Entweder, weil auch innerhalb
der Strukturen Diskriminierungen nicht
ausgeschlossen sind bzw. weil Organi-
sationen selbst einen positiven Beitrag
zur Gleichbehandlung leisten können.
Daher sollten sie zunächst ihre eigenen
Strukturen überprüfen und Strategien
zur Gleichbehandlung entwickeln.

Die Umsetzung der Richtlinien in natio-
nales Recht erfordert auch eine Diskus-
sion über die Unterstützung der von
Diskriminierung betroffenen Personen
oder Gruppen. Derzeit wird insbe son -
dere über die Frage einer Stelle zur För-
derung der Gleichbehandlung auf der
Bundesebene, wie sie in Artikel 13 der
Richtlinie beschrieben ist, diskutiert.
Aber Diskriminierungen finden vor Ort
statt, daher brauchen die Betroffenen
örtliche Ansprechpartner und Beschwer -
de  stellen, die es gilt aufzubauen. Wir
sollten dabei nicht darauf setzen, dass
eine Organisationsform alle Beschwer-
den gegen Diskriminierung aufgreifen
und abstellen kann. Notwendig sind
örtliche Netzwerke, die gemeinsam von
Ausländerbeauftragten, Antidiskrimi-
nierungsbüros, Nichtregierungs- und
Selbstorganisationen gestaltet werden
sollten. Nur so können die unterschied-
lichen Kompetenzen zusammen geführt
und eine präventive Nichtdiskriminie-
rungspolitik betrieben werden.

Die Interkulturelle Woche kann eine
solche Politik fördern. Im Rahmen die-
ser Woche können die beteiligten Grup-
pen und Organisationen über die not-
wendigen örtlichen Netze diskutieren
und sie aufbauen. Wir sollten dabei
nicht auf ein Antidiskriminierungsge-
setz warten. Möglichkeiten zur aktiven
Beteiligung gibt es viele. Als Beispiele
seien hier nur wenige genannt:

● Vorstellung der Bestimmungen der
Richtlinien im Rahmen von Diskus-
sionen mit den Nichtregierungs- und
Selbstorganisationen.

● Öffentliche Fragestunden mit Vertre-
tern der Kommunen über die Schaf-
fung einer örtlichen Struktur zur Un-
terstützung der von Diskriminierung
Betroffenen. 

● Diskussion mit Unternehmensleitun-
gen und Betriebsräten zur betriebli-
chen Gleichbehandlungspolitik.

● Einrichtung einer Hot-Line für Be-
schwerden, einschließlich der Bera-
tung durch Expertinnen und Exper-
ten. Diese kann auch Ausgangspunkt
für einen örtlichen Bericht über Dis-
kriminierungen sein. 

● Diskussion mit Vereinen über die
 aktive Förderung der Gleichbehand-
lung.

Wir sollten bereits jetzt anfangen, mit
Verwaltungen und Betrieben über die
Umsetzung zu diskutieren. Und wir soll-
ten bereits jetzt gegenüber der Bevölke-
rung deutlich machen, dass die Nicht-
diskriminierungspolitik nicht nur Vor-
teile für die Opfer bietet, sondern auch
zu einer notwendigen Veränderung der
Gesellschaft beiträgt, in der alle Men-
schen ihren Anspruch auf die Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung haben.

Volker Roßocha ist Leiter des Referats 
Migrationspolitik beim DGB-Bundesvorstand
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Seit der Entdeckung Amerikas über-
wog in Europa die Auswanderung.
Im 19. und frühen 20. Jahrhundert

gingen mehr als 50 Millionen Europäer
nach Übersee, unter ihnen auch 6 bis 7
Millionen Deutsche. Zu den Auswan -
derern gehörten politische und religiö-
se Dissidenten, Abenteurer, aber auch
Arme und Besitzlose: also Personen, die
aus Sicht der Herrschenden im Europa
von damals ohnedies »überflüssig« wa-
ren. In der Neuen Welt brachten es viele
dieser Migranten zu Wohlstand, etliche
sogar zu beträchtlichem Vermögen. Die-
se ganz unterschiedliche historische Er-
fahrung erklärt die transatlantische Dis-
krepanz: Wir Europäer urteilen über
Migranten in der Regel skeptisch bis ab-
lehnend. In den USA und Kanada gelten
Zuwanderer hingegen trotz aller Pro-
bleme als Bereicherung. Von den radi-
kalen Verfechtern des freien Marktes
über die aufgeklärten Liberalen bis zur
politischen Linken reicht folglich auch
heute in Nordamerika das Spektrum de-
rer, die eine strikte Begrenzung der Ein-

wanderung vehement ablehnen. Ganz
anders bei uns: Gegen mehr Zuwande-
rung sträubt sich eine Allianz, die von
den Nationalkonservativen über sozial-
demokratische Gewerkschafter bis zur
PDS-Basis reicht. 

Die meisten Länder Westeuropas wur-
den erst nach 1945 zum Ziel nennens-
werter Zuwanderung. Zuerst kamen
Millionen von Flüchtlingen und Vertrie-
benen aus der östlichen Hälfte Europas
in den Westen. Bald darauf folgten Ko-
lonialheimkehrer und auf ihren Spuren
auch Einheimische aus früheren Kolo -
nien. Mitte der 1950er Jahre begannen
 etliche europäische Staaten schließlich
mit der Rekrutierung von so genannten
»Gastarbeitern«. Viele von ihnen kehr-
ten später in ihre Heimat zurück. Ande-
re beschlossen zu bleiben, holten Ehe-
partner und Kinder nach oder gründe-
ten erst im Zielland eine Familie. 

Migranten unterschiedlichster Her-
kunft verwandelten vor allem die gro -
ßen Städte Westeuropas in multikultu-

relle »Inseln«. Die Bevölkerung der Me-
tropolen und Industriereviere ist daher
 ethnisch, religiös und kulturell deutlich
»bunter« und vielfältiger als jene der
Kleinstädte und der ländlichen Regio-
nen. Insgesamt leben in der westlichen
Hälfte Europas derzeit 385 Millionen
Menschen. Von ihnen sind rund 20 Mil-
lionen Ausländer, also nicht Bürger je-
nes Landes, in dem sie derzeit leben.
Unter ihnen sind auch 7,3 Millionen
Ausländer in Deutschland. Die Bundes-
republik beherbergt damit in Europa
die bei weitem größte Zahl an Auslän-
dern. Hinzu kommen rund 7 Millionen
Zuwanderer, die in Europa eingebürgert
wurden oder schon als Bürger des Ziel-
landes immigrierten. Auch hier liegt
Deutschland mit 3,2 Millionen heute
unter uns lebenden Aussiedlern europa-
weit an erster Stelle. 

Ohne weitere Zuwanderung wird
Europas Bevölkerung im 21.
Jahrhundert stark altern, aber

auch schrumpfen. Dafür sorgen die
nied rigen Kinderzahlen und eine zumin-
dest in den EU-Staaten ständig steigen-
de Lebenserwartung. Zugleich wirken
sich die Geburtenrückgänge der Vergan -
genheit nun voll aus: Die Europäerin-
nen und Europäer bekamen nach 1970
weniger Kinder als die Generation da-
vor. Deshalb wird es zukünftig deutlich
weniger potenzielle Eltern geben. Weite-
re Geburtenrückgänge sind damit vor-
programmiert. Keine noch so ambitio-
nierte Familienpolitik wird dies verhin-
dern können. Zugleich wird die Zahl
der Sterbefälle auf absehbare Zeit nicht
kleiner, sondern größer. Denn ab nun
kommt eine Generation ins Sterbealter,
die keine Kriegstoten mehr zu beklagen
hat. Unterm Strich bleibt ein kräftiger
Alterungsschub und laufend mehr Ster-
befälle als Geburten.  

Die Alterung unserer Gesellschaft lässt
sich durch Zuwanderung nicht mehr
rückgängig machen, allenfalls ist sie zu
bremsen. Denn auch Zuwanderer wer-
den älter. Sehr wohl aufhalten lässt sich
dagegen ein Rückgang der Bevölkerung,
insbesondere ein Rückgang der Er -
werbs bevölkerung. Zuletzt geschah dies
während der 1960er und frühen 1970er
Jahre. Damals wurden mehrere Millio-
nen Gastarbeiter aus Mittelmeerländern
nach Westeuropa geholt. Dieser histori-
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Der Umgang mit Zuwanderung 
entscheidet über unsere Zukunft

Rainer Münz

Wohnbevölkerung Ausländer Ausländer-
anteil in %

Baden-Württemberg 10.475.932 1.268.582 12,11

Bayern 12.154.967 1.107.222 9,11

Berlin 3.386.667 484.952 14,32

Brandenburg 2.601.207 52.814 2,03

Bremen 663.065 81.042 12,22

Hamburg 1.704.735 326.447 19,15

Hessen 6.051.966 845.053 13,96

Mecklenburg-Vorpommern 1.789.322 27.042 1,51

Niedersachsen 7.898.760 477.447 6,04

Nordrhein-Westfalen 17.999.800 1.982.860 11,02

Rheinland-Pfalz 4.030.733 301.461 7,48

Saarland 1.071.501 80.981 7,56

Sachsen 4.459.686 84.569 1,90

Sachsen-Anhalt 2.648.737 49.210 1,86

Schleswig-Holstein 2.777.275 142.214 5,12

Thüringen 2.449.082 31.695 1,29

Gesamt 82.163.435 7.343.591 8,94

Quellen: Ausländerzentralregister und Statistisches Bundesamt; Stand 31. Dezember 1999

Ausländeranteil in den Bundesländern



sche Vergleich zeigt allerdings auch,
welche Probleme die Rekrutierung einer
großen Zahl von Arbeitskräften mit
sich bringt. Denn mit einer dauerhaften
Niederlassung rechnete damals gera-
de in Deutschland eigentlich niemand:
weder die Gastarbeiter selbst noch die
Einheimischen. Daher bemühte sich an-
fänglich auch niemand um Integration.
Mit den ungeplanten Nebenfolgen die-
ser Fehleinschätzung sind wir bis heute
konfrontiert. Die meisten Arbeitsmi-
granten und viele ihrer Kinder sind auch
über 40 Jahre nach Beginn der Anwer-
bung keine vollwertigen Mitglieder un-
serer Gesellschaft. In Deutschland sind
die meisten dieser Zuwanderer nach wie
vor Staatsbürger ihres Herkunftslandes,
sie heiraten am häufigsten untereinan-
der, sprechen zum Teil nur unzureichend
Deutsch und sind beträchtlich häufiger
arbeitslos oder von Sozialhilfe abhän-
gig als der Durchschnitt der einheimi-
schen Bevölkerung. All dies dient in der
poli tischen Auseinandersetzung nun als
 Argument gegen zukünftige Zuwande-
rung. 

Ohne Zuwanderung würde
Deutschlands Einwohnerzahl
schrumpfen: von derzeit knapp

über 82 Millionen bis zum Jahr 2030
auf 72 Millionen und bis 2050 sogar
auf 58 bis 60 Millionen. Zugleich wür-
de sich ohne Neu-Zuwanderer auch die
potenzielle Erwerbsbevölkerung im Al-
ter zwischen 20 und 60 Jahren ver -
ringern: bis 2030 um 12 Millionen, bis
2050 sogar um fast 20 Millionen. Aber
selbst bei einer Netto-Zuwanderung
von 200.000 Personen pro Jahr würde
die Zahl der 20- bis 60-Jährigen in
Deutschland bis zum Jahr 2050 um 13
Millionen abnehmen. Massenarbeitslo-
sigkeit und großzügige Vorruhestands-
regelungen werden dann schon lange
der Vergangenheit angehören. Das ge-
genwärtige Rentenniveau allerdings
auch, sobald eine selbst alternde und
schrumpfende Gruppe deutscher Bei-
tragszahler immer mehr Menschen im
Rentenalter erhalten muss. Das gilt vor
allem für die Zeit nach 2020, wenn die
Angehörigen der Babyboom-Genera -
tion voraussichtlich alle gleichzeitig in
den Ruhestand gehen wollen. Das ist
keines wegs nur ein Problem für die Ren -
ten finanzierung. Zugleich stellt sich die
Frage, wer zukünftig Hilfe und Pflege
für die dann rasch wachsende Zahl alter
und gebrechlicher Menschen leistet.

Vor uns liegen mindestens drei Auswe-
ge: Wir können die Ausbildungszeiten
der Jungen verkürzen und im Alter spä-
ter in Rente gehen; wir können die Be-
rufstätigkeit von Frauen stärker forcie-

ren; und wir können mehr Migranten
ins Land holen. Es gibt also einen poli-
tisch gestaltbaren Spielraum. Auch der-
zeit ist das Potenzial an Erwerbsfähigen
keineswegs ausgeschöpft. Weniger als 70
Prozent der Erwachsenen im Alter unter
65 Jahren sind tatsächlich er werbs tätig.
Angesichts einer Zahl von 3,8 Millio-
nen offiziell registrierten Arbeitslosen
bieten weder der Arbeitsmarkt noch die
Arbeitsmarktpolitik Anreize, um die
»stille Reserve« zu aktivieren. Diese
»Reserve« bildet die wichtigste Alter -
native zur Zuwanderung. Viele arbeits-
lose, gering oder gar nicht beschäftigte
Personen verfügen allerdings nicht über
die erforderlichen Qualifikationen, um
einen Job zu finden. Deshalb werben
wir im Ausland Computer-, Software-
und Internetexperten an. Parallel dazu
wäre eine breite Qualifizierungsoffensi-
ve nötig. Es muss möglich werden, dass
auch Personen über 40 frisches Wissen
erwerben und ihre Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt verbessern können. Gerade
angesichts einer im 21. Jahrhundert al-
ternden Erwerbsbevölkerung ist dies für
Deutschlands wirtschaftliche Zukunft
entscheidend. Und ohne ein solches An-
gebot werden sich die Erwerbs tätigen
zweifellos weniger von der Notwendig-
keit einer zusätzlichen Anwerbung aus-
ländischer Arbeitskräfte überzeugen las-
sen. 

Wollte Deutschland sicher stellen, dass
die potenziell erwerbsfähige Bevölke-
rung im Alter zwischen 15 und 65 Jah-
ren gleich groß bleibt, dann würde dies
in den kommenden Jahrzehnten eine
Netto-Zuwanderung von 400.000 Per-
sonen pro Jahr erfordern. Derzeit wan-
dern jedes Jahr rund 800.000 Personen
aus dem Ausland zu. Etwa 700.000 ver-
lassen das Land. Damit unterm Strich
ein Wanderungsgewinn von 400.000

Personen bleibt, müsste die Zahl der
Zuwanderer somit auf 1,1 bis 1,2 Milli -
onen steigen. 

Auf eine solch massive Zuwanderung
ist Deutschland schlecht vorbereitet.
Denn die Mehrzahl der Einheimischen
versteht sich weiterhin nicht als Teil
 einer Einwanderungsgesellschaft. Viel
eher dominiert das Bild der Abstam-
mungsnation. Der Hinweis auf die Rea-
lität vergangener und derzeitiger Wan-
derungsströme vermag daran wenig zu
ändern. Deutschland beherbergt – ge-
messen an seiner Gesamtbevölkerung –
mehr im Ausland geborene und später
zugewanderte Personen als die USA.
Aber wir verfügen kaum über Institu-
tionen, die die Integration von Neuzu-
wanderern als Routineaufgabe verste-
hen. Hoch entwickelt sind dagegen bis
heute rechtliche, administrative und ge-
sellschaftliche Hürden, mit denen Zu-
wanderer konfrontiert sind. Und die
 ihnen signalisieren: Ihr seid hier nicht
wirklich willkommen! Hinzu kommt,
dass ein kleiner Teil der einheimischen
Bevölkerung offen rassistisch ist. Die
große Mehrheit hegt für diesen Rassis-
mus weder offene noch klammheim -
liche Sympathien. Dennoch ist klar:
Fremdenfeindlichkeit und Übergriffe ge-
gen Minderheiten vermögen gerade jene
Migranten abzuschrecken, die wir zu -
künftig dringend benötigen werden.

Wenn wir in Zukunft mehr Einwande-
rer und Neu-Bürger wollen, brauchen
wir zuvor eine breite politische Diskus-
sion, die den Nutzen von Zuwanderung
plau sibel macht und die Probleme nicht
verschweigt. Anschließend bedarf es  ei -
ner aktiven Verständigung darüber, wer
hier einwandern soll. Schließlich geht es
um einen geeigneten Regelungsmecha-
nismus. Dazu benötigt Deutschland
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früher oder später ein Einwanderungs-
gesetz. Und Deutschland benötigt eine
geregelte Form der Abstimmung zwi-
schen Bund und Ländern, aber auch
zwi schen Arbeitgebern und Gewerk-
schaften über jene jährlich anzupassen-
den Details, die ein Einwanderungs -
gesetz nicht vorab festlegen kann. Zu
diesen Details gehören die gerade be -
nötigten Qualifikationen, die Obergren-
zen und die Anpassung der Auswahl-
und Zulassungskriterien. 

Derzeit regelt ein halbes Dutzend
Gesetze die unterschiedlichen
Wanderungsströme. Die admi-

nistrativen Zuständigkeiten sind zer-
splittert. Und die Behörden entschei-
den meist im Einzelfall über den Zuzug
aus dem Ausland. Ob im gleichen Jahr
nur einige Zehntausend Menschen ins
Land kommen oder über eine Million,
hat auf solche Einzelentscheidungen
der zeit keinerlei Einfluss. Zukünftig
sollte Deutschland hingegen festlegen,
wie viele Menschen jährlich einwandern
sollen. Damit wird das Einwanderungs-
gesetz zugleich ein Gesetz zur Begren-
zung von Einwanderung sein. 

Viel wesentlicher als die Festlegung
von Obergrenzen ist freilich die Fest -
legung von Kriterien und die Vorgabe
von Quo ten. Denn Deutschland wird
im 21. Jahrhundert Zuwanderer benöti-
gen, die sich rasch und erfolgreich in
den Arbeits markt integrieren, oder die
sich hier selbständig machen und neue
Arbeitsplätze schaffen. Voraussetzun-
gen dafür sind Qualifikation, Leistung,
Sprachkenntnisse und die Bereitschaft,
bestimmte Grundwerte der aufnehmen-
den Gesellschaft zu respektieren. Hu-
manitäre Überlegungen stehen somit
nicht im Vordergrund, sondern der er-
wartete Nutzen für Deutschland. Quo-
ten und Auswahlverfahren bedeuten da-

her auch eine gewisse Ungerechtigkeit.
Auf jede Person, die wir einwandern
lassen, kommen etliche andere, die vor-
läufig draußen bleiben müssen. In der
Praxis bedeutet dies eine Warteliste.
Und es bedeutet wohl auch, dass wir
Personen bevorzugen werden, die sich
in ihrem Heimatland auf das Leben in
Deutschland vorbereiten: etwa indem
sie Deutsch lernen.

Im Gegensatz zur geregelten Einwande-
rung lässt sich die Aufnahme von Asyl-
bewerbern weder quotieren noch durch
Wartelisten lösen. Doch auch Flucht
und Asyl können in einem Einwan -
derungsgesetz berücksichtigt werden.
Denn die Obergrenze der Neu-Zuwan-
derung läßt sich jeweils mit Blick auf die
Summe der verbliebenen Asylbewerber
und Flüchtlinge des Vorjahres festlegen.
Zugleich wird es weniger Asylanträge
geben, sobald sich für viele die Chan-
ce auf reguläre Zuwanderung bietet.
Schließlich sollte die Bundesregierung
an jenen Plänen festhalten, die EU-weit
einheitliche Standards und einen Aus-
gleichsmechanismus vorsehen. Länder,
die mehr Flüchtlinge und Asylbewerber
aufnehmen, haben Anspruch auf finan-
zielle Abgeltung oder auf Unterbrin-
gung von Flüchtlingen in weniger be-
troffenen Mitgliedstaaten.

Die Zuwanderer von morgen dür-
fen erwarten, dass wir ihnen
klare Zukunftsperspektiven bie-

ten. Das ist in ihrem, aber auch in un -
serem Interesse. Denn eine alternde und
schrumpfende Gesellschaft benötigt
nicht in erster Linie Gastarbeiter auf
Zeit, sondern tatsächlich Einwanderer.
Und die sollten rascher gleichberechtig-
te Mitglieder unserer Gesellschaft wer-
den als die Arbeitsmigranten der 1960er
Jahre. Wenn wir ihnen ein faires Ange-

bot machen, dürfen wir von Zuwande-
rern künftig auch größere Integrations-
anstrengungen erwarten. All dies setzt
kollektive Lernprozesse im Zielland,
also bei uns selbst voraus. Deshalb muss
eine breite Diskussion um Einwande-
rung und Eingliederung jetzt beginnen.
Und nicht erst, wenn der massive Man-
gel an Arbeitskräften bereits eingetreten
ist. Denn dann muss die Rekrutierung
schon laufen. Bis es so weit ist, müssen
wir lernen, permanente Zuwanderung
zu organisieren. Und zwar in einer
Form, die eine politisch tragfähige
Mehr heit der Wahlberechtigten akzep-
tieren kann. 

Wichtigste Anforderungen an ein Ein-
wanderungsgesetz sind daher Konsens,
Transparenz und Handhabbarkeit in
der Praxis. Sonst wird die nachhaltige
Unterstützung für dieses Projekt aus-
bleiben. Sinnvoll ist auch eine Abstim-
mung dieses Gesetzes mit bestehenden
Regelungen auf europäischer Ebene.
Nachdem es hier jedoch um genuine In-
teressen Deutschlands geht, müssen wir
nicht warten, bis zwischen allen 15 EU-
Staaten gesamteuropäische Einwande-
rungsregelungen konsensfähig sind. 

Gleichzeitig müssen wir lernen, mit
einer wachsenden und keineswegs kon-
fliktfreien Vielfalt der Herkünfte, Re -
ligionen und Traditionen umzugehen.
Falls uns dieser Lernprozess misslingt,
dürften wir es in Zukunft schwerer
 haben. Denn nicht nur in Deutschland,
sondern in fast allen Staaten Euro-
pas wird die einheimische Bevölkerung
im 21. Jahrhundert rasch altern und
schrumpfen. Deshalb wird es zwischen
den Staaten Europas schon bald zur
Konkurrenz um attraktive Zuwanderer
kommen. Zugleich werden die USA und
Kanada weiterhin beliebte Zielländer
bleiben. Dies vergrößert die Konkur-
renz um attraktive Zuwanderer.

Für viele Migranten von morgen sind
dies gute Aussichten: Ähnlich wie die
heute heftig umworbenen Software-
 Experten werden sich vor allem Jünge-
re und gut Qualifizierte zukünftig das
Land aussuchen können, in das sie ein-
wandern wollen. Die Migranten werden
sich vor allem dort niederlassen, wo 
sie gute Bedingungen vorfinden. Und
wo sie tatsächlich willkommen sind.
Deutschland und die Deutschen müssen
sich also noch einiges einfallen lassen.

Rainer Münz ist Professor für Bevölkerungs-
wissenschaft an der Berliner Humboldt-
 Universität und Mitglied der unabhängigen
Kommission »Zuwanderung«.
Rainer.muenz@sowi.hu-berlin.de
www.demographie.de
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Beiträge von 
Präses Manfred Kock,

Bischof Karl Lehmann und 
Metropolit Augoustinos 
anläßlich der Eröffnung der 
25. »Woche der ausländischen 
Mitbürger/ Interkulturelle Woche« 
am 23. September 2000 
in Hannover
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Bausteine für einen Gottesdienst

Metropolit Augoustinos, 

Bischof Karl Lehmann und 

Präses Manfred Kock 

informieren sich zum Auftakt 

der »Woche der ausländischen 

Mitbürger / Interkulturelle 

Woche 2000« in Hannover 

an einem afrikanischen Stand 

bei Kass Kassadi (Kongo) 

und Amadou Camara (Senegal).

Foto: epd-bild / Jens Schulze

Der Vorsitzende des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland
Präses Manfred Kock

Ansprache im Ökumenischen Gottesdienst anlässlich der Eröffnung der 
25. »Woche der ausländischen Mitbürger« 
am 23. September 2000 in der Marktkirche in Hannover

»Gott schuf den Menschen nach seinem Bild, 
zum Bilde Gottes schuf er ihn 
und schuf sie als Mann und als Frau.«

Der Mensch ist Gottes Bild«, so heißt es am Beginn der Heiligen Schrift.
 Israels Erfahrung mit seinem Gott schlägt sich darin nieder. Einen Gott hat
das Volk erfahren, der sich die Menschheit zum Gegenüber wählt. Die ganze

Schöpfung ist darauf hingeordnet. 

Gottes Bild:
– Kein Qualitätsmerkmal, weder äußerlich noch innerlich; 
– kein Charakterzug des Menschen, 
– weder Vernunft noch Streben, 
– weder Güte noch Vollkommenheit 
sind Kennzeichen des Bildes.

Gottes Bild, das ist Gottes Gegenüber. 
Israel, das Volk, mit dem Gott seinen Bund schließt, hört diese Botschaft: 
»Ich will euer Gott sein, ihr sollt mein Volk sein.«
Gottes Bild: Der Christus am Kreuz.
»Seht, welch ein Mensch.«
Auf ihn blicken wir, wenn wir wissen wollen, 
nach wessen Bild wir geschaffen sind und 
welchem Bild wir einst am letzten Tag entsprechen.
»Ich bin für euch.« Gottes Bild – der Mensch. 

Es gibt ganz andere Antworten: 
Dutzendware sind wir, 
anonym in riesigen Massen lebend, 
verführbar zu jeder Art von Wahn 
und Grausamkeit, 



Rädchen im Räderwerk der Mächte, 
armselig, austauschbar, ersetzbar, 
oft vergesslich, was die Wohltaten angeht,
stets nachtragend, was die Verletzungen angeht und 
furchtbar unsensibel gegenüber dem Leid der anderen. 

Die Bibel aber beschreibt eine Würde, die diesen Einschätzungen widerspricht. Gott
will, dass der Mensch eine Beziehung eingeht von Anfang an. Du und ich, ich und
Du. 
Gott ist Liebe, lebt in Beziehung zu uns.
Darum: Ich und Du. Das ist die einzige menschengemäße Unterscheidung zwischen
uns. 
– Nicht Klassen oder Rassen, nicht Gruppen oder Sippen oder Blutsgemeinschaf-

ten. 
– Nicht Hautfarben oder Nationalitäten oder Vaterländer. 
Ich und Du, in gleicher Würde mit allen Menschen in Gottes Schöpfung.

Die gleiche Würde ist allen verliehen. 
Es geht nicht allein um die Würde der Deutschen, 
es geht auch um die Würde der Roma-Familien aus dem Kosovo, 
es geht auch um die Würde der Menschen, die von Schleppern in unser Land geholt
werden. Auch diese eingeschleppten Menschen haben das Recht auf menschen-
würdige Behandlung. 

Es geht auch um die Würde der Frauen, die mit Lockung oder unter Zwang zur
Pros titution benutzt werden; auch sie haben das Recht auf menschenwürdige Be-
handlung.

Buntheit und Vielfalt der Menschheit entsprechen Gottes Willen. Niemand, kein
Volk, keine Rasse oder Klasse könnte einen Mehrwert für sich reklamieren. Ich
weiß, das anzunehmen fällt den Benachteiligten in unserem Land nicht leicht, ins-
besondere den Opfern von wirtschaftlichen Veränderungen. Das fällt auch denen
schwer, die selber nie ihren Wert und ihre Würde erfahren haben, und die deshalb
versuchen, sich über andere zu erheben.

Wir werden uns Mühe geben müssen, gerade ihnen zu vermitteln, dass in der Viel-
falt auch Chancen liegen, dass die Ideen, Dienstleistungen, die kulturellen Beiträge
unserer ausländischen Nachbarn eine Bereicherung für sie selbst und für unsere Ge-
sellschaft sind. 

Es darf keinen politischen Poker geben um so genannte nützliche Ausländer gegen
nutznießende. Diese Menschen dürfen nicht zu ökonomischen Faktoren im Wahl-
kampf reduziert oder als politische Spielbälle missbraucht werden. 

Die Würde des Menschen verlangt  Zivil courage, wenn im Namen eines dumpfen
Nationalismus gegen Recht und Gesetz verstoßen wird. Wegschauen macht schul-
dig. Unsere Kinder und Enkel dürfen nicht auf die schrecklichen Vereinfacher her-
einfallen. Wir müssen sie für einen toleranten Umgang mit ausländischen Mit-
schülern, Kollegen und Nachbarn gewinnen.

Am Ende der Schöpfungsgeschichte heißt es: »Und Gott sah an, alles was er ge-
macht hatte, und siehe, es war sehr gut«, – das ist das Nein Gottes zu  Chaos und zu
Gewalt; es ist sein Ja zur Würde jedes Menschen. 

Bischof Karl Lehmann, Mainz
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz

Geistliche Besinnung im Ökumenischen Gottesdienst anlässlich der 25. »Woche der
ausländischen Mitbürger« in der Marktkirche in Hannover am 23. September 2000 

Die Menschen verfügen über immer mehr Möglichkeiten, ihr Leben zum Gu -
ten wie zum Bösen hin zu beeinflussen. Weil die Ehre und Würde des Men-
schen nicht selten bedroht sind, sehen sich die Kirchen herausgefordert, auf

der Grundlage des christlichen Glaubens gemeinsam über die Gefährdungen des
menschlichen Lebens in der Gegenwart zu sprechen und dabei auch umstrittene Fra-
gen der politischen Gestaltung nicht auszuklammern. 
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Der christliche Glaube weiß, dass Gott
der Ursprung allen Lebens ist und dass er
das Leben bewahrt und erhält: »Alle Au-
gen warten auf Dich, und Du gibst ihnen
Speise zur rechten Zeit. Du öffnest Deine
Hand und sättigst alles, was lebt, nach
Deinem Gefallen.« (Psalm 145, 15f.). Der
Mensch lebt aus der Liebe Gottes. Zwar
erfährt und weiß jeder, wie sehr man dar-
auf angewiesen ist, die Zuneigung ande-
rer zu gewinnen, doch gewinnt das Leben
seinen Wert nicht darin, dass andere
Menschen und ihre Liebe da sind. Seinen
Wert und Sinn erhält menschliches Leben
zuerst durch die Nähe Gottes. 

Die Bibel erzählt von der Erschaffung der
Welt. Sie nennt den Menschen »Bild
Gottes« (Gen/1 Mose 1,26 f.) Darin sehen Juden und Christen die Würde mensch-
lichen Lebens begründet. Es ist Gottes Ebenbild. 

Unter den Geboten Gottes gibt es wenige, die dem Schutzgebot gegenüber Fremden
und Flüchtlingen an Gewicht und Eindeutigkeit gleichkommen. Die Fremden ste-
hen unter dem unbedingten Schutz Gottes. Der Begründungszusammenhang liegt
in den Erfahrungen, die Israel in der Fremde gemacht hat: »Einen Fremden sollst du
nicht ausbeuten. Ihr wisst doch, wie es einem Fremden zumute ist; denn ihr selbst
seid in Ägypten Fremde gewesen.« (Ex/2 Mose 23,9). Israel kann sich in die Situa-
tion, in das innerste Fühlen von Fremden hineinversetzen; darum ist ihm zuzumu-
ten und von ihm zu erwarten, dass es mit Fremden so umgeht, wie es recht ist und
wie es Gott will. 

In der Selbstoffenbarung Gottes im 1. Gebot stellt er sein befreiendes Handeln vor:
»Ich bin Jahwe, dein Gott, der dich aus Ägypten geführt hat; aus dem Sklaven-
haus. Du sollst neben mir keine  anderen Götter haben.« (Ex/2 Mose 20,2.3). Die-
ses 1. Gebot macht die Befreiung von Sklaverei und Unterdrückung zur unvergess-
lichen und unablösbaren Eigenschaft Gottes. Darum rücken Fremde, also Men-
schen, die von Gleichgültigkeit, Missachtung und Unterdrückung bedroht sind, in
die Mitte der Schutzbestimmungen Gottes. Das Schutzgebot gegenüber Fremden
durchzieht wie ein roter Faden die Sammlung der Gebote des Alten Testamentes:

»Wenn bei dir ein Fremder in eurem Land lebt, sollt ihr ihn nicht unterdrücken. Der
Fremde, der sich bei euch aufhält, soll euch wie ein Einheimischer gelten, und du
sollst ihn lieben wie dich selbst; denn ihr seid selbst Fremde in Ägypten gewesen. Ich
bin der Herr, euer Gott.« (Lev/3 Mose 19,33 f.). Dies sind ungeheuere Sätze, die die
Nächstenliebe auch auf die Fremden ausdehnen – kulturgeschichtlich ein unglaub-
licher Sprung, den wir immer wieder uns aneignen müssen. 

Der theologische Rang dieser Gebote im Alten Testament ist eindeutig. Schutz
der Fremden, Liebe zu den Fremden und Gastrechte sind in der Mitte alttestament-
licher Theologie verwurzelt. Die Befreiung aus Ägypten und der Bund Gottes mit
seinem Volk begründen die Identität Israels, die den Schutz der Fremden und die
Achtung ihrer Rechte einschließt. 

Ein altes Glaubensbekenntnis fasst die Erfahrung zusammen. Bei der Darbringung
der Erstlingsfrüchte sollte jeder Israelit bekennen: »Mein Vater war ein heimatloser
Aramäer. Er zog nach Ägypten, lebte dort als Fremder mit wenigen Leuten und wur-
de dort zu einem großen, mächtigen und zahlreichen Volk. Die Ägypter behandel-
ten uns schlecht, machten uns rechtlos und legten uns harte Fronarbeit auf. Wir
schrien zum Herrn, dem Gott unserer Väter, und der Herr hörte unser Schreien und
sah unsere Rechtlosigkeit, unsere Arbeitslast und unsere Bedrängnis. Der Herr führ-
te uns mit starker Hand und hocherhobenem Arm, unter großem Schrecken, unter
Zeichen und Wundern aus Ägypten, er brachte uns an diese Stätte und gab uns die-
ses Land, ein Land, in dem Milch und Honig fließen.« (Deut/5 Mose 26,5-9). 

Auf diesem Fundament stehen auch wir mit unseren heutigen Bemühungen um die
Annahme des Fremden. Wir brauchen gerade in Zeiten des Fremdenhasses einen
starken, widerstandsfähigen Grund zur Abwehr von Abneigung und Ablehnung. 
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Metropolit Augoustinos von Deutschland
(Griechisch-Orthodoxe Metropolie)

Vom Nebeneinander zum Miteinander
Ansprache am 23. September 2000

Als ich Anfang der 60er Jahre nach Salzburg und später nach Deutschland
kam, konnte ich nicht ahnen, dass mein Lebensweg mich nicht in meine
Heimat Kreta zurückführen würde. Hier sollte ich vielmehr meine Lebens-

aufgabe und meine neue Heimat finden. Ähnlich ging es den meisten meiner Lands-
leute, die – immerhin erst eine knappe Generation nach dem Zweiten Weltkrieg –
nach Deutschland kamen. Sie waren – und manche von ihnen sind es heute noch –
der Überzeugung, dass ihr Aufenthalt hierzulande von begrenzter Dauer sein wür-
de, ohne irgendwelche Folgen für ihre eigene Identität oder gar die des Gastlandes.
Nun – die Erfahrung hat uns gezeigt, und wir sind dankbar dafür, dass aus »Gast-
arbeitern« »ausländische Mitbürger« wurden, ja – im Fall der Griechen etwa –
»Mitbürger der Europäischen Union«.

Eine Bewusstseinsänderung hatte stattzufinden und – lassen Sie mich dies als ortho -
doxer Bischof einmal sagen, – wir sind stolz darauf, daß auch wir dazu ein Stück
beitragen konnten. Wenn ich »wir« sage, meine ich nicht nur die Bischöfe und die
Pfarrer, sondern die vielen Tausenden von Angehörigen unserer Kirchengemeinden,
für die der Schritt vom Nebeneinander zum Miteinander tägliche Aufgabe ist. So
war es nur selbstverständlich, dass der »Tag des ausländischen Mitbürgers«, wie
er einmal hieß, von Anfang an unsere Unterstützung fand, selbst wenn es ja streng
genommen in der Kirche gar keine Ausländer gibt… (Paulus schreibt: »Es gibt nicht
mehr Juden und Griechen, nicht Sklaven und Freie, nicht Mann und Frau, denn ihr
alle seid einer in Christus Jesus.« [Gal. 3,28]).

Lassen Sie mich dies anhand einiger konkreter positiver Erfahrungen etwas näher
ausführen:
– An vielen Orten in Deutschland entstehen derzeit griechisch-orthodoxe Kirchen

und Gemeindezentren, die für uns nicht nur gottesdienstliche Funktion besitzen.
Auch geht es nicht darum, nationale Ghettos und Heimatvereine zu betreiben.
Unser Anliegen ist es vielmehr, Stätten der Begegnung und des Dialogs zu schaf-
fen, wo immer es geht, nicht »draußen auf der grünen Wiese«, sondern dort, wo
die Menschen leben, Deutsche und Nicht-Deutsche.

– Der Gedanke eines geeinten Europas, der – ebenso übrigens wie die Hoffnung
auf die deutsche Einheit Jahre lang nicht zum Grundkonsens politischer Sprache
gehörte – ist mir persönlich, aber auch vielen meiner Landsleute zunehmend
wichtiger geworden. Als griechisch-orthodoxe Christen in Deutschland, die sich
als integrativer Bestandteil dieser Gesellschaft verstehen, sind wir bereit, daran
mitzuarbeiten. Und auch hier geht es nicht um Abschottung nach außen (Stich-
wort: Trutzburg Europas), sondern um die Schaffung jenes Klimas, das die Tole-
ranz weit hinter sich lässt und Akzeptanz des Anderen mit sich bringt. Kein Ge-
ringerer als Goethe hat dies so formuliert: »Toleranz sollte eigentlich nur eine
vorübergehende Gesinnung sein. Toleranz muss zur Anerkennung führen. Dul-
den heißt beleidigen.« Dass dies in einer weithin entchristlichten Gesellschaft kei-
ne einfache Aufgabe ist, versteht sich von selbst.

– Vor einigen Tagen fuhren der Bürgermeister und der Stadtrat einer rheinischen
Kleinstadt nach Griechenland, um eine Städtepartnerschaft mit einer dortigen
Stadt einzugehen. Und es war für sie wichtig, bei diesem auf Zusammenarbeit
und gegenseitige Annäherung angelegten Projekt Menschen mitzunehmen, die
seit Jahrzehnten in dieser Arbeit engagiert sind. Dass selbstverständlich auch der
griechisch-orthodoxe Pfarrer der Stadt Mitglied der städtischen Delegation war,
zeigt meines Erachtens, welche Aufgabe die Kirchen hier haben. Und es zeigt,
dass auch die zahlenmäßig so viel kleinere dritte christliche Kirche des Landes,
die Griechisch-Orthodoxe Metropolie von Deutschland, hier tatkräftig mitwirkt.
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Bischof Karl Lehmann,

Metropolit Augoustinos, 

und Präses Manfred Kock 

am 23. September 2000 

in Hannover
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Gottesdienst am 24. September 2000 
in der Kreuzeskirche in Essen
zur Eröffnung der »Interkulturellen
Woche 2000« in der Evangelischen 
Kirche im Rheinland
Predigt von Yo Ludwig, Reformierte
Kirche, Paris, Frankreich

Ich komme aus Frankreich – Zine -
dine Zidane, Laurent Blanc, David
Trezeguet, Youri Djorkaeff, Lilian

Thuram … 
Unser Land verdankt ihnen und der

vielfarbigen Mannschaft die Welt- und
Europameisterschaft im Fussball.

Jeder Torschuss war für Le Pen und
die Anhänger des Rassismus und der
Fremdenfeindlichkeit ein Schlag ins Ge-
sicht und ein Argument des Hasses we-
niger.

Die große Mehrheit unserer Lands-
leute hat erst da verstanden, dass eine
multikulturelle Gesellschaft kein Han-
dikap ist, sondern sogar eine Chance
sein kann.

Diese Elf und die gesamte Mann-
schaft haben uns etwas mehr Vertrauen
in uns selbst und in unsere Zukunft ge-
schenkt.

Zinedine, David, Laurent, Youri, Li-
lian und die anderen gehören zu uns,
und so hoffe ich – auch Mohammed aus
Marokko, Yusra aus Algerien, Mayan-
ga aus Kamerun, Dionisio aus Spanien
und Rienzie aus Sri Lanka.

Ich komme aus Frankreich. Evangeli-
sche Christen sind in meinem Land eine
Minderheit…

Ich komme aus Frankreich und bin
Pfarrer der Reformierten Kirche, einer
Kirche, die nach der Verfolgung durch
absolutistische Herrscher und dem Exil
in vielen Ländern Europas und weit
darüber hinaus, erst im Jahre 1789,
dem Jahr der Revolution, die Freiheit
erfahren durfte. So ließ mein Kollege,
Pfarrer Paul Henri Marron, an der Tür
seiner neu eröffneten Kirche sofort zwei
Marmortafeln anbringen: die eine ent-
hält das Vaterunser, in die andere ist die
Erklärung der Menschen- und Bürger-
rechte eingemeißelt.

»Chacun a le droit à la reconnaissance
en tous lieu de sa personnalité juridi-
que«

oder in der deutschen Fassung des 
6. Artikels der Erklärung vom 10. De-
zember 1948:

»Jeder Mensch hat überall Anspruch
auf Anerkennung als Rechtsperson«

Wir haben einander nötig, und so freue
ich mich, heute mit Ihnen das Wort
Gottes hören und teilen zu dürfen; das
Wort, aus dem die Eine Kirche Jesu
Christi lebt. So grüße ich Sie, die bunte
Gemeinde, heute morgen mit drei Wor-
ten der Bibel:

Genesis das erste Buch Mose, das Buch
von der Geburt des Lebens und der
Welt, Kapitel 1, Vers 27: 

»Gott schuf also den Menschen als
sein Abbild; zum Ebenbild Gottes schuf
er ihn. Als Mann und Frau schuf er sie.«

Weiter die Aufforderung des Propheten
Jeremia an die Israeliten im babyloni-
schen Exil:

»Bemüht euch um das Wohl der
Stadt, in die ich euch geführt habe, und
betet für sie zum Herrn; denn in ih-
rem Wohl liegt euer Wohl.« Kapitel 29,
Vers 7

und ein wenig weiter die Verheißung
Gottes, die er den Verbannten und Mut-
losen zuruft:
»Denn ich, so spricht Gott – ich kenne
meine Pläne, die ich für euch habe, Plä-
ne des Heils und nicht des Unheils; denn

ich will euch eine Zukunft und eine
Hoffnung geben.« Vers 11.

Und das dritte, das fast wie eine logische
Folge der beiden ersten Worte klingt,
schreibt Paulus in seinem Brief an die
Römer, Kapitel 8, Vers 19: 

»Denn die ganze Schöpfung wartet
sehnsüchtig auf die Offenbarung der
Söhne und Töchter Gottes.«

Drei Worte der Bibel habe ich gelesen –
haben wir gehört.

● Ein Fremder bin ich, wenn ich die
Schrift lese, fremd sind mir die Sprache,
die sie spricht, fremd ist die Kultur, in
der sie entstanden ist, fremd sind mir die
Orte und die Zeit.

● Ich muss mich anstrengen, um zu ihr
zu kommen, um den Menschen zu be-
gegnen, die 3.000 km von hier und
2.000 oder gar 3.000 Jahre vor mir leb-
ten.

● In ihrem Land und in ihrer Zeit bin
ich ein Fremder, sind wir alle Fremde,
und doch verlangt Gott von mir, dass
ich zu ihnen gehe. Er führt mich dahin,
wohin ich eigentlich nicht gehen will,
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Predigt

Yo Ludwig

Vorspruch des aktuellen Bekennens
zum Credo

Liturg: Lasst uns angesichts der Situation in
unserer Gesellschaft bekennen:

(Liturg und Gemeinde:) Wir bekennen uns
zur Ehrfurcht vor dem Leben
gegen jegliche Gewalt an Schwachen.
Wir bekennen uns zur Würde
auch von Fremden und Angefochtenen
gegen jegliche Fremdenfeindlichkeit.
Wir bekennen uns 
zu Recht und Gerechtigkeit
auch für Abhängige und Benachteiligte
gegen jegliche Ausgrenzung 
von Menschen.

Liturg: Lasst uns unseren christlichen Glau-
ben bekennen:

(Liturg und Gemeinde:) Ich glaube an Gott
den Vater, den Allmächtigen, …

(Quelle: Faltblatt für die Evangelischen
Gottesdienste in der Superintendantur
Jena, Pfarrer Dr. Friedrich Wallbrecht, 
Alexander-Puschkin-Platz 2, 07745 Jena)

Bringe uns zur Umkehr

Wenn wir auf nichts anderes hören
als unsere eigene Meinung, 

wenn wir unsere Stimme erheben
und ungerechtfertigte Beschuldigungen
 aussprechen, 

wenn wir uns laut empören,
um alle Gegenstimmen zum Schweigen zu
bringen,

dann bringe uns zur Umkehr, Gott,
damit wir kein falsches Zeugnis ablegen.

Bringe uns zur Umkehr, Gott,
damit wir unsere Herzen öffnen
und uns nicht nur empören!

(Quelle: Assembly Workship Book, Harare
1998, Nr. 70, Seite 45)



aus mir heraus zu Männern und Frau-
en, mit denen ich auf den ersten Blick
nicht viel gemeinsam habe, und wenn
ich Glück habe, so kommen sie mir ein
Stück entgegen auf dem Weg. Ich muss
mit ihnen sprechen über ihr Leben, ihre
Fragen und Probleme kennen – und ver-
stehen lernen. Das muss ich tun, um
meiner eigenen Nöte und Fragen, um
meiner eigenen Zeit und Welt willen.
Das verlangt Gott von mir, um meiner
selbst willen.

Es gibt Begegnungen, die nicht stattfin-
den, »des rendezvous manques«,ver-
fehlte Treffen, und es gibt Begegnungen,
die einen Schock bedeuten, die neue
Horizonte eröffnen, nach denen die
Dinge nie wieder die selben sein können
wie vorher. Auch gibt es Begegnungen,
bei denen man behutsam zueinander
findet, so wie der Fuchs zum Kleinen
Prinzen von Saint Exupery sagt: »Ich
bin scheu, du musst mich zähmen.«

Ich brauche das Gespräch mit dem
Fremden, dem Anderen, damit ich mir
selber vertraut werde, das verstehe, was
ich glaube und sein kann, der ich bin.
Darum habe ich ein Recht auf den
Fremden … auf ein Wort von außen …
auf den Nächsten, auf den Andern.

Die christlichen Kirchen hatten
lange Zeit hindurch Schwierig-
keiten mit den Menschenrech-

ten; waren die doch in Zeiten der Un -
ruhe und des Umbruchs entstanden als
Ergebnis menschlicher Überlegung und
Rationalität. Ist doch das Recht, das sie
beanspruchen, mehr gestellte Forderung
als empfangene Gabe.

● »Gott schuf also den Menschen als
sein Abbild; zum Ebenbild Gottes schuf
er ihn. Als Mann und Frau schuf er sie«

Konkreter geht es nicht: Bewohner die-
ser Erde, zur Freiheit geboren, zur Mit-
menschlichkeit geschaffen, zur Verant-
wortung aufgerufen als soziale Wesen,
zum Zusammensein und zur Gemein-
samkeit, politische Persönlichkeiten, be-
auftragt zu ordnen und zu verwalten,
intelligente Wesen, die dem Ganzen, die
der Schöpfung, der Welt Sinn geben.

Gottes ist diese Erde, weil es den Men-
schen gibt, Menschen, so vielfältig, so
verschieden, so reich an Kulturen und
Geschichte, so gezeichnet von Vergan-
genheit und so voll von Zukunft. Zum
Ebenbild geschaffen, zum Partner, zur
Partnerin, an die sich das Wort richtet
und die es auch verstehen können.

Ein interessantes Detail: Der Mensch ist
das einzige Werk der Schöpfung, das
nicht ausdrücklich als »gut« bezeich-
net wird. Und so bleibt den Menschen
die Freiheit zum Urteil, zum Tun, zum
Guten, zum Bösen. Das ist so mit der
Freiheit …

Der Mensch ist nicht notwendig für 
die Schöpfung, sie kann auch ohne ihn
vegetieren, und dennoch bekommt sie
durch ihn Sinn, durch ihn, dem ein -
zigartigen, unersetzbaren Ebenbild des
Schöpfers.

Der Mensch bleibt Gottes riskantes Un-
ternehmen, nach Freiheit strebend, stän-
dig auf der Suche nach Unabhängigkeit
und doch so anlehnungsbedürftig an
den Andern.

Aber Gott braucht jemanden, der das
Gute gut und das Böse böse nennt, und
so dürfen wir ruhig, mutig und zugleich
bescheiden, das beim Namen nennen
und dem den Kampf ansagen, was
Gottes Ebenbild und damit dem Schöp-
fer selbst ins Gesicht schlägt. Keine
Gotteslästerung ist schlimmer, sagt der
südafrikanische Bischof Demond Tutu,
Vorsitzender der Kommission »Wahr-
heit und Versöhnung«, als eine Tochter
oder einen Sohn Gottes daran zweifeln
zu lassen, dass sie oder er ein Kind 
Gottes ist. Diese Zusage, dieses Recht
ist unveräußerlich!

● »Suchet das Wohl der Stadt, in die ich
euch geführt habe«, ruft der Prophet
 Jeremia die Verbannten Israels auf und
schreibt weiter in seinem Brief: »Ich
will euch eine Zukunft und eine Hoff-
nung geben, so spricht der Herr«

Gesprochen für die Verbannten Israels
in der Weltstadt Babylon, richtet sich
diese Verheißung an das Volk Gottes in
allen Provinzen dieser Welt. Es wendet
sich insbesondere an die Menschen, die,
wo immer es auch sei, so bedrängt sind,
dass sie an sich selbst, an ihrer Würde
und an Gott zweifeln. Kein Ort auf die-
ser Welt ist so klein, kein Mensch ist so
unbedeutend, dass sie vergessen sind.

Die Verheißung gilt auch dieser Kirche,
der Gemeinde, uns, die wir heute hier
zusammen sind. Sie richtet sich an die
Eglise réformée de France wie an die
Evangelische Kirche im Rheinland, an
die Kirchen und Christen der Länder,
aus denen Sie alle kommen. Sie gilt allen
Menschen guten Willens.

Hoffnung sollen wir miteinander teilen,
Zukunft gemeinsam gestalten, uns ge-
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Kyrie

Gott, der Mensch ist als dein Ebenbild er-
schaffen. Er besitzt eine Würde, die ihren
tiefsten Grund in dir, Gott selbst, hat. Über -
all dort, wo die Würde des Menschen mit
Stiefeln  getreten und mit Worten verletzt
wird, wirst du, Gott selbst, verletzt, erleidest
du mit die Schmerzen.

Nach deinem Willen ist kein Mensch mehr
wert als ein anderer, schon gar nicht wegen
seiner Hautfarbe, seiner Kultur, seiner Kon-
fession oder Religion.

Denn du willst, dass die Menschen aller Völ-
ker, Kulturen und Religionen menschenwür-
dig miteinander leben können.

Herr, erbarme dich.

Gott, in deinem Tod am Kreuz hast du die Ver-
achtung der Menschenwürde und die Ver-
letzung der Menschenrechte zutiefst erfah-
ren und angenommen. Du stehst auf der
Seite der Verfolgten, der Armen, der Ge-
quälten. Doch hast du auch die Erfahrung
gemacht: Ich bin ein Fremdling gewesen,
und ihr habt mich aufgenommen. 

Darum ist unser Auftrag Gastfreundschaft zu
üben und unsere Türen zu öffnen für die
Fremden und Verfolgten.

Christus erbarme dich.

Fürbittgebet

Gott, wir nennen dich auch Quelle des Lebens,
wenn wir zu dir beten.

Wir haben erfahren müssen, dass dort, wo die
Quellen des Lebens versiegen, kein Leben
möglich ist:

Ohne Würde, ohne Rechte, ohne Liebe, ohne
Geborgenheit, ohne Gesundheit ist kein Le-
ben möglich.

Aber ohne Nahrung, ohne Licht, ohne Schat-
ten, ohne Wasser gehen wir auch zu Grun-
de. 

Wir brauchen die Quellen des Lebens deiner
Schöpfung wie das Wasser zum Leben. 

Aber gerade das Wasser zeigt uns unsere un-
terschiedlichen Möglichkeiten auf:

Die einen haben viel Wasser, die anderen zu
 wenig Wasser zum Leben. 

Wir beten für eine gerechte Welt, in der alle
Menschen genug Wasser zum Leben haben,
und Quellen des Lebens finden.

Indem wir beten und Wasser schöpfen…

(gehalten im Gottesdienst zur Eröffnung der
Brandenburger »Woche« am 22. September
2000 in der Oberkirche in Cottbus)

Ökumenischer Eröffnungs gottesdienst



genseitig Mut machen im Streit gegen
menschenverachtende Dummheit und
dämonischen Hass. Trösten dürfen wir
einander, wenn wir verzagen, wenn wir
den Eindruck haben, nur so wenige zu
sein, wenn wir allein sind an der Ar-
beitsstelle, einsam zu Hause. Hoffnung
ist uns geschenkt, wenn wir uns klein
füh len in der Stadt, die wir mitgestalten
wollen und sollen, kaum geduldet und
rechtlos in dem Haus, an dem wir bau-
en, um es bewohnbar zu machen, und
in dem jeder und jede Anspruch auf ei-
nen menschenwürdigen Platz hat. Nicht
nur beim Abendmahl soll es einen Platz
für alle geben, sondern auch am Tisch
der Republik Frankreich, der Bundes -
republik Deutschland und aller ande-
ren europäischen Länder soll Platz sein
für andere Bedrängte, Flüchtlinge, Asyl -
suchende.

Aber Zukunft und Hoffnung fallen
nicht vom Himmel. Sie wurden Jahr-
hunderte, sogar Jahrtausende hindurch
in menschlichen Herzen getragen, von
menschlichen Händen gestaltet und
manchmal mit menschlichem Leben be-
zahlt.

Die Protestanten Frankreichs haben
darin manchmal bittere Erfahrungen
gemacht und ihre Hoffnung teuer be-
zahlt. Es ist nicht leicht, Zukunft offen
zu halten, für sich selbst und für andere.
Dennoch, ich kann nicht anders, ich
habe ein Recht auf Zukunft, ich habe
Anspruch auf Hoffnung.

Zukunft und Hoffnung kommen aus
Gottes Hand, sie sind nicht gegeben
nach der Zahl, sondern sie kommen aus
der Fülle seiner Gnade, nach seinem
Maß. Zukunft ist – so wie Gott sie
meint – Zusage und Auftrag, sie wird
zur Bürgerpflicht und zum Auftrag für
jeden Christen. Wir wissen auch, dass
Zukunft für uns nur gemeinsam sein
kann, heute mehr denn je – für uns, für
unsere Länder, für Europa und die Welt.
Das Wohl unseres Hauses, das Wohl
unserer Stadt, das Wohl unserer Kirchen
sind eins.

Jeder Mensch hat Recht auf Zukunft,
hat Anspruch auf Hoffnung, Gottes
Recht wird Menschenrecht.

Zukunft ist unteilbar, Hoffnung gibt es
nur gemeinsam, denn ein Mensch allein
kann nicht menschlich sein. Nun haben
wir die Chance, uns aufeinander verlas-
sen zu können, uns gegenseitig zum Wi-
derstand zu ermahnen und zum Fort-
schreiten Mut machen zu dürfen. Wir
wissen: Gott hat seinen Plan mit dieser
Zeit, mit dieser Welt. Unsere Zukunft
ist auch die seine, und er braucht uns.

Darum das dritte Wort: 
● »Denn die ganze Schöpfung wartet
sehnsüchtig auf die Offenbarung der
Söhne und Töchter Gottes« 
schreibt Paulus an die Römer.

Töchter und Söhne Gottes, geschaffen
als Mit-Menschen, geboren zur Freiheit,
zur Verantwortung für die Welt. Nicht
zum alleinigen Dienst Gottes sind sie da,
sondern zu ihrem eigenen Glück oder
Unglück: Das ist Freiheit!

Die Schöpfung ist ihr Lebensraum. Sie
ist der Platz, an dem der Mensch Ge-
rechtigkeit tut oder Unrecht wirkt, Frie-
den schafft oder Krieg führt, Hass säet
oder für Versöhnung wirbt.

Jeder und jede hat Anspruch auf An -
erkennung als Rechtsperson, hat ein
Recht auf die Freiheit, die den Men-
schen ins Herz gegeben ist, Recht auf
Teilnahme am Wohl und Heil der ge-
samten Schöpfung.

Die Schöpfung ist ungeduldig und fragt
uns: Wann wird endlich Frieden sein in
Irland? Wann wird das Recht Recht sein
auf dem Balkan? Wann werden Israe-
lis und Palästinenser miteinander sein
können? Wann wird es Leben geben für
die Aids-Kranken in Afrika? Wann wird
Südafrika ganz versöhnt sein?

Und sie klagt sie an: Es kann nicht recht
sein, dass die einen zehn und zwanzig
Mal mehr Luft verbrauchen dürfen als
die anderen, dass der Süden versandet
und der Norden im Müll erstickt, dass
Afrika vertrocknet und Bangladesch im
Wasser ertrinkt, dass das Ozonloch wei-
ter aufreißt und Städte ersticken. Das
kann nicht Recht sein.

Als Söhne und Töchter Gottes sind wir
Wissende, solidarisch verbunden mit-
einander und verflochten mit dem Ge-
schehen in der Welt. Das ist Recht auf
Mensch-sein, Anspruch auf Anerken-
nung als Person, die das Recht hat, zu
dem einen Nein zu sagen, und Ja zu
dem anderen.

Leben in der Welt, Teilnahme an der
Schöpfung ist unser Schicksal. Wenn
wir es nicht tun, werden an unserer statt
die Steine klagen und die Äcker schrei-
en. Dazu soll es nicht kommen.

Darum haben einige sich entschieden,
mit Geduld und Leidenschaft für Recht
und Gerechtigkeit zu streiten, Schwes -
tern und Brüder sind wir, Grenzen kön-
nen uns nicht trennen und Kulturen
bringen uns zusammen.

Sehet, manchmal erweist sich die Bibel
als das revolutionärste Buch der Welt,
und das wegen der Hoffnung, die Gott
schenkt.

Streiten wir als Bürger unserer Län-
der unermüdlich für die Menschenrech-
te, so sind wir als Söhne und Töchter
Gottes schon Kinder des Geistes der Er-
neuerung, und der schenkt Phantasie
zum Planen und Mut zum Tun.

Amen
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Mit Fremden leben

Herr, du bist unser Gott,
du bist ein Gott, der Gerechtigkeit liebt.
Hilf, dass wir Ausländer und Deutsche
in diesem Land die Wege zueinander

 finden;
dass wir die Vorurteile und Mauern

 zwischen uns überwinden
und lernen, Unterschiede in unseren

Lebens formen einander zuzugestehen.

Hilf auch, dass sich dieses Land
vor den Zuflucht- und Asylsuchenden nicht

weiter verschließt,
dass die Menschen in Not ohne Diskrimi-

nierungen aufgenommen werden.

Herr, unser Gott, du liebst Gerechtigkeit
und Frieden.

Lass uns Christen lernen,
Menschen anderen Glaubens mit Achtung

zu begegnen
und den Freiraum zu respektieren, den sie

in unserem Land brauchen.

Lass uns miteinander die Fehlurteile über-
winden,

die unser Verhältnis zueinander belasten,
und in der Begegnung unserer Religionen

lernen,
den eigenen Glauben zu schätzen
und den Glauben der anderen zu achten.
Lass uns der Liebe Jesu entsprechend

 leben.

(aus: Agende der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck)



Predigt am 19.11.2000 in der 
Christ-König-Kirche, Eschborn, und
am 22.11.2000 in der Christuskirche,
Frankfurt

Am Ende eines längeren Ge-
sprächs über Flüchtlinge fragt
mich ein Journalist: »Sind Sie

ein Gutmensch?« Was sollte ich ant-
worten? Sage ich Ja, setze ich mich der
Lächerlichkeit aus. Sage ich Nein, ver-
rate ich meine Ideale. Der Kabarettist
Dieter Hildebrandt in einem Interview,
in dem es auch um seine moralische
Hal tung ging: »Na gut, dann bin ich
eben ein Gutmensch.« Ich bin der Ant-
wort auf die Frage ausgewichen und
habe gesagt, ich bemühte mich nur,
 unsere Verfassung und die Menschen-
rechte ernst zu nehmen. Wenn diese
Parteinahme für die Menschenrechte
verspottet werde, müsse ich das in Kauf
nehmen.

Wann dieser Begriff erstmals aufge-
taucht ist und woher er stammt, weiß
ich nicht. Es ist Neudeutsch und wird
im neuen Duden nicht aufgeführt. Ich
vermute aber, daß es eine Übertragung
des französischen Wortes »Bonhomme«
ist. Das bedeutet gutmütiger Kerl oder
auch Schwachkopf. Der Gutmensch ist
jemand, der moralische Forderungen
stellt, die nicht mehr als zeitgemäß gel-
ten. Dies besonders auch im Asyl- und
Ausländerbereich. Wer dies tut, setzt
sich der Gefahr aus, nicht mehr ganz
ernst genommen zu werden. Menschen-
rechte? Für alle? Hier bei uns? Die Welt
hat sich verändert. Das globalisierte Ka-
pital spielt die erste Geige. Die eigenen
Interessen dürfen durchgesetzt werden,
koste es, was es wolle. 

In der Auseinandersetzung um Jörg
Haider in Österreich ist »Gutmensch«
zu einem Schimpfwort geworden. Titu-
liert wurden damit die linken Gegner
des Rechtspopulisten und seiner Par-
tei. Dazu zählten z.B. alle, die an der
Lichtermeerdemonstration am 12. No-
vember des vergangenen Jahres am
Wiener Stephansplatz teilgenommen
hatten. Die eindrucksvolle Lichter -
demonstration wird als »Hochamt der
heimlichen Gemeinschaft der Gutmen-
schen« dif famiert. Die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer gelten als Chor der
Gutmenschen. Sie führten nur Leerfor-
meln der Humanität im Munde. Jörg
Haider nennt sie fanatische Gutmen-

schen. Manche Zeitungen nennen sie
einäugig; sie würden sich selbst zu Gut-
menschen ernennen. Das alles steckt
heute dahinter, wenn jemand als Gut-
mensch bezeichnet wird. 

Wir sind noch nicht ganz so weit wie in
Österreich. Bei uns ist man nur ein  we -
nig herablassend gegenüber einem Men -
schen, der »unzeitgemäße« Forderungen
stellt. Ein Gutmensch muss also  damit
leben, als unmodern, naiv und einfältig
zu gelten. Wer möchte schon so angese-
hen werden? Wer hält es auf die Dauer
aus, eine lächerliche Figur zu sein?

War Jesus Christus ein Gut-
mensch? Das hört sich in dem
Text, den wir soeben ver nom -

men haben, gar nicht so an. Eine heid-
nische Ausländerin aus dem Gebiet der
Städte Tyrus und Sidon wird der Umge-
bung Jesu lästig, als sie um die Heilung
ihrer Tochter bettelt. Jesus steht dem in
nichts nach, sondern bezeichnet die ver-
zweifelte Mutter indirekt als Hündin.
Ihr stehe nicht zu, was den Kindern des
Volkes Israel vorbehalten sei. 

Die Frau greift das Wort von den Hun-
den auf, die sich von dem ernähren, was
die Herrschaften unter den Tisch fallen
lassen. Jesus gibt sich geschlagen, wohl
das einzige Mal, daß er in einem Streit-
gespräch unterlegen ist, einer Frau, ei-
ner Fremden, einer Heidin. Hier sehe
ich einen der entscheidenden Lernpro-
zesse, die der Prophet aus Nazareth
selbst durchgemacht hat. Ein Lernpro-
zess für den diese Frau Pate steht. Das
Heil Gottes ist allen Menschen zuge-
dacht. Israels Aufgabe war es, diesen
Gedanken in einem mühsamen, über
die Jahrhunderte gehenden Prozess rei-
fen zu lassen. Dieser Prozess vollzog
sich in Palästina, dem Sammelbecken
unterschiedlichster Völker, Sprachen,
Kulturen und Religionen. 

Das Volk Israel lebte in einem Gebiet, in
dem sich die Handelswege zwischen
dem Orient, Afrika und dem Mittel-
meerraum schnitten. Die Phönizier, zu
denen die heidnische Mutter gehörte
(das Markusevangelium bezeichnet sie
als Syrophönizierin), standen für die
Vermittlung der Kulturen nach allen
Richtungen hin. In diesem Gebiet gab es
außerdem die Kanaaniter, kaukasische
Völkerschaften, die in diesen Raum ein-
gewandert waren. Außerdem nennt die

Bibel die Hetiter, ein nichtsemitisches,
vorarisches Volk. Durch den Korridor
Palästinas waren viele Völkerschaften
gezogen oder auch eingewandert. Etwa
die Hurriter, die Amoriter, die Amaleki-
ter, die Pheresiter, die Gabaoniter. Was
sich in diesem relativ kleinen Raum 
an Multikultur abspielte, stellt selbst
Frankfurt in den Schatten. Israel musste
seine Identität und seinen Glauben in
stärkster Konkurrenz zu andern Völ-
kern, Göttinnen und Göttern durchhal-
ten. Gleichzeitig sollte es der Mensch-
heit das Geschenk der Universalität des
Heiles Gottes überbringen, wenn die
Zeit des Messias anbricht. 

Dies geschah dann, so unser Glau-
be, im Zeichen der Lächerlich-
keit und der Schande, im Zei-

chen eines Kreuzes. Ist es ein nachöster-
liches oder ein vorösterliches Wort Jesu?
Wer meine Jüngerin, wer mein Jünger
sein will, der schleppe täglich seinen
Schandpfahl mit sich herum. Der mache
sich lächerlich mit der Botschaft, dass
ein von den Römern an das Holz ge -
hängter Wanderprediger allen Völkern
und Nationen das Heil bringt. Täglich
den Kreuzespfahl schultern, heißt nicht
so sehr Krankheit, Leid und die Schick-
salsschläge des Lebens gläubig und
fromm zu ertragen. Es heißt, täglich die
grenzüberschreitende Kunde überbrin-
gen, dass die Menschenrechte für alle
gelten.

Seit Ihr Gutmenschen? Wollt Ihr
wirklich Gutmenschen sein? Die
tonangebende Gesellschaft in un-

serem Land, in Europa, in Japan und
Nordamerika wartet nicht auf diese
Kunde. Menschenrechte, ja, wenn sie
uns nicht zu viel kosten. Ausländer, ja,
wenn sie uns nützen, nicht aber die, die
uns ausnützen; gemeint sind die Flücht-
linge. Das Wort stammt von einem evan -
gelischen Synodalen der bayerischen
Landeskirche (Innenminister Günther
Beckstein, CSU), gut Freund mit unse-
rem derzeitigen Bundesinnenminister
(Otto Schily, SPD).

Dass Menschen, die sich für die Ein -
haltung der Menschenrechte gegenüber
allen, vor allem auch gegenüber den
Fremden und Zugezogenen einsetzen,
als Gutmenschen bezeichnet werden,
das gehört zur Fremdenfeindlichkeit, die
aus der Mitte der Gesellschaft kommt,
einer Gesellschaft, die nur noch ein Ziel
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hat, nämlich die Aktienkurse steigen zu
lassen. Dagegen erhebt sich eine Min-
derheit von Gutmenschen. Sie kommen
aus den verschiedensten religiösen, geis -
tigen und weltanschaulichen Lagern,
gerade auch aus dem christlichen. Ge-
meinsam ist ihnen die Idee der Globali-
sierung, allerdings nicht die des Kapi-

tals, sondern die der Menschenrechte.
Ich habe den Eindruck, dass die Men-
schenrechte trotz aller gegenläufigen
Tendenz immer mehr an Bedeutung ge-
winnen. Die Gutmenschen, die Jünge-
rinnen und Jünger des Gutmenschen
 Jesus Christus sind, nehmen täglich 
das Spottholz auf sich. Dazu brauchen

sie allerdings Gemeinschaft, die sie
stützt, Gruppen, Gemeinden, Kirche,
eine ökumenische. weltumspannende
Kirche. Feiern wir also das »Hochamt
der heimlichen Gemeinschaft der Gut-
menschen«!

Installation beim Interkulturellen
Gottesdienst in der St. Clemens-
Basilika, Hannover, am 24.9.2000

Zerbrochene Tonziegel liegen vor
dem Altar, Bruchstücke mit den
Namen von Opfern der rechten

Gewalt. Dahinter stehen auf einer Al-
tarstufe unversehrte Ziegel, auf den in
verschiedenen Sprachen nur ein Wort
steht: Würde. 

Mit dieser Installation zum Interkultu-
rellen Gottesdienst in der Interkulturel-
len Woche 2000 in der Basilika St. Cle-
mens in Hannover sollte sowohl den
Opfern rechter Gewalt in den letzten
Jah ren in Deutschland gedacht als auch
eine Sensibilität für das Motto der  Wo -
che geschaffen werden: »Die Würde des
Menschen ist unantastbar.« Ver an staltet
wurde dieser Gottesdienst vom Sach-
ausschuss »Katholiken anderer Mutter-
sprachen« des Katholikenrates für die
Region Hannover. Bernhard Fedder,
Mitglied des Sachausschusses und zu-
gleich Vorstandsmitglied des Katholi-
kenrates, ging in seiner Begrüßung auf
dieses Motto ein. Er erinnerte an die Er-
klärung, die vor 50 Jahren Millionen
von Amerikanern der für Berlin be-
stimmten Freiheitsglocke mit auf den
Weg gegeben hatten: »Ich glaube an die
Unantastbarkeit und die Würde jedes
einzelnen Menschen. Ich glaube, dass
allen Menschen vor Gott das gleiche
Recht auf Freiheit gegeben wurde. Ich
verspreche jedem Angriff auf die Frei-
heit Widerstand zu leisten, wo auch im-
mer er auftreten möge.«

Die in den Gottesdienst nach den Für-
bitten eingebettete Aktion wurde von
dem Sachaus schussmitglied Cordula
Canisius-Yavuz eingeleitet, indem sie
daran erinnerte, dass in un serem Land
Menschen zu Opfern werden, weil sie
eine andere Hautfarbe, eine andere Re-
ligion oder andere Kultur haben oder
auf der Straße leben. Beispielhaft nann-

te sie die Namen Alberto Adriano aus
Dessau, Jan W. aus Berlin, Familie Genc
aus Solingen, deren Namen mit der
 Jahreszahl des Anschlages auch auf den
zerbrochenen Tonziegeln verzeichnet
waren.

Währenddessen traten aus den vorderen
Kirchenbänken Menschen unterschied-
lichster Hautfarbe, Nation, Alter und
Religion heraus und verweilten vor den
Stufen in kurzem Gedenken. Dann
schritten sie die Stufen hinauf, drehten
sich zur Gemeinde um und nahmen
jede(r) einen Tonziegel mit der Auf-
schrift »Würde« in die Hand, und zwar
jede(r) den in ihrer /seiner Sprache. Der
Reihe nach sprach jede(r) dann den
Satz: »Die Würde des Menschen ist un-
antastbar«, in Deutsch, Englisch, Tami-
lisch, Türkisch, Russisch und in Wolof,
welches man im Senegal spricht. Dieser
Satz wurde danach noch einmal ge -
mein sam gesprochen, von jeder(m) wie-
derum in ihrer/seiner Sprache. Danach
verweilten sie in ihrer Position mit der

hochgehaltenen Würde, stellten diese
dann wieder ab und gingen in ihre Bän-
ke zurück. 

Mit dieser Installation sollte verdeut-
licht werden, dass man für die Würde
des Menschen aufstehen und einstehen
muss. Szenisch wurde dadurch eine For-
derung unterstrichen, die bereits im Sep-
tember 1993 in einer Einladung zum
Gottesdienst an alle Pfarrgemeinden der
Region Hannover wie folgt formuliert
wurde: »Angesichts der Ereignisse der
letzten Zeit gegen Fremde in unserem
Land halten wir es für wichtig, dass wir
als Katholische Kirche immer wieder
Zeichen setzen für Verständigung zwi-
schen den Völkern und für ein friedvol-
les Zusammenleben.«

Dementsprechend hat der Sachaus-
schuss in jedem Jahr neben dem Inter-
kulturellen Gottesdienst, zu dem jeweils
ca. 400 Menschen kommen, weitere
Ak tionen zur Verständigung zwischen
Menschen unterschiedlicher Kulturen
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durchgeführt, u. a. eine Studienreise
nach Polen. 1998 hat der Sachausschuss
mit der Herausgabe der Broschüre
»Miteinander für eine Stadt der Tole-
ranz und Menschenwürde« umfassend
für dieses Anliegen geworben und über
seine vielfältige Arbeit informiert. In der
Broschüre stellten sich zugleich die spa-
nische, italienische, polnische und kroa-
tische Gemeinde sowie deutsche Pfarr-
gemeinden, Arbeitskreise, Institutionen
und Initiativen vor, die gemeinsam die
Arbeit des Sachausschusses tragen.

Die Zukunft ist bunt, deshalb laden wir
alle Menschen ein, mit uns in mit-
fühlender Solidarität und Gerechtigkeit
für die Würde der Menschen einzuste-
hen und aufzustehen.

Doris Scheer, 28.1.2001
Katholische Ausländerseelsorge Hannover

Gottesdienst im Christuspavillon,
24.9.2000, auf der EXPO Hannover

Sammlungs- und Klagegebet

Gott, dir ist keine Situation fremd. 
Du gehst den Weg von uns Menschen

mit,
du kennst unsere Fragen, unsere

Angst, unser Fremdsein.

Menschen müssen aus ganz verschiede-
nen Gründen ihre Heimat verlassen und
sich auf den Weg ins Ungewisse ma-
chen. 

Heimat lässt sich nicht einfach ein-
packen und mitnehmen. 

Zurück bleibt, was uns vertraut war:
ein Zuhause, Freunde, Liebgewordenes. 
Die Angst kommt mit. Und die Trauer.

Gott, Menschen brechen auf und wer-
den heimatlos. Die Umstände zwingen
sie dazu. Die Verfolger und die Mitläu-
fer. Der Hass und die Gewalt. Gott, dich
fragen wir: gibt es nur diesen einen Aus-
weg? 

Gemeinsam rufen wir: 
Gott, bleibe bei uns auf unserem Weg.

Menschen unterwegs. Fremde unter
Fremden. Am Ende ihrer Kräfte. Nie-
mand ist da, der versteht und der mit -
leidet. Niemand ist da, der mithilft, die
Last zu tragen. Die Tränen mitzuwei-
nen. 

Die Heimat liegt in der Vergangen-
heit. Und die Zukunft?

Hoffnung und Resignation mischen
sich.

Gott, du kennst dich aus mit dem Un-
terwegssein. Du wirst mitgeschlagen
und mitvertrieben. Gib dich zu erken-
nen, wenn Menschen nach dir rufen!

Gemeinsam rufen wir: 
Gott, bleibe bei uns auf unserem Weg.

Menschen kommen an in einem frem-
den Land. Nichts ist ihnen vertraut. Die
Sprache nicht, die Gesichter nicht. Die
vielen Geräusche und Bilder auch nicht.
Unruhige Nächte und Tage. Ängstliche
Begegnungen. Und Fragen über Fragen. 

Gott, mitten in allem Fremden suchen
wir nach Halt, nach einem Lächeln,
nach einem freundlichen Wort, nach ei-
nem Menschen, der uns begleitet.

Gemeinsam rufen wir:
Gott, bleibe bei uns auf unserem Weg.

Da sind Menschen auf der anderen Sei-
te, die Angst vor dem Fremden haben.
Die sich nicht vorstellen können, dass
jede Begegnung auch Bereicherung be-
deuten kann. Die lieber ihre Vorurteile
pflegen, weil ihnen Politik und Stim-
mungsmache wichtiger sind als Men-
schen.

Gott, wir kommen nicht an gegen die
Mauern, die Menschen aufbauen, oft
unsichtbar und doch mit einer spürba-
ren Wirkung.

Wir laufen uns müde bei unserem
Einsatz für Frieden und Gerechtigkeit.
Wir brauchen dich, damit wir unsere
Visionen nicht verlieren.

Gemeinsam rufen wir:
Gott, bleibe bei uns auf unserem Weg.

Und da sind Menschen, die sich selber
fremd geworden sind. Die fragen: Wer
bin ich? Wohin geht mein Weg? Wie soll
ich mich entscheiden? Menschen, denen
das Vertraute abhanden gekommen ist
und die eine innere Heimatlosigkeit er-
leben. 

Gott, wir sehnen uns danach, das Frem-
de hinter uns zu lassen. Wir sehnen uns
danach, dass aus dem Fremden Vertrau-
tes wird.

Vergib uns, wo wir diese Sehnsucht
nicht mit anderen teilen.

Wo wir uns in der Fremde eingerich-
tet haben, weil es bequemer erscheint.
Halte du selber diese Sehnsucht in uns
wach.

Gemeinsam rufen wir:
Gott, bleibe bei uns auf unserem Weg.

Und da ist unser Gott, mit uns unter-
wegs, begleitend und fordernd. Und
doch einer, der uns oft genug fremd
bleibt. Und sich damit unserer Verfü-
gung entzieht. Er ist sich selber fremd
geworden, um sich auf uns Menschen
ganz und gar einzulassen. Und so hält er
mit uns unsere Fremdheiten aus. In al-
lem, was uns fremd ist und bleibt, be-
gegnet uns immer auch Gott selber.
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In kurzen Hörfunkspots und Beiträ-
gen lässt die Radioreihe »Wir alle
sind Saarländer«, Ausländer selbst

zu Wort kommen. Zu den besten Sen-
dezeiten erzählen sie in teilweise gebro-
chenem Deutsch, teils mit perfekter
deutscher Aussprache, was sie tagtäg-
lich als Ausländer in Deutschland erle-
ben.

»Saarländer sind Menschen im Saar-
land. Ohne Unterschied«, heißt es in
den Radiobeiträgen.

Die Menschen, die ihren ausländischen
Nachbarn beim Einkaufen begegnen
oder am Arbeitsplatz, sollen mehr von-
einander erfahren und Verständnis für-
einander aufbringen.

So erzählen die jungen Türkinnen,
aus der Frauengruppe der Evangeli-
schen Kirchengemeinde Saarbrücken-
Brebach, weshalb sie seit zehn Jahren
dort hinkommen. Es ist für sie eine
Chance, der Isolation zu Hause zu ent-
kommen: »Denn als türkische Frau
kann man ja sonst nirgendwo hingehen,
wenn man allein ist.«

Die 28-jährige Sebi, Studentin der Sozi-
alpädagogik, nach eigenen Angaben
»made in türke«, lockte die Liebe von
Köln an die Saar. Ausländerfeindlichkeit
erlebt sie verdeckt. »Da wird nicht ge-
grüßt, die Nachbarn vermeiden Kontak-
te, im Bus sind die Blicke anders«, zählt
sie auf. Sie wünscht sich mehr Offenheit
von beiden Seiten, von Deutschen und
Ausländern, damit es zu wirklichen
 Begegnungen kommt. Und die sollten
schon in Kindergarten und Schule statt-
finden. »Einfach mal mit der Klasse
 einen türkischen Schulkameraden zu
Hause besuchen oder die Oma einladen,
die aus ihrer fremden Heimat berich-
tet«, ist Sebis Vorschlag.

Wie dringend notwendig dies ist, zeigt
das Beispiel von Maria. 

� Sie stammt aus der Ukraine. Jeden
Tag ärgern sie die Mitschüler wegen 
ihrer »komischen Sprache«. Manch-
mal schlagen sie die Klassenkameraden
auch. Gut, dass Jennifer und ihre Freun-
din öfters bei ihr bleiben und auf dem
Schulhof Partei für sie ergreifen.

� Pedro aus der Dominikanischen Re-
publik fühlt sich in Deutschland über-
haupt nicht wohl. Der begeisterte Rap-
per erzählt von Gewalt gegen Ausländer
auf dem Schulhof und wird ganz traurig
bei den Worten: »Eigentlich bin ich nur
hier, weil meine Mutter unbedingt nach
Deutschland wollte.«

� Alexander lebt seit zwei Jahren im
Saarland. Ursprünglich kommt er aus
Kiew, in der Nähe ist Tschernobyl. Zur-
zeit macht er bei der Diakonie eine Aus-
bildung als Gärtner. »Die Menschen
hier waren höflich, aber etwas kalt«, er-
zählt er mit belegter Stimme. Alexander
hat Heimweh.

� Nicki, 36 Jahre, stammt aus Rumä-
nien. Vor fünf Jahren ist er seinen Ver-
wandten nach Deutschland gefolgt,
dem Heimatland seiner Urgroßeltern.
»Weil in all meinen Papieren meine Na-
tionalität mit ›deutsch‹ angegeben war,
war ich für meine Schulkollegen der
Nazi. Bei jedem Streit, bei jeder Kleinig-
keit wurde ich so genannt.« Nicki lebt
gerne in Deutschland. Hier hat er Arbeit

und hofft für sich und seine 6-jährige
Tochter auf eine gute Zukunft.

� Sawet ist Kriegsflüchtling aus dem
ehemaligen Jugoslawien. Ihm gefällt,
dass die Menschen in Deutschland ohne
große Spannungen miteinander reden
können. »Das ist ein Beispiel für ande-
re Länder«, lobt er seine neue Heimat.

Die Sendereihe »Wir alle sind Saar -
länder« ist eine Kooperation zwischen
dem Evangelischen Privatfunkbüro Saar
Saarbrücken, (www.ekir.de/pfbsaar),
der Paulinus-Rundfunkagentur, Trier,
und Radio Salü.

»Wir wollen das Thema ›Toleranz‹ ohne
erhobenen Zeigefinger ins Programm
bringen«, heißt es in einer gemeinsamen
Presseerklärung, »indem wir einfach
zeigen, wie die Realität ist.«

Wolfgang Glitt, Pastor und Journalist, 
Beauftragter der Evangelischen Kirche im 
Rheinland für Privatfunk im Saarland
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Plakate, Broschüren, Rock und 
Reden – Stiftung des Dresdner 
Druck- und Verlagshauses startet

Das Plakat zieht den Blick ma-
gisch an: Es zeigt einen dunkel-
häutigen jungen Mann in einer

Haltestelle, den Laptop auf den Knien.
Von 8 bis 18 Uhr Experte, ist zu lesen.
Nachts, wenn das Plakat angestrahlt
wird, erscheinen schattenhaft Gestalten,
beängstigend, bedrohlich. Und der
Schriftzug wird um zwei vielsagende
Worte ergänzt: Danach Ausländer.

Es ist eines von drei City-Light-Plaka-
ten, die zurzeit in Dresden zu sehen sind
und emotional auf die Situation von
Ausländern in Sachsen aufmerksam ma-

chen. Mit der Plakatkampagne startet
die Aktion Toleranz ihre Arbeit gegen
Fremdenfeindlichkeit, Radikalismus
und Intoleranz unter Jugendlichen.

Die Stiftung für Toleranz des Dresdner
Druck- und Verlagshauses, so der ex -
akte Name, wurde im Oktober unter
dem Dach der Bürgerstiftung Dresden
gegründet. Dies sei die Antwort auf
Ausländerhass und fremdenfeindliche
Übergriffe, die den Ruf Sachsens und
Deutschlands überhaupt beschädigen,
sagt der Vorsitzende des Stiftungsvor-
standes, Mario Frank, Geschäftsführer
des Dresdner Druck- und Verlagshau-
ses, zu dem auch die SZ und die Mor-
genpost gehören. Er empfinde es als
eine Katastrophe, dass bei einer Umfra-

Aktion Toleranz
Zivilcourage gegen Fremdenfeindlichkeit

Beispiele und Anregungen



ge der SZ fünf Prozent der Sachsen Ver-
ständnis für Gewalt gegen Ausländer
zeigten. Das fordere Engagement und
Zivilcourage heraus.

140.000 Mark beträgt zurzeit das Kapi-
tal der Stiftung. 90.000 Mark davon
sind Spenden, vor allem von Unterneh-
men, die sich mit ganzseitigen Anzeigen

mit den Ziel der Aktion Toleranz soli-
darisierten. Mit diesen Spenden soll als
nächstes eine Broschüre entstehen, die
über Ausländer in Sachsen – ob als In-
vestoren, Künstler, Wissenschaftler oder
Gastronomen – informiert. Die Aktion
Toleranz bereitet zudem für den Herbst
gemeinsam mit dem Dresdner Staats-
schauspiel »Reden gegen Rechts« vor
und ist Partner von Udo Lindenbergs
Initiative »Rock gegen Rechts«.

Besonders wichtig aber seien persönli-
che Kontakte mit Ausländern, sagt SZ-
Chefredakteur und Stiftungsvorstand
Peter Christ. Denn, auch das ergab die
Umfrage: Jeder zweite Sachse kennt gar
keinen Ausländer. Daher sollen im Frei-
staat wirkende ausländische Persönlich-
keiten mit Jugendlichen zusammenge-
bracht werden. Der Chefdirigent der
Sächsischen Staatskapelle, Giuseppe Si-
nopoli, habe ein Treffen bereits zuge-
sagt.

Renate Berthold, Sächsische Zeitung, 

Dresden, 9. Februar 2001

Woche der ausländischen Mitbürger
Kirchenpräsident Helge Klassohn
 diskutiert mit Jugendlichen 

Wie es scheinen will, war ei-
ne solche Aussprache doch
sehr nötig. Die anfängliche

Befürchtung von Helge Klassohn, Kir-
chenpräsident der Evangelischen Lan -
des kirche Anhalt, es würde vielleicht
kei ner etwas sagen, erfüllte sich nicht.
Eher das Gegenteil war der Fall. Über
hundert Schüler Dessauer Sekundar-
schulen und Gymnasien waren im  Rats -
saal mit dem Kirchenpräsidenten zu -
sam mengekommen, ein Thema zu dis-
kutieren: Mehr Toleranz – keine Gewalt.

Vor dem Hintergrund des Mordes an
Alberto Adriano im Dessauer Stadtpark
drohte die Diskussion mehrmals, in eine
Richtung zu verlaufen: Gewalt von
Rechts, von Skinheads. Doch Klassohn
hatte bereits eingangs darauf aufmerk-
sam gemacht, und er tat es wiederholt:
es ging um Gewalt schlechthin. Um Ge-
walt als denkbar ungeeignetes Mittel,
Konflikte zu lösen. Fremdenhass, Frem-
denfeindlichkeit, Angst vor Angehöri-
gen anderer Völker spielten dabei den-
noch eine große Rolle. Aber auch Klas-
sohns Feststellung: »1989 gab es den
vielleicht wichtigsten Ruf der Demons -

tranten: Keine Gewalt! Er hat uns  da -
mals unwahrscheinlich weitergeholfen.«

Ausgehend davon und einleitenden
Worten von Bürgermeister Holger Platz
wurde nach kurzer Phase der Zähigkeit
munter diskutiert. Platz’ Aufforderung
entsprechend, nahmen die jungen Leute
kein Blatt vor den Mund…

Klassohn und Platz positionierten sich
mehrmals persönlich deutlich. Darauf-
hin angesprochen, ob er dazwischen ge-
hen würde, wenn ein Ausländer, Behin-
derter oder Sozialhilfeempfänger von
mehreren Anderen misshandelt wird,
antwortete Helge Klassohn eindeutig
mit »Ja«. Das sei er sich schon als Mann
der Kirche schuldig. Befürchtungen,
dass Hilfe in einem solchen Fall gefähr-
lich sein könne, Racheakte zu befürch-
ten seien, trat Carola Lakotta-Just, Leh-
rerin am Europa-Gymnasium und Lan-
deskoordinatorin der Europaschulen,
mit ihrer Ansicht entgegen: Sie sei sich
nicht sicher, ob sie in einer solchen Si-
tuation den Mut hätte, dazwischen zu
gehen. Aber in einem sei sie völlig si-
cher: Sie würde zumindest Hilfe holen
für den Bedrängten.

Nachdem ein junger Mann provokativ
mittels Zwischenruf Gewalt gegen Aus-

länder guthieß, erntete er dafür eine
Frage von einem anderen Jugendlichen:
Was er wohl tun würde, wenn er von
sechs Arabern verprügelt werde? Einen
siebenten dazu einladen? Dazu solle er
am Mikrofon bitte Stellung nehmen.
Seinen Verzicht begründete der anschei-
nend nicht sehr mutige Mann mit den
Worten: »Das ist mir hier alles zu blöd.«
Dass außer ihm nur noch drei weitere
offenbar so denken, bekundeten sie, in-
dem sie mit dem Zwischenrufer den
Saal verließen. Die anderen der über
Hundert hatten offensichtlich das Be-
dürfnis, weiter über das Thema zu re-
den. Vor allem auch mit Ausländern
selbst. Von Platz, Klassohn und Minhel
erging daraufhin die Einladung an sie,
das doch beim Multikulturellen Fest im
Stadtpark zu tun. Es findet am Freitag
ab 14 Uhr statt.

Viele der jungen Leute machten den
Eindruck, als wollten sie der Einladung
folgen.

Lothar Gens
Mitteldeutsche Zeitung, Dessau, 
28. September 2000
(Auszüge)
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Für Toleranz – gegen Gewalt



Ich bin vor 20 Jahren als Flüchtling
nach Deutschland gekommen, da in
meinem ostafrikanischen Heimat-

land ein Krieg tobte. Ich wurde dort auf
Grund meiner Überzeugungen von der
Polizei gejagt und ziemlich übel behan-
delt. Wie ein Fremder, wie ein Uner-
wünschter im eigenen Lande kam ich
mir vor. Selbst vor Menschen aus mei-
ner eigenen Familie und aus dem Kreis
der Bekannten fühlte ich mich nicht
mehr sicher. Als ich in Deutschland war,
war ich wie befreit; denn hier brauchte
ich keine Angst mehr vor Verfolgung zu
haben. Das war wie ein neues Leben. 

Trotzdem ist es nicht einfach, als Afri-
kaner in Deutschland zu leben. Es ist
jetzt sechs Jahre her, dass Helmut mein
Kollege in meiner Arbeitsstelle wurde.
Ich musste mit ihm zusammenarbeiten,
obwohl er mir von Anfang an offen sei-
ne Ablehnung zeigte. Er hasste Auslän-
der, zumal Schwarze. Er redete kein
Wort mit mir, obwohl wir Tag für Tag
und Monat für Monat in einem Raum
zusammen waren. Eine Unterhaltung
war mit ihm nie möglich. Ich habe ihn
aber immer gegrüßt; denn ich wollte
ihm keinen Anlass geben zu behaupten,

dass ich ihm gegenüber unhöflich oder
abweisend sei. 

Schwierig wurde die Situation immer
dann, wenn Helmut irgendwelche Feh-
ler machte, die auf uns beide zurückfie-
len. In den Arbeitsbesprechungen mit
unserem Vorgesetzten habe ich immer
darauf geachtet, dass nicht darüber ge-
redet wurde, wer den Fehler gemacht
hat. Ich wollte auf jeden Fall vermeiden,
dass zwischen Helmut und mir irgend-
ein Streit entsteht. 

Im Rückblick hat sich meine Geduld,
die mir sehr schwer gefallen ist, gelohnt.
Es passierte nämlich etwas, was unsere
Beziehung völlig veränderte. Wir wur-
den beide von der Firma für eine Woche
zu einem Fortbildungskurs geschickt, 
in dem wir unsere Computerkenntnis-
se verbessern sollten. Helmut und ich
muss ten dabei auch wieder zusammen-
arbeiten. In dem Kurs kam viel Englisch
vor. Da Helmut große Probleme mit
Englisch hatte, mein Englisch aber recht
gut ist, entstand eine neue Situation.
Helmut kam bei dem Kurs teilweise so
sehr in Stress, dass er meine Hilfe zu -
nächst sehr zögernd, dann aber bereit-

willig in Anspruch nahm. Obwohl mei-
ne Gefühle mir sagten, dass er diese Hil-
fe nicht verdient hat, empfand ich es als
eine besondere Chance, seine Ableh-
nung aufzubrechen. Und das passierte
auch. 

Nach diesem Kurs war unser Verhältnis
ein völlig anderes als vorher. Das ging
sogar so weit, dass er mich für be-
stimmte Sachen lobte. Ich war zunächst
noch skeptisch. Hatte er sein Verhalten
vielleicht nur verändert, weil der Stress
in dem Kurs ihm keine andere Wahl
ließ? Würde er bald in die alte Rolle zu -
rückfallen? Das ist aber nicht passiert.
Im Gegenteil. Er erzählte anderen ge-
genüber, dass er früher bewusst schlecht
über mich geredet habe und ihm das
jetzt Leid tue. 

Er ist heute einer meiner besten deut-
schen Freunde. Er arbeitet jetzt in einer
anderen Firma. Aber trotzdem haben
wir noch guten Kontakt und telefonie-
ren öfter miteinander. 

Solomon Asfaha

Flagge zeigen, Farbe bekennen – mit
diesem Anspruch hatte die DPSG-
Bundesleitung im September 2000

die Kampagne »Stoppt Rechts! Deut-
sche Pfadfinderschaft Sankt Georg …
gegen Fremdenhass und Gewalt« in ei-
ner wahren Eilaktion gestartet. Eine
kleine Arbeitshilfe und ein auffälliges
Logo waren entworfen, Aufkleber pro-
duziert worden. Zu sehr hatten die
 zahlreichen Übergriffe gegen Menschen
 anderer Nationen im Frühjahr und
Sommer 2000 uns Pfadfinderinnen und
Pfadfinder schockiert. Klar, wir standen
nicht alleine da, denn zahlreiche Bünd-
nisse und Initiativen gegen die »braune
Gewalt« schossen wie die Pilze aus dem
Boden. Grund genug, die Füße hochzu-
legen? Treu dem Gedanken: Wird doch
schon genug getan? Nein!

Und eine erste Bilanz gibt uns als Ge-
samtverband recht. Gerade im Jahr ei-
ner Aktion mit dem Titel »Augen auf!

Stoppt Diskriminierung« war es gut
und wertvoll, dass Gruppen aller Ebe-
nen der DPSG sich gegen Gewalt und
Fremdenhass engagierten. Alle Aktio-
nen, die in den vergangenen Monaten in

unserem Verband gelaufen sind, können
hier natürlich nicht vorgestellt werden.
Der kleine Überblick soll jedoch stell-
vertretend alle Mitglieder unseres Ver-
bandes würdigen, die couragiert für ihr
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Stress mit Englisch

»Stoppt Rechts« überall!
Pfadfinder starten zahlreiche Aktionen gegen Fremdenhass und Gewalt

In Bad Homburg errichteten
die Teilneh mer eines Wood-
badgekurses (WBK) des
 Diözesanverbandes Münster
am 6. Oktober 2000 auf dem
Marktplatz  einen »Wach-
 turm gegen Rechts«. 

Foto: Graham Tappenden



Selbstverständnis eingetreten sind und
Flagge gezeigt haben.

35.000 Aufkleber

In Nordrhein-Westfalen stieg im No-
vember die Anzahl der Autos mit

»Stoppt Rechts!«-Aufklebern sprung-
haft an. Gleich 35.000 Stück hatten 
die Vorstände der fünf NRW-Diözesen
 Aachen, Köln, Münster, Paderborn und
Essen im Bundesamt geordert und an
alle Mitglieder in ihren 550 Stämmen
verteilt. Begleitet von einer guten Öf-
fentlichkeitsarbeit hatte man die Aktion
damit noch einmal gepuscht.

Aktiv wurde auch die Diözesanver-
sammlung in Eichstätt. Sie verabschie-
dete »in großer Besorgnis über frem-
denfeindliche Tendenzen in der Öffent-
lichkeit« eine Resolution, die auch in
den Medien ihren Widerhall fand. Un-
ter anderem hieß es in dem Text: »Wir
wenden uns entschieden gegen politi-
sche Verlautbarungen aus allen Partei-
en, die einer fremdenfeindlichen Hal-
tung Vorschub leisten. Sie tragen zur
Radikalisierung rechter Gruppierungen
bei und unterstützen Vorurteile vieler
Bürger, die schweigend rechte Gewalt
tolerieren.«

Nur eine zeigte Courage

Mit eigenen Plakaten und Aufkle-
bern rückten Aldenhovener Pfad-

finder (Diözese Aachen) rechtsradikalen
Pos tern und Schmierereien zu Leibe.
Die braunen Parolen wurden einfach
überklebt. Darüber hinaus warben die
Stammesmitglieder in den Schulen für
einen freundschaftlichen Umgang mit
ausländischen Mitschülern.

Wie wenig Beachtung Gewalt in der
Gesellschaft findet, spürten die Pfadfin-
der aus Alpen (Diözese Münster) sehr
deutlich. In einem Straßentheater spiel-
ten sie eine Szene, in der ein »Skinhead«
auf einen Farbigen einschlug. Doch vom
»Aufstand der Anständigen«, den Bun-
deskanzler Schröder noch wenige Tage
zuvor gefordert hatte, war wenig zu
spü ren. Eine einzige Passantin traute
sich, couragiert und lautstark einzugrei-
fen.

Protest lohnt

Hohe Ehre wurde den Pfadfindern
vom Stamm St. Urbanus aus Dort-

mund-Huckarde (Diözese Paderborn)
zuteil. 1.000 Mark und viel öffentliche
Anerkennung gab es für das Engage-
ment, das die Huckarder bei der Orga-
nisation eines Aktionstages zu »Augen
auf!« gezeigt hatten. Dem Stamm boten
sich damit noch mehr öffentliche Platt-
formen, den Einsatz gegen Fremdenhass
und Gewalt zu zeigen. Und diese Platt-
formen nutzen die Dortmunder ausgie-
big.

Wache halten gegen Rechts

In Bad Homburg errichteten die
Teilneh mer eines Woodbadgekurses

(WBK) des Diözesanverbandes Münster
am 6. Oktober auf dem Marktplatz
 einen »Wachturm gegen Rechts«. Die
Passanten wurde eingeladen, den Turm
zu besteigen und somit symbolisch Wa-
che zu halten gegen rechtsextreme Ten-
denzen. Zeitgleich zogen menschliche
Standbilder die Aufmerksamkeit der
Passanten auf sich. Schweigend drück-
ten je drei Leiter ihre Gedanken zur Dis-

kriminierung aus und wiesen auf den
Höhepunkt der Veranstaltung hin: Eine
aus Menschen gebildete Lichterkette!
Mit Kerzen reihten sich mehr als siebzig
Passanten sowie zahlreiche eigens ange-
reiste Pfadfinder aneinander und gaben
unter dem Motto »Halte Wache gegen
Rechts« ihr Friedenslicht an den Nächs -
ten weiter.

»Pfadfinder sind naiv«

Pfadfinder sind naiv, helfen alten
Omas über die Straße und verbrin-

gen ihre Freizeit ausschließlich im Wald.
Sicher hat jeder diese Sprüche schon ein-
mal gehört, sich mehr oder weniger dar-
über aufgeregt oder es einfach als dum-
mes Vorurteil abgehakt. Doch wie sieht
es aus mit Aussagen wie »Arbeitslose
sind faul«, »Behinderte sind dumm«?
Weghören, ignorieren oder seine Mei-
nung für sich behalten? Das kann und
darf nicht sein, dachten sich die Teil-
nehmer und Leiter des WBKs Pfadfin-
derstufe in der Diözese Aachen und
planten, zur Jahresaktion »Augen auf –
stoppt Diskriminierung« in der Fußgän-
gerzone in Mönchengladbach ein deut-
liches Zeichen zu setzen. Mit Plakaten
wie »Deutsche sind Sauerkrautfresser«
oder »Studenten sind faul« machte man
rund um die Fußgängerzone auf die Ak-
tion aufmerksam. Unter anderem wur-
den den Passanten erfolgreich Anti-Dis-
kriminierungstests angeboten.

Thomas Römer / Graham Tappenden / 
Markus Laux
Basta – Nein zur Gewalt!: www.basta-net.de
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Es darf nicht noch mehr Leid 
und Schaden entstehen

Ein antisemitisches Schreiben übels -
ter Sorte hat dieser Tage der Deut-

sche Caritasverband erhalten. Das in
Aschaffenburg freige stempelte verviel-
fältigte Hetzpamphlet  enthält neben
neo  nazistischen Kampfparolen nicht
nur allgemeine Beschimpfungen jüdi-
scher Mitbürger und ausfällige Ver bal -
attacken gegenüber prominenten Ver-
tretern der Juden in Deutschland,
 sondern auch unverhohlene Morddro-
hungen diesen gegenüber. Auch Kirchen
und Organisationen, die öffentlich ihre
Solidarität mit der Judenheit äußern, so-
wie der Staat Israel und der Yad Vashem
werden in dem Pamphlet angegriffen

und verhöhnt. Die Empfänger des
Schreibens werden aufgefordert, seinen
Inhalt über eigene Homepages im Inter-
net weiterzuverbreiten.

Der Deutsche Caritasverband hat das
anonyme Schreiben bei der Staatsan-
waltschaft zur Anzeige gebracht. Er
wird dies auch künftig bei ähnlichen
Vorkommnissen tun. Dazu Hellmut
Puschmann, Präsident des katholischen
Wohlfahrtsverbandes: »Auch wenn die
Absender sich in der Anonymität ver-
bergen und dadurch die Feigheit und
Erbärmlichkeit ihres Treibens noch
 unterstreichen, werden wir nicht still-
schweigend darüber hinweg gehen. Die
elementare Moral sowie das Bekenntnis
zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit

gebieten es, diesem trüben Gebräu aus
Engstirnigkeit und rassistisch motivier-
tem Hass die Stirn zu bieten. Es darf
nicht noch mehr Leid und Schaden dar-
aus entstehen.«

Der Zentralrat, das höchste Beschluss -
gremium des Deutschen Caritasverban-
des,hat bereits Anfang Oktober des
 vergangenen Jahres eine öffentliche
 Entschließung gegen Rechtsradikalis-
mus, Rassismus und Antisemitismus in
Deutschland veröffentlicht, in der er u.
a. seine Verbundenheit mit den jüdi-
schen Mitbürgern bekundet und »alle
rechtlich denkenden Menschen« dazu
aufruft, »solchen Entwicklungen schon
im Ansatz mit Entschiedenheit zu wi-
derstehen und sich zu Bundesgenossen-

Caritas bringt antisemitische Hetzschreiben grundsätzlich zur Anzeige



schaften des guten Willens und der Zi-
vilcourage zu vereinen«. Man könne
dies, so Puschmann, nicht oft genug
wiederholen. Sonst bestehe die Gefahr,
dass sich nach kurzfristigem Aufwallen
des Erschreckens die gewohnte Tages-
ordnung wieder einstelle und sich die
Brandstifter ungestört fühlen könnten.

Die Stellungnahme »Bundesgenossen-
schaft des guten Willens und der Zivil-
courage. Deutscher Caritasverband ver-
urteilt Rechtsradikalismus, Rassismus
und Antisemitismus in Deutschland«
vom 10. Oktober 2000 kann abgerufen
werden unter www.caritas.de (news &
aktuelles / Presseinfos bzw. Stellungnah-
men).

Pressemitteilung des Deutschen Caritas verbandes
vom 22. Januar 2001

Gesicht Zeigen!

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes
Deutschland e.V. ist ein gemein nüt -

ziger Verein, der im August 2000 von
Uwe-Karsten Heye und Paul Spiegel als
Reaktion auf rechtsextremistische Ge-
walttaten in Deutschland gegründet
wurde.

Gesicht Zeigen! hat es sich zum Ziel ge-
setzt, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit,
Intoleranz und jede Form rechter Ge-
walt zurückzudrängen. Um dieses Ziel
zu erreichen, ist der Verein vor allem in
drei Kernbereichen tätig:

Gesicht Zeigen! arbeitet als Mittler:
– Menschen, die sich gegen Fremden-

feindlichkeit engagieren wollen, wer-
den mit Initiativen zusammenge-
bracht, die auf Unterstützung ange-
wiesen sind.

– Prominente Unterstützer von Gesicht
Zeigen! werden für Veranstaltungen,
Vorträge, Gesprächsrunden, Podi-
umsdiskussionen u.ä. vermittelt.

– Initiativen können sich und ihre Ar-
beit auf der Internetseite 
www.gesichtzeigen.de vorstellen.

– Termine zu Veranstaltungen, Demos
oder Gegendemos, Ausstellungen,
Workshops, Aktionen und guten
Ideen werden ebenfalls auf der Inter-
netseite veröffentlicht.

– Alle, die aktiv werden wollen, kön-
nen von Gesicht Zeigen! Informati-
onsmaterial und Hilfestellung erhal-
ten; ferner gibt es zahlreiche Down-
loads auf der Internetseite: das Logo
als Druckvorlage für T-Shirts, Plaka-
te, Aufkleber, Buttons, die Kino-, TV-
und Radio-Spots.

Gesicht Zeigen! initiiert öffentliche
Kam  pagnen für mehr Zivilcourage:

Nach dem »Handikap«-Spot, der in fast
400 Kinos zu sehen war, gibt es eine
zweite bundesweite »Flächenbrand«-
Kampagne mit Kino-, TV- und Radio -
spots, Plakataktionen und Anzeigen in
Zeitungen.

Gesicht Zeigen! sammelt Geld: Damit
werden Initiativen, die an Brennpunk-
ten rechter Gewalt tätig sind, bei kon-
kreten Projekten unterstützt.

Gesicht Zeigen! Aktion weltoffenes
Deutschland e.V. will Menschen er -
mutigen, sich gegen rechte Gewalt zur
Wehr zu setzen und für ein friedliches
und tolerantes Zusammenleben zu sor-
gen.

Kontakt: Gesicht Zeigen! 
Aktion weltoffenes Deutschland e.V., 
Torstr. 124, 10119 Berlin, 
Tel. 030/28 04 47 87, Fax 030/28 04 48 13

»Bündnis für Demokratie und Toleranz
– gegen Extremismus und Gewalt«

Das »Bündnis für Demokratie und
Toleranz – gegen Extremismus und

Gewalt« sammelt und mobilisiert Kräf-
te, die sich engagiert und ideenreich ge-
gen fremdenfeindlich, rassistisch und
antisemitistisch motivierte Gewalt wen-
den. Seit der offiziellen Gründung am
23. Mai 2000 unter dem Motto »Hin-
schauen – Handeln – Helfen« erhielt
das Bündnis regen Zuspruch. Gruppen,
Vereine, Schulklassen und Einzelperso-
nen erklären sich zur Mitarbeit bereit
oder wollen für schon bestehende Akti-
vitäten und Ideen mehr Aufmerksam-
keit erzeugen.

Über 800 Initiativen haben sich bislang
dem Bündnis angeschlossen. Maßgeb-
lich gestaltet wird die Arbeit des Bünd-
nisses von einem 20-köpfigen Beirat,
dem Vertreter aus Regierung (d. h. der
beiden federführenden Ministerien für
Inneres und Justiz), aller im Bundestag
vertretenen Parteien, die Ausländerbe-
auftragte des Bundes und des Berliner
Senats, Repräsentanten aus Wirtschaft,
DGB, Wissenschaft, jüdischer Gemein-
de und sozialen Organisationen ange -
hören. Ein Unterstützerkreis steht dem
Bündnis zur Seite, um den Initiativen
und Organisationen in der Öffentlich-
keit Gehör zu verschaffen oder sich bei
bestimmten Anlässen zu Wort zu mel-
den.
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Ohne Kommentar
Monika Mochtar

Ich habe nichts verbrochen
Ich bin hier nur heimisch geworden

Ich zahle Steuern
Durch meine Kraft
steigt sogar das Bruttosozialprodukt

mein Führungszeugnis
ist vollkommen sauber

Ich habe nichts verbrochen
Ich bin hier nur heimisch geworden

Nichts-desto-trotz
Ich liebe dieses Wort
Nichts-desto-trotz

Seit zwanzig Jahren
begegne ich den kühlen Augen

Seit zwanzig Jahren
heißen sie mich
nicht ein einziges mal willkommen

Seit zwanzig Jahren
schenken sie mir
nicht einmal
ein einziges Lächeln

Seit zwanzig Jahren
rufen sie
Mochtar,
kommen sie herein

Seit zwanzig Jahren starren sie
meinem Reisepaß an

Seit zwanzig Jahren
sagen sie:
Nein, das darf nicht sein

Seit zwanzig Jahren
beim Amt für öffentliche Ordnung
beim Ausländeramt

Aktionen gegen Fremdenfeindlichkeit



Das Bündnis macht es sich zur Aufgabe,
den demokratischen Verfassungskon-
sens zu bekräftigen und zu erneuern. Es
steht allen Bürgerinnen und Bürgern of-
fen, die sich diesem Ziel verpflichtet
fühlen. Es sammelt und sichtet Vorha-
ben und Vorschläge, es berät und unter-
stützt, es initiiert auch selbst einzelne
modellhafte Projekte. Es dokumentiert
positive Beispiele zivilen Engagements
(Best-practice-Modelle) und empfiehlt
sie zum Nachahmen. Einige Einzel -
personen oder -gruppen, die besonders
gute Ideen oder Aktionen umgesetzt ha-
ben oder bei Attacken auf Minderheiten
eingegriffen und geholfen haben, sollen
im Rahmen der nächsten zentralen Ver-
anstaltung als »Botschafter der Tole-
ranz« ausgezeichnet werden.

Diese zentrale Präsentation des Bünd-
nisses ist alljährlich auf den 23. Mai,
den Tag unseres Grundgesetzes, festge-
legt worden. Der Tag soll sich zu einer
festen Institution entwickeln. Mit Vor-
trägen, Workshops, Musik und Diskus-
sionen wird unter einem bestimmten
Motto die eindeutige Ablehnung und
Abwehr von Gewalt und Intoleranz de-

monstriert. Der 23. Mai 2001 soll unter
dem Motto »Jugend für Demokratie
und Toleranz« stehen.

In der Anfangsphase besonders erfolg-
reich waren – und sind – Sportveran-
staltungen gegen Gewalt und der »Vic-
tor-Klemperer-Wettbewerb«, den das
BMI gemeinsam mit der Dresdner Bank
und dem Aufbauverlag ausgeschrieben
hat und der auf ein lebhaftes Interesse
stieß. Eine bundesweite Plakatkam -
pagne wirbt unter dem Titel »Du willst
Respekt. Ich auch« für Fairness im
 Umgang miteinander. Lokalredakteure
und kommunale Mandatsträger erhal-
ten Argumentationshilfe im Umgang
mit dem Thema Ausländer und Extre-
mismus. Stars der Musikszene äußern
sich via Anzeige in Zeitschriften für
 Jugendliche und Musikfans gegen Aus-
länderhass und plädieren für kulturelle
Vielfalt. Erarbeitet wird ein Informa -
tions- und Lehrprogramm zur Auf -
klärung für Auszubildende speziell in
der Bauindustrie, um Vorurteile und
Feindseligkeiten gegenüber ausländi-
schen Kollegen frühzeitig abzubauen.
Das Bündnis baut ein »Lexikon der In-

itiativen« auf, das bereits bestehende
Projekte auflistet und zum Nach- oder
Mitmachen anreizt.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Be -
kämpfung rechtsextremistischer Pro pa -
ganda im Internet. Das Bündnis baut
darüber hinaus ein Datenwerk derje ni -
gen Gruppen auf, die (wie z.B. die Grup -
 pe »Fairlink«) im Netz gegen  neonazis -
tische und ausländerfeindliche Kam -
pagnen vorgehen.

Das »Xenos«-Programm der Bundesre-
gierung, das über drei Jahre verteilt 75
Millionen DM aus Mitteln des Europäi-
schen Sozialfonds für Projekte und mo-
bile Beratungsteams einsetzt, steht eben-
falls unter dem Dach des »Bündnisses
für Demokratie und Toleranz«.

Die Anschrift der Geschäftsstelle 
des Bündnisses lautet:
Bundesallee 216-218, 10719 Berlin
Tel.: 030 / 23 63 40 86
Fax: 030 / 23 63 40 83
Die Geschäftsstelle wird geleitet 
von Herrn Arnold, sein Vertreter ist 
Herr Dr. Schiller-Dickhut.

5 Beispiele und 25 Tips 

Mit rechter und rassistischer
Gewalt wird die Öffentlich-
keit immer häufiger konfron-

tiert! Viele Leute reagieren ängstlich
oder schauen einfach weg, wenn so et-
was passiert. 

Wir meinen: In solchen Situationen
ist Zivilcourage gefordert, damit diesem
üblen Treiben etwas entgegengesetzt
wird.

Aber, was ist zu tun?

Wie kannst Du reagieren, wenn ein
Mensch auf Grund seiner Hautfarbe
und seiner ausländischen Herkunft, auf
der Straße, in der Bahn oder sonst wo
angegriffen wird? 

Was kannst Du machen, wenn
Rechts extremisten öffentlich Propagan-
da gegen unsere Demokratie oder Völ-
kerverständigung richten?

Welche Möglichkeiten hast Du, wenn
Du selber von den gewalttätigen Rassis -
ten angegriffen wirst?

Zunächst ein paar grundsätzliche Ge-
danken:

Es gibt keine Patentrezepte. Die Si-
tuation ist jedes Mal, abhängig von der
Örtlichkeit, vom Täterprofil, vom Opfer
und anderen Beteiligten, unterschied-
lich.

Es sollte sofort dafür gesorgt werden,
dass die Polizei verständigt wird. Du
solltest nicht davon ausgehen, dass die
»Anderen« sich schon kümmern wer-
den.

Niemand erwartet dabei von Dir,
dass Du Deine Gesundheit und sogar
Dein Leben aufs Spiel setzt, um anderen
zu helfen.

Es muss Dir klar sein, zu welchem
persönlichen Risiko Du bereit bist und
was Du in einer konkreten Situation
leis ten kannst.

Es hat keinen Zweck, mit den An-
greifern zu reden oder zu argumentie-
ren. Erstens machen sie dieses »intellek-
tuelle Spielchen« nicht mit und zweitens
fürchtet der Anführer der Gruppe, dass
seine »Autorität« untergraben wird.

Es sollen keine Abwehrwaffen und 
-ge räte, wie z.B. Messer, eingesetzt wer-
den. Als Alternative gibt es Signalgeräte,

wie z.B. Trillerpfeifen oder Schrillalarm -
ge räte: Damit kannst Du Aufmerksam-
keit erregen und den Täter in der ersten
Schrecksekunde stoppen.

Merke! Es geht nur darum, eine Scha-
densbegrenzung zu erreichen.

1. Beispiel: In einer Kneipe

Du bekommst mit, wie einige ältere
Leute über die »Fremden« herzie-

hen. Sie werfen ausländische Familien,
Asylbewerber, Aussiedler in einen Topf
und schimpfen über sie. Dann fangen
sie an, Judenwitze zu erzählen. Und
wenn jemand versucht, die Leute zur
Vernunft zu bringen, zeigen sie mit ei-
nem zackig gebrüllten »Heil Hitler«,
wer in dieser Kneipe das Sagen hat.
Dann werden sie gewalttätiger und fan-
gen an, die ausländisch aussehenden
Gäste anzumachen.

Du hast zwei Möglichkeiten:
Du kannst zum Wirt gehen und ihn

bitten, die Polizei anzurufen, denn der
Wirt hat die Pflicht, Straftaten in seinem

36

Mut zur Zivilcourage
Was tun gegen rechte und rassistische Gewalt !?



Lokal zu verhindern. Wenn er dieses
Verhalten seiner Gäste duldet, kann ihn
das die Lizenz kosten.

Du kannst die Polizei selber anrufen
und vor der Gaststätte auf sie warten.
Da kannst Du ihr in Ruhe erklären, was
passiert ist.

Merke! Es ist besser, wenn Du ver-
suchst, andere Gäste als Zeugen zu ge-
winnen. Dann bist Du stärker und
selbstsicherer. Später stehst Du auch
vor Gericht nicht allein.

2. Beispiel: In der Fußgängerzone

Ein ausländischer Mitbürger wird
von Rechtsradikalen angegriffen.

Sein Hilferuf wird von Passanten igno-
riert. Sie haben Angst, fühlen sich hilflos
und reagieren mit Gleichgültigkeit. Das
Opfer wird allein gelassen. 

Folgendes solltest Du beachten und un-
ternehmen:

Lass Dich nicht provozieren! Gewalt-
trächtige Situationen entstehen oft, weil
ein Wort das andere gibt. 

Duze die Täter nicht! Denn sonst ver-
muten die Passanten einen rein privaten
Konflikt.

Übernimm die »Leiterfunktion«,
sprich andere Beteiligte persönlich an!
»Sie da im grünen Mantel, bitte helfen
Sie mir, und rufen Sie die Polizei!« Wenn
dieser Passant darauf reagiert, dann ist
meist der Knoten geplatzt und der so ge-
nannte Schneeballeffekt tritt ein. Jetzt
kannst Du auch andere Passanten akti-
vieren. 

Für die Angreifer oder Provokateure
wird jetzt die Situation schwierig. Sie
sind überrascht, denn bisher war ihre
Erfahrung, dass das Umfeld gleichgültig
reagiert.

Merke! Die Polizei braucht von Dir ge-
naue Angaben über die Täter: Größe,
Alter, Kleidung, besondere Merkmale,
um schnell und wirkungsvoll tätig zu
werden.

3. Beispiel: In der Bahn, im Bus

Ein großer, kräftiger und gefährlich
aussehender Skinhead macht sich

über einen »Ausländer« her. Er fängt
an, ihn grundlos zu schlagen. Die Mit-
fahrenden sind schockiert, sie wissen
nicht, wie sie sich verhalten sollen.

Folgendes kannst Du tun:
Du kannst den Fahrer auffordern,

die Polizei zu rufen. Er ist verpflichtet,
dies zu tun. Sonst kann er wegen unter-

lassener Hilfeleistung angeklagt wer-
den.

Wenn Du nicht direkt zum Fahrer ge-
langen kannst, kannst Du diejenigen,
die vorne sitzen, laut anschreien: »Der
Fahrer soll die Polizei informieren.«

Du kannst andere Mitfahrende auf-
fordern, mit Dir laut zu pfeifen und zu
rufen. »Feigling, Feigling, lass ihn los,
lass ihn los!« Andere machen dabei mit.
Jetzt ist die Situation für den Skinhead
riskant, weil sie unüberschaubar und
unberechenbar ist. Er scheut das Risiko
und versucht in der Regel, sich vom Ort
des Geschehens zu entfernen.

Je nach Sachlage und Situation
kannst Du auch den Fahrer auffordern,
die Türen abzusperren, so dass sich der
Täter nicht entfernen kann, bis die Poli-
zei eintrifft.

Du solltest auf keinen Fall die Not-
bremse ziehen, um den Täter zu er-
schrecken, denn Du kannst Dich und
andere verletzen und Du musst für die
Folgekosten aufkommen.

Merke! Es ist wichtig, andere Personen
mit in die Verantwortung zu nehmen.
Umso stärker ist der Eindruck gegen -
über dem Provokateur!

4. Beispiel: Demonstration 

In unserer Demokratie ist das Grund-
recht auf Versammlungsfreiheit sehr

wichtig. Deshalb ist es schwierig, die
Kundgebungen von Neofaschisten und
extrem rechten Parteien zu verbieten.
Gerade wenn viele Nazis auf einem
Haufen stehen, fühlen sie sich stark und
trauen sich besonders viel. Du beobach-
test von außen, dass ein paar Leute mit-
ten in einer großen Menge den Hitler-
gruß zeigen.

Was kann geschehen und was kannst
Du unternehmen?

Es sind meistens genug Polizeibeam-
te in der Nähe. Nur kann es sein, dass
ein Hinweis von Dir an den nächsten
Polizisten nicht reicht. Er kann selbst oft
nicht allein entscheiden und verweist
dann auf den Gruppenführer und der
weiter an den Einsatzleiter.

Der Einsatzleiter könnte seine Beam-
ten auffordern, einzuschreiten und die
Täter aus der Menge herausholen und
zur Wache mitzunehmen, oder über-
haupt nichts tun, weil er keine Straßen-
schlacht auslösen will. Das ist rechtlich
in Ordnung und auch verständlich. Die-
ses nennt man das Opportunitätsprin-
zip.

Du kannst trotzdem eine Anzeige ge-
gen Unbekannt stellen. 

Merke! Auch wenn Du nicht selber ein-
greifen kannst, ist es immer ratsam,
eine Anzeige gegen Unbekannt zu er-
statten und Deine Beobachtungen mit-
zuteilen!

5. Beispiel: Du bist »Ausländer« 
und wirst bedroht

Eine Gruppe von Jugendlichen
spricht Dich an und provoziert Dich

zum Beispiel auf Grund Deines Ausse-
hens. Du fühlst Dich bedroht. 

Du kannst Dich an folgenden Ratschlä-
gen orientieren:

Versuche bitte weg zu laufen! Die
Grup pe ist stärker als Du. Versuche da-
hin zu laufen, wo viele Menschen sind!
Du kannst sie auffordern, Dir zu helfen.
Wenn es in der Nähe einen geschützten
Raum gibt, kannst Du dahin laufen. Du
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solltest den Raum aber nicht verlassen,
bevor die Hilfe nicht gewährleistet ist.

Wenn Du nicht weglaufen kannst,
versuche mit ihnen zu reden. Es kann
vielleicht helfen. Du solltest aber nicht
aggressiv, provozierend, drohend oder
beleidigend wirken. Meistens haben
 Jugendgruppen oder Banden einen An-
führer. Du kannst ihn direkt ansprechen
und versuchen, ihn zu überzeugen. Er
entscheidet letztendlich, wie es weiter-
gehen soll. Versuche Blickkontakt her-
zustellen und mit ihm zu kommunizie-
ren! Sprich ruhig, laut und deutlich und
erkläre, was Du von dieser Situation
hältst. Höre zu, was Dein Angreifer zu

sagen hat. Du hast ein bisschen Zeit ge-
wonnen.

Es ist wichtig, dass Du die Nerven
nicht verlierst. Du solltest Panik und
Hektik vermeiden. Wenn Du ruhig bist,
weißt Du, was Du tust und wirkst auf
die Täter beruhigend. Du solltest die
Angreifer nicht anflehen und Dich un-
terwürfig verhalten. Ergreife die Initiati-
ve, um die Situation zu deinem Vorteil
zu wenden. Du bist dann nicht mehr
das Opfer.

Tue etwas Unerwartetes! Nutze den
Überraschungseffekt zu Deinem Vorteil
aus! Versuche die Täter abzulenken, um
die bedrohliche Lage zu verändern!

Wenn dieses alles nicht hilft und Du
bekommst auch keine Hilfe von den
Außenstehenden, bleibt Dir nichts an-
deres übrig, als das zu tun, was sie von
Dir verlangen.

Merke! Wenn Du dich wehrst, wirst
Du umgehend körperliche Gewalt an
Dir erfahren. In der Regel wird körper-
liche Gegenwehr mit brutaler Gewalt
beantwortet. Es soll immer ein gewisser
Abstand zwischen Dir und dem Angrei-
fer sein. Du solltest möglichst jeden
Körperkontakt mit ihm vermeiden.

Zum guten Schluss

Eine Anzeige bildet erfahrungsge-
mäß den besten Schutz vor erneuten

rassistischen Gewalttaten, da die Täter
durch polizeiliche Ermittlungen und ju-
ristische Urteile Unannehmlichkeiten zu
befürchten haben.

Die Polizei ist rund um die Uhr für uns
alle da: auf den Dienststellen, am Tele-
fon oder über den Notruf 110.

Mit Deiner Zivilcourage trägst Du
wesentlich zur Sicherung aller Bürger
bei.

Wir sollten uns alle bewusst werden,
dass wir jederzeit in eine Situation kom-
men können, in der wir auf Hilfe und
Zeugen angewiesen sind.

Wir freuen uns, wenn dieser Text wei-
tergeholfen hat.

Diesen Text gibt es auch in gedruck-
ter Form als Flyer und ist beim Verein
zu bestellen. 

Wir bemühen uns, Initiativen, Grup-
pen, Schulklassen und Einzelpersonen
weitere Vorschläge für ihre Arbeit zu
machen.

Wir freuen uns aber auch über Hin-
weise für neue Ideen, die wir aufnehmen
können, um unser Anliegen nach einer
toleranten und bunten Republik zu er-
reichen. 

Wer unter dem Signet der Gelben
Hand Aktionen durchführen möchte,
kann dazu weitere Materialien erhalten.

Für alle Anregungen, Wünsche, Bestel-
lungen und sonstigen Kontakte sind wir
hier zu erreichen:

Verein gegen Ausländerfeindlichkeit
und Rassismus »Mach meinen Kumpel
nicht an!« e.V.
Geschäftsstelle
junges forum – Festspielhaus
Otto-Burrmeister-Allee 1
45657 Recklinghausen
Tel.: 0 23 61 / 15 521
Fax: 0 23 61 / 91 84 85

Copyright: Verein »Mach meinen
 Kumpel nicht an!« e.V.
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Pippi und Po

Rassismen in Kinderbüchern – meist un-
bewusst transportiert – werden heute

zunehmend abgebaut. Janosch hat schon
1978 das 1884 entstandene Lied »10 kleine
Negerlein« umgedichtet in »10 kleine Mau-
sekinder«. Aber Pippi Langstrumpf reist
noch immer ins ferne »Taka-Tuka-Land« und
herrscht mit ihrem Vater, dem »Neger -
könig«, über 126 Eingeborene, die sich in
Baströckchen kleiden und ständig am Trom-
meln sind. Seit einigen Jahrzehnten kann die
Anwesenheit von Migranten kaum noch
übersehen werden. Doch anders als im All-
tag werden die meisten Kinderbücher und
Fernsehsendungen nach wie vor nur von
weißen Kindern bevölkert. Es war nötig, dass
amerikanische, britische oder skandina vi -
sche Autoren ihren deutschen Kollegen
 etwas vormachten: In ihren Geschichten
 erleben weiße und dunkelhäutige Kinder
 gemeinsam die Welt. Im wunderschönen Bil-
derbuch »Suchen und Finden« der norwegi-
schen Autorin und Illustratorin Kari Gross -
mann (Verlag Friedrich Oetinger 1997) wim-
melt es von witzigen und für Kinderbücher
bislang ungewöhnlichen Details: Im Kauf -
hausgetümmel steht eine türkische Frau mit
Kopftuch und winkt einem Freund zu, wäh -
rend eine afrikanische Mutter den Einkaufs-
wagen zur Kasse schiebt. In ähnlicher Weise
taucht im Büchlein »Mit Tommi im Kinder-
garten« (Ravensburger Buchverlag 1998)
sehr dezent in jeder dritten Szene ein dun-
kelhäutiges Kind auf. Bei den vier »Teletub-
bies« schließlich hat der grüne »Dipsy« eine
etwas dunklere Gesichtsfarbe und in der
 roten »Po« steckt eine britisch-chinesische
Schauspielerin, die öfters ihre Muttersprache
benutzt. Fremde Sprachen zu hören, die un-
ter Umständen nicht zu verstehen seien,
gehören zum Alltag – sagen die Teletubbies-
Macher – , also werde das auch hier vermit-
telt. (esf)

aus: Ausländer in Deutschland 4/2000, 
16. Jg., 1. Dezember 2000



Vom 9. bis 11. November 2001 bietet
die dritte Bonner Buchmesse Migra tion
unter dem Motto: »Rassismus geht uns
alle an« allen Interessierten die Chance
zu einem regen interkulturellen Aus-
tausch. Die Fachbuchmesse widmet
sich der kulturellen Vielfalt, der Tole-
ranz und dem Miteinander für die Ge-
rechtigkeit in der Gesellschaft.

Nach dem großen Erfolg der 
ersten (1998) und der zweiten
(1999) Buchmesse Migration

richtet die Ausländerarbeit des Ev. Kir-
chenkreises Bonn und das Bonner Insti-
tut für Migrationsforschung und Inter-
kulturelles Lernen e.V. (BIM) auch die
dritte Bonner Buchmesse Migration
aus. 

Zielsetzung ist, die Diskussion über
Migration, Integration und über die
wachsende Fremdenfeindlichkeit und
Gewalt in Deutschland einer breiteren
Öffentlichkeit näher zu bringen. 

Das Konzept, das Thema Migrations-
forschung und die benachbarten The-
men aufzugreifen und zusammen mit
kulturellen Angeboten wie Lesungen,
Musik und Theater zu präsentieren, hat
sich schon bei der ersten und zweiten
Buchmesse bewährt. 

Die Bonner Buchmesse Migration ist
ein wichtiger Schritt in einem langfris -
tigen Prozess. Sie soll den Dialog zwi-
schen Mehrheit und Minderheiten in
der deutschen Gesellschaft verstärken,
Toleranz und Verständnis füreinander
fördern.

Die Messe bietet Verlagen, Institutio-
nen, Vereinen und Initiativen ein brei-
tes, öffentlichkeitswirksames Forum, zu
dem auch einzelne Personen, die sich
bisher noch nicht mit dem Thema aus-
einandergesetzt haben, geladen sind. 

Sie wird von den Veranstaltern als
Plattform zur Vernetzung von Initiati-
ven, Verlagen und Institutionen, die sich
diesem Themenkreis verbunden fühlen,
verstanden. 

Während der vergangenen Messen
nutzten Aussteller, Autoren und ein in-
teressiertes Fachpublikum die Chance
zu einem regen Austausch über das
 angebotene Büchersortiment, geplante
Neuerscheinungen und politische Ent-
wicklungen. Gerade diese Gespräche
machen die Buchmesse Migration für
alle Teilnehmer wichtig: Während das
Thema Migration auf den großen Buch-
messen in Frankfurt und Leipzig nur
wenig Platz findet, bietet die Themen-

buchmesse für viele kleine Verlage und
Organisationen eine bezahlbare und ef-
fektive Alternative, sich und ihre Arbeit
einem interessierten Fachpublikum vor-
zustellen. Die ersten beiden Buchmes-
sen waren bereits große Erfolge und
wurden in der Öffentlichkeit viel beach-
tet.

Die zweite Bonner Buchmesse Migra -
tion fand vom 19. bis 21. November
1999 unter der Schirmherrschaft der
Beauf tragten der Bundesrepublik für
Aus länderfragen, Marieluise Beck, und 
der Oberbürgermeisterin von Bonn,
Bärbel Dieckmann, statt.

Über 45 Aussteller nahmen teil. Es
kamen ca. 1.500 Besucher. Die Bonner
Buchmesse Migration ist mittlerweile
bundesweit ein bekanntes Forum ge-
worden. 

LKR Jörn-Erik Gutheil geht in seiner
Eröffnungsrede zur zweiten Bonner
Buchmesse auf die Bedeutung der Mi-
gration für unsere Gesellschaft ein und
sieht Migration als eine Herausforde-
rung für die Zukunft: 

»Wir tun oft so, als wäre das das
Leichteste von der Welt: Flexibel sein,
sich neuen Herausforderungen stellen,
neu anfangen. (…) Migration ist ein
Aufschrei! Wo sind unsere Ohren, wo
sind unsere Seelen, wo ist das wandern-
de Gottesvolk, das den Wanderer an die
Hand nimmt und ins Haus führt (Jesaja
58,7).

(…) Migration. Die Bücher sprechen
eine klare Sprache. Sie leihen denen das
Wort, die in Gefahr sind zu verstum-
men, ihren Schmerz in sich hineinfres-
sen, die immer noch Angst haben.«

Die gesellschaftliche Situation der kul-
turellen Vielfalt spiegelt sich in wach-
sendem Maße auch in der Bücherland-
schaft wider. 

Ralph Giordano stellte in seinem Gruß -
wort die Buchmesse als ein wichtiges
Forum gegen die wachsende Fremden-
feindlichkeit und als einen Ort der in-
terkulturellen Begegnungen dar. 

»Wir leben im Zeitalter großer Be-
wegungen und Wanderungen, einer Ära
kontinentalen und interkontinentalen
Austausches und mehr denn je kommt
es darauf an, dass Menschen verschie-
dener Herkünfte einander verstehen
 lernen, einander zuhören, voneinander
lernen wollen, wenn denn die Bereit-
schaft zu Frieden und Gewaltlosigkeit
über die Traditionen der Intoleranz, der

Fremdenfeindschaft und des Hasses ob-
siegen sollen.«

»Auch die zweite Bonner Buchmesse
Migration hat gezeigt, wie wichtig es ist,
das Lesepublikum auf diese besondere
Bücherproduktion aufmerksam zu ma-
chen. (…) Die begleitenden Veranstal-
tungen waren sehr gut und diesmal
mehr frequentiert. Die Lesungen für
Kinder besonders gut ausgewählt und
mit guter Wirkung. Man hatte den Ein-
druck, dass sich die Schulen diesmal
eher angesprochen fühlten, und das soll
man auch für die nächste Messe betrei-
ben und intensivieren. (…) Großes Lob
an die Organisatoren und deren Mitar-
beiter. Ja, wir würden gern wieder dabei
sein wollen.« (Niki Eideneier, Romio -
sini Verlag, Köln)

»Schon jetzt zeichnet sich aber ab, 
dass die Bonner Buchmesse Migration
in spätestens fünf Jahren ein Ereignis
sein wird, das auf den ganzen deutsch -
sprachigen Raum ausstrahlt.« (Thomas
Frahm, Avlos Verlag, Linz/Rhein)

Bonn als weltoffene Stadt mit einer lan-
gen internationalen Tradition, als Nord-
Süd-Zentrum und als Zentrum für die
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Schüler produzieren CD 
gegen Gewalt

Zwei engagierte Lehrer des Hochwald-
Gymnasiums im saarländischen Wadern

hatten die Idee, 400 Schüler machten in den
Herbstferien mit als Texter und Chorsänger.
Das Ergebnis wurde Mitte Oktober präsen-
tiert: Eine CD unter dem Slogan »Kids gegen
Gewalt«, mit dem die Gymna si as ten gegen
rechte Gewalt demonstrieren. Die Schüler
waren aufgefordert, ihre Ideen und Einfälle
zum Thema »Rechte Gewalt« einzureichen.
Daraus wurde in einer Art Gedankencollage
ein Songtext produziert. Zur Musik von Pink
Floyds Protest- und Widerstandshymne »An -
other brick in the wall« entstand ein Rap-
Text: »Hey Leute, wacht doch endlich auf.«
Unter anderem heißt es: »Nicht nur reden,
nein, auch handeln und nicht morgen, son-
dern jetzt.« Der Erlös der CD kommt der Stif-
tung »Bürger in Not« zu. (esf) 

Kontakt: Hochwald-Gymnasium, 
Am Kaisergarten 1, 66687 Wadern, 
Tel.: 0 68 71/90 26-0

aus: Ausländer in Deutschland 4/2000, 
16. Jg., 1. Dezember 2000 

Bonner Buchmesse Migration: Eine Idee setzt sich durch



europäische Zusammenarbeit bietet
sich als Veranstaltungsort der Messe im
Haus der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland an.

Auch die Autoren der Buchmesse äußer-
ten sich sehr positiv.

»Der Wille zur Kommunikation als
Mittel des Austausches ist jedoch erst
einmal eine Frage des gegenseitigen Re-
spektes. Hierfür ein zusätzliches Ange-
bot zu schaffen, wie es auch in Zukunft
anhand der Bonner Buchmesse Migrati-
on am Rhein geschehen sollte, bedeutet
eine Bereicherung der Kultur. Der sich
auf Dauer auch die ›große‹ Buchmesse
am Main nicht verschließen wird.« (An-
tonio Morten, Schriftsteller)

Für die Landesvorsitzende des Verban-
des deutscher Schriftsteller, Antje Der-
tinger, ergibt sich die große Bedeutung
einer entsprechenden Fachmesse aus ei-
nem Anteil von knapp 20 Prozent nicht-
deutschen Autorinnen und Autoren in-
nerhalb ihres Verbandes.

Mit dem zunehmenden Erfolg der Mes-
se, die 2001 zum dritten Mal stattfinden
wird, wächst auch die Zahl der Ausstel-
ler und der Besucher. Waren es 1998
noch 28 Verlage und Institutionen, zähl-
ten die Veranstalter im November 1999
schon über 45 Teilnehmer. 

Die Erfahrungen der ersten und zweiten
Bonner Buchmesse Migration haben ge-
zeigt, dass vor allem durch Autorenle-
sungen Gesprächsforen und ein kultu-
relles Rahmenprogramm den bis dahin
weniger an Migration interessierten Be-
suchern ein Zugang zum Thema ermög-
licht wurde. Dieses erfolgreiche Kon-
zept wird auch in der dritten Bonner
Buchmesse Migration weiter verfolgt.

Am 9. November 2001 findet unter
der Leitung von LKR Jörn-Erik Gutheil
(Evangelische Kirche Rheinland) ein
Diskussionsforum statt, an dem Persön-
lichkeiten aus Politik und Medien teil-
nehmen werden. Während der Buch-
messe sind weitere Gesprächsforen ge-
plant.

Die dritte Bonner Buchmesse Migra-
 tion vergibt zum ersten Mal unter dem
Motto: »Zuhause … in der fremden
Heimat« Preise an Autorinnen und Au-
toren in vier Kategorien. Die Preise sind
als Zuschuss für die Förderung neuer
Publikationen vorgesehen, die in Zu -
sammenarbeit mit Verlagen realisiert
werden. Ein Sonderpreis wird auch an
 Jugendliche zwischen 16 und 22 Jahren
vergeben, die zu dem o.g.Thema schrei-
ben. 

Es handelt sich um folgende Kategorien: 

1. Kinder und Jugend
2. Dichtung / Lyrik
3. Sachbücher/ Wissenschaft
4. Allgemein: Romane, Erzählungen

u.a.

Die Teilnahmebedingungen werden im
März 2001 gesondert bekannt gegeben.

Im Rahmen der Buchmesse wird die
Ausstellung »Migration in der Karika-
tur« zum ersten Mal gezeigt. Es werden
ca. 50 Karikaturen aus deutschen Pres-
seorganen, die wesentliche Aspekte der
Migration beleuchten, ausgestellt.

Die dritte Bonner Buchmesse Migration
wird vom 9. bis 11. November 2001 im
Haus der Geschichte der Bundesre -
publik Deutschland (Museumsmeile
Bonn) stattfinden. Verlage und Orga ni -
sationen, die teilnehmen möchten, kön-
nen sich bei Dr. Celik über die laufen-
den Vorbereitungen erkundigen. Tel.:
02 28/69 74 91 oder Informationen aus
der Homepage-Seite www.bimev.de
bzw. www.auslaenderarbeit.de herun-
terladen. 

Über E-mail können auch die Doku-
mentationen der vergangenen Buchmes-
sen bestellt werden:

auslaenderarbeit@ t-online.de 

Dr. Hidir Celik
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Glupschaugen, buntes Gefieder:
Das Moorhuhn ist unpolitisch
und lässt sich von jedermann

abknallen. Und nun »Moorhuhn gegen
rechts«? Die Phenomedia AG aus Bo-
chum, Heimat der Moorhühner, hat ein
Originalgemälde des Erfinders des di -
gitalen Geflügels, Frank Ziemlinski, für
15.000 DM im Internet versteigert und
den Erlös Mitte Oktober in Köln je 
zur Hälfte an die Rockinitiative gegen

Rechtsextremismus »Arsch huh« und
an die Nordoff /Robbins-Stiftung für
Musiktherapie überreicht. Das wird
nicht die letzte Aktion der Moorhühner
sein, verspricht Stephan Pelster von Phe-
nomedia. »Ballern gegen rechts – das
fanden wir amüsant«, so die Musiker
der AG Arsch huh. Umso mehr, als in 
einigen Spielvarianten die Hühner zu -
rückschießen oder gar dem Jäger auf
den Kopf … Der Zusammenschluss ver-

schiedener Bands wurde vor acht Jahren
gegründet und nach dem BAP-Lied über
Zivilcourage nach Kölscher Art »Arsch
huh und Zäng ussenander!« benannt.
Er unterstützt Jugend- und Flüchtlings-
projekte, organisiert Konzerte zu Guns -
ten ehemaliger Zwangsarbeiter, zuletzt
»Zwangsweise Kölsch« im Frühjahr. Im
Dezember gehen die Mitglieder in Schu-
len, machen dort Musik und diskutie-
ren mit den Jugendlichen. Die Nordoff/

Moorhuhn gegen rechts



Robbins-Stiftung ist eine Einrichtung
der gesamten Musikbranche und finan-
ziert u.a. Musiktherapie für autistische
Kinder. 

»Moorhuhn gegen rechts« ist Teil der
Kampagne »Z steht für Zivilcourage«,
die von der Berliner tageszeitung/taz zu-
sammen mit PopOnline GmbH und an -
deren Partnern organisiert wurde. Pop-
musik und Computerspiele sind heut -
zutage wichtige Interessengebiete der
jungen Leute, so Ralf Plaschke, Ge-
schäftsführer der PopOnline. Die Pro-
duzenten müssen zu ihrer Verantwor-
tung stehen. Mit solchen Mitteln könne
man am ehesten junge Leute »auf der
Kippe« erreichen. Phenomedia hat im
Auftrag des Bundesinnenministeriums
die Computerspiel-Serie »Dunkle Schat-
ten« (vgl. AiD-online 4/99 – Recht) ent-
wickelt. Das Spiel habe, so Presse -
sprecher Ulf Hausmanns, mit »Ballern«

nichts zu tun, sondern sei ein inhalt-
lich anspruchsvolles Abenteuerspiel. In
»Dunkle Schatten« 1 und 2 ging es um
Neonazi-Gefahr in einer Kleinstadt bzw.
im Internet. Im November wurde Teil 3
fertiggestellt. Handlungsort ist Berlin.
Diesmal geschieht ein Mord unter Fuß-
ballfans. Der Spieler kann wahlweise in
die Identität eines deutschen oder eines
türkischen Jugendlichen schlüpfen und
erlebt dementsprechend unterschied -
liche Situationen, bei denen er mit
Rechtsextremen in Berührung kommt.
Das digitale Rollenspiel fordere Ent-
scheidungen ab und zeige Möglichkei-
ten und Grenzen der persönlichen Ein-
mischung. Dies unterscheide die dritte
Version von den zwei früheren, bei de-
nen gute und böse Taten strikter ge-
trennt waren, so Hausmanns. Die Spie-
le waren nach seiner Einschätzung bis-
her ein voller Erfolg und wurden über
zwei Millionen Mal angefordert. Die

neue CD-ROM wird – wie die Vorgän-
ger – kostenlos an Schulen verteilt. Dar-
über hinaus sucht Phenomedia Partner,
die bereit sind, die CD-ROM etwa
Computerzeitschriften beizulegen oder
auf Konzerten unters Volk zu bringen.
(mjd) 

Kontakt: Phenomedia AG, 
Lohrheidestr. 1, 44866 Bochum, 
Tel.: 0 23 27 / 99 71 80, 
hausmanns@phenomedia.com.de
www.phenomedia.com 

aus: Ausländer in Deutschland 4/2000, 
16. Jg., 1. Dezember 2000

Hinter vielen Ausschreitungen auf dem
Spielfeld stecken ethnische Konflikte.
Ein Verein aus Bielefeld zeigt, dass es
anders geht.

Es war ein Vorfall, der zunächst ge-
eignet schien, die hässliche Seite
des Fußballsports zu zeigen. Der

Spieler wurde grob gefoult, trat deshalb
unbeherrscht zurück und fügte seinem
Gegenspieler eine Platzwunde am Kopf
zu. Doch der Sünder war selbst am
meis ten erschrocken über seine Tat und
entschuldigte sich sofort nach dem
Spielschluss. Dabei blieb es aber nicht:
Der Vorstand verschickte eine schrift -
liche Entschuldigung an den anderen
Verein und wünschte dem Spieler gute
Besserung – ein höchst seltener Vor-
gang. »Wir waren alle geschockt, denn
dieses Foulspiel widerspricht in kras-
ser Weise unserer Auffassung von Fair-
play«, sagt Dieter Schröder vom Sport-
und Kulturclub Bielefeld.

Der Aussetzer ihres Spielers löste im
Verein ziemliche Betroffenheit aus. Der
multikulturelle Club legt schließlich
großen Wert auf Verständigung und
dar auf, dass seine Spieler ausgesprochen
fair auftreten. Rote Karten wegen Tät-
lichkeiten oder Beleidigungen sind des-
halb für die Mannschaften des Sport-
und Kulturclubs nur sehr selten zu
 verzeichnen. Wer gegen den Fairplay-

Gedanken verstößt, wird gesperrt oder
sogar aus dem Verein ausgeschlossen.
Darin sind sich Dieter Schröder und die
anderen Vorstandsmitglieder einig, und
sie sind auch bereit, unbequeme Ent-
scheidungen zu treffen. So suspendierte
der Verein erst kürzlich einige Jugendli-
che und zog sogar eine ganze Jugend-
mannschaft vom Spielbetrieb zurück.

Nicht alle Vereine nehmen das friedliche
Auftreten ihrer Spieler so ernst. »Man-
chen Vereinsvorständen ist es leider egal,
was auf dem Platz abläuft«, hat Schrö-
der festgestellt. Eine Beobachtung, die
zu den Ergebnissen einer Studie der Uni-
versität Paderborn passt. Die Wissen-
schaftler vom Fachbereich Sportwissen-
schaft untersuchten den Spielbetrieb in
drei ausgewählten Fußballkreisen. Ihre
Ergebnisse machen nachdenklich: Tat -
sächlich hat die Zahl der Spielabbrüche
wegen Ausschreitungen in den letzten
Jahren deutlich zugenommen.

Besonderes Augenmerk legten die Wis-
senschaftler in ihrer Studie auf die Si-
tuation der Migranten. Bei der Befra-
gung von Spielern und Funktionären
äußerten sich diese durchweg sehr be-
sorgt über eine Zunahme der Konflik-
te zwischen Deutschen und Migranten.
Während einige Vertreter der deutschen
Vereine das »südländische Tempera-
ment« und die Disziplinlosigkeit der

Mi granten beklagten, verwiesen diese
hingegen auf ausländerfeindliche Provo -
kationen und Benachteiligungen durch
die Schiedsrichter.

Von Diskriminierungen kann Schröder
einiges berichten. Er hat dies sowohl 
bei befreundeten Migrantenvereinen als
auch bei den Spielen seines multikultu-
rellen Clubs erlebt. Allerdings weiß sich
der Sport- und Kulturclub in solchen
Fällen zu wehren. Als bei einem Tur-
nier der Schiedsrichter mit dem Spruch
»Jetzt spielen diese Kanaken auch schon
hier« auffiel, weigerte sich die Mann-
schaft anzutreten, bis der Schiedsrich-
ter abgesetzt wurde. Bei solchen Fällen
scheut sich der Verein nicht, an die Öf-
fentlichkeit zu gehen und die Presse 
zu informieren. Offenbar eine geeignete
Maßnahme, denn Vorfälle dieser Art
sind für den Verein inzwischen selten
geworden.

»Rassismus ist kein Thema in der
Spruchkammer«, bemängelt Schröder
jedoch die Vorgehensweise der Funk-
tionäre. In der Spruchkammer des Fuß-
ballverbandes werden zwar die Regel-
verstöße geahndet, aber nicht verfolgt,
ob Diskriminierungen die Auslöser wa-
ren. Überhaupt ist die fehlende Präsenz
von Migranten in den Verbandsgremien
auffällig, was der Integration sicherlich
nicht förderlich ist.
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Rezepte gegen Gewalt im Sport
Fußball, Döner, Bratwurst



Die Zahl der Sportvereine von Migran-
ten hat seit Mitte der achtziger Jahre
deutlich zugenommen. In den Kreisligen
stellen sie zwischen zehn und 30 Pro-
zent der Mannschaften. Was dem einen
oder anderen deutschen Fußballfunk-
tionär bedrohlich erscheint, bewer-
ten die Paderborner Wissenschaftler als
»einen Ausdruck selbstbewusster Inte -
ressenvertretung«. Die Vereine der Mi-
granten seien »kein Übergangsphäno-
men«, sondern hätten sich »entgegen
der Erwartung stabilisiert«. Zudem ver-
laufen die weitaus meisten Spiele in
friedlicher Atmosphäre.

Auch der Sport- und Kulturclub war bei
seiner Gründung ein typischer Migran-
tenverein, in dem ausschließlich Kurden
und Türken Mitglieder sind. Anfang der
neunziger Jahre sind jedoch nach einer
Kampagne gegen Rassismus im Fußball
zahlreiche deutsche Spieler dem Club
beigetreten, und die Ziele des Vereins
sind neu gefasst worden. »Seitdem steht
in unserer Satzung, dass wir zum Abbau
des Rassismus beitragen wollen«, erläu-
tert Schröder die Wandlung zu einem
multikulturellen Verein. Danach ist der
kleine Verein auf bis heute über 300

Mitglieder angewachsen, eine komplet-
te Jugendabteilung ist aufgebaut wor-
den und selbst ein Frauenteam entstan-
den. Neben Kurden und Deutschen sind
besonders in den Jugendmannschaften
Migranten unterschiedlicher Herkunft
vertreten. Der Vorstand wird je zur
Hälfte von Deutschen und Migranten
gebildet.

Als ein ziemliches Problem hat sich in
all den Jahren erwiesen, eine ausrei-
chende Anzahl von Sportstätten zu be-
kommen. »Die alteingesessenen Vereine
haben nun mal ihre Pfründe«, stellt ein
Vorstandsmitglied ernüchtert fest. Ge-
rade die jungen Vereine – und das sind
zumeist die der Migranten – fühlen sich
erheblich benachteiligt, weil ihnen die
Kommunen nicht genug Trainings- und
Spielplätze zuweisen können.

»Wir zahlen keine Gelder an unsere
Spieler«, sagt Schröder über den Cha-
rakter seines Clubs. Obwohl die erste
Mannschaft den Aufstieg in eine höhere
Spielklasse schaffte, wird der Verein
nicht, wie sonst durchaus üblich in 
dieser Klasse, beträchtliche Summen in
den Spielerkader investieren. Trotzdem

braucht der Verein nicht zu fürchten,
dass ihm die besten Spieler abgewor-
ben werden. »Freundschaft und gute
Stimmung«, nennt der Spieler Irfan die
Gründe, warum er und seine Kamera-
den ihrer Mannschaft treu bleiben wol-
len. Für die Attraktivität des Vereins
sorgen nicht nur die sportlichen, son-
dern auch dessen kulturelle Aktivitäten.
Die regelmäßigen Feste mit Live-Musik
oder türkischen Diskoklängen haben
sich längst über den Verein hinaus her-
umgesprochen. Noch für dieses Jahr hat
sich der Verein außerdem vorgenom-
men, Freunden und Verwandten in der
Türkei beim Aufbau eines sozialen Zen-
trums zu helfen.

Natürlich tut man beim Sport- und Kul-
turclub aber auch das, was einen stink -
normalen Fußballverein gewöhnlich be-
schäftigt: Man sucht eifrig nach Ver-
stärkung, um dem Abstiegskampf in der
neuen Liga zu entgehen. 

Norbert Oppermann

aus: Publik-Forum, Zeitung kritischer 
Christen, Oberursel, Ausgabe Nr. 13/2000

Es war an der Zeit, dass öffentlich
und medienwirksam ausgespro-
chen wurde: Rechtsextreme Vor-

stellungswelten wie auch rassistische
Grundhaltungen sind nicht nur Be-
standteile des geistigen Irrgartens eini-
ger wildgewordener und benachteiligter
Jugendlicher. Vielmehr spiegelt deren
moralische und politische Grundaus-
stattung in nicht unerheblicher Weise
innere Einstellungen der Gesamtbevöl-
kerung wider. Das allein auszusprechen
bedeutet Demokratiegewinn. Der häu-
fig zu hörende Satz: »Was die Jugendli-
chen machen, ist ja nicht richtig – aber
verstehen kann man’s ja«, belegt dies
eindrucksvoll.

Das Ergebnis des Sommerdiskurses
könnte sein: Demokratinnen und De-
mokraten beschreiben künftig Rechts-
extremismus und Rassismus als Teil
 unserer gesellschaftlichen Realität und
 keinesfalls nur als Jugendproblem. Das
wäre ein Grundkonsens, auf dem sich
solide politisch handeln ließe! – Allein –

ich traue dieser Einvernehmlichkeit
nicht. Die Hektik, mit der das Für und
Wider eines NPD-Verbotes besprochen
wird, lässt ahnen, dass wir der eben ge-
wonnenen Grunderkenntnis vom »Pro-
blem in der Mitte der Gesellschaft« nur
wieder allzu gern den Rücken kehren.
Über die Frage des NPD-Verbotes kann
man verständlicherweise trefflich strei-
ten, denn die möglichen Antworten
müssen nicht sonderlich ängstigen. Sie
können aber nur allzu schnell von Fra-
gen nach den eigenen Einstellungen zu
demokratischen Grundwerten, von Fra-
gen der konkreten Politikgestaltung und
der jeweils persönlichen Verantwortung
erneut ablenken: Demokratie als unab-
dingbare Herrschafts- und Lebensform
erweist sich laut neuesten Umfragen als
nicht sonderlich stabile und gewurzel-
te Option. Der wiederkehrende Hinweis
auf die zu vernachlässigenden Wahl -
ergebnisse rechtsextremer Parteien als
Messlatte rechtsextremer und rassisti-
scher Einstellungen der Bevölkerung
zeugt eher von vager Hoffnung und bie-

derem Wunschdenken als von demo-
kratisch geleiteter Zivilcourage.
Der Wunsch, den offenkundig werden-
den inneren Verwerfungen in der Be -
völkerung allein mit der verstärkten
 Repressionsschraube gegenüber jugend -
lichen Gewalttätern begegnen zu wol-
len, entspringt eher einem nicht sonder-
lich demokratisch genährten politischen
»Allmachtswahn« als der Erkenntnis,
dass unserem Gesellschaftsproblem nur
in einem langem und engagiert begleite-
ten Prozess wirksam zu begegnen sein
wird. Grundvoraussetzung dafür aber
ist, dass es von vielen überhaupt erst als
Problem erkannt wird.

Lange hat uns auch eine Ursachenfor-
schung beschäftigt. Die Ergebnisse er-
wiesen sich als höchst divergent: 

Von der kollektiv-autoritären Erzie-
hung (Ost), der anti-autoritären Erzie-
hung (West) bis hin zu sozialen Verwer-
fungen. Um mit Loriot zu sprechen:
»Wer wollte das bestreiten!« Was wir
augenblicklich brauchen, ist ein gegen-
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Was Vereine, Kirchen, Politiker und die Einzelnen tun können
Erfahrungen der »Mobilen Beratungsteams«, 

einem einmaligen Projekt gegen Rechtsextremismus



seitig anregender Austausch von guten
Modellen demokratischen Handelns in
und für alle gesellschaftlichen Bereiche.
Erfahrungen dazu haben in gut einem
Jahr Rechtsextremismusexperten und
Sozialarbeiter beim Mobilen Beratungs -
team, einem deutschlandweit einmali-
gen Projekt gegen Rechts in Branden-
burg, gesammelt. Hier die wichtigsten
Erfahrungen und Schlussfolgerungen: 

– Öffentliche Empörung über rassisti-
sche Entwicklungen und Straftaten in
nicht ausgewaschenen Sprachformen
zeigt Wirkung. Wahre Empörung
verschafft sich immer wieder frische
Luft; vor allem dann, wenn dabei der
Grundkonsens aller streitbaren De-
mokraten sichtbar wird. Dem kollek-
tiven Verlust des Einfühlungsvermö-
gens für die Opfer wird so Einhalt ge-
boten.

– Politisch Verantwortliche im Land
und den Landkreisen sind nicht mehr
beleidigt, wenn darauf aufmerksam
gemacht wird, dass Massenunter-
künfte für Asylsuchende und Kriegs-
flüchtlinge, Warengutscheine und
eingeschränkte Bewegungsmöglich-
keiten eindeutig rassistische Kompo-
nenten aufweisen. Diese Regelungen
müssen als präzise Impulse für die
Wertebildung in gesellschaftlichen
Prozessen verstanden werden.

– Jeder Verein und jeder Verband kann
in seinem Verantwortungsbereich der
Geltung des Artikels 1 des Grundge-
setzes radikal Geltung verschaffen:
Fußballvereine erklären fortan nicht
länger, dass rassistischer Klamauk in
den Stadien zur Normalität gehört,
sondern gehen diese Fehlentwicklung
zum Beispiel über eine Werte-geleite-
te Fanarbeit an.

– Jugendämter fördern nicht mehr
 jugendliche »Glatzenpflege« im Rah-
men einer missverstandenen Jugend-
sozialarbeit, sondern suchen nach
 generationsübergreifenden Förder-
modellen, die verloren gegangene Er-
ziehungskompetenz der Eltern (kul-
turelle Abbrüche usw.) präventiv auf-
arbeiten hilft.

– Politikerinnen und Politiker erhoffen
sich für die Fitness im neuen Jahr -
tausend nicht nur kostenfreie Lap -
tops für jedes Kind, sondern fordern
und fördern aktiv sozialarbeiterische
Kompetenzen für alle Schulpädago-
gen.

– In einer Kleinstadt sind angesichts
rechtsextremer Angriffe Stadtmüt-
ter und -väter um das Außenbild
(Image) der Stadt besorgt. Sie ma-
chen den Skandal öffentlich, regen
alle demokratischen Kräfte zu Mit-
verantwortung an und fördern so die
Lebendigkeit einer an demokrati-
schen Werten orientierten politischen
Wertegemeinschaft.

– In den Kirchen wird die anstehende
Grundfrage, wovon sich unsere Ge-
sellschaft eigentlich leiten lässt, nicht
in hohen synodalen oder bischöfli-
chen Erklärungen manifest, sondern
sie wird in den Gemeinden vor Ort
konfliktbereit diskutiert.

Der tiefere Blick auf die rechtsextremis -
tische Gewalt lässt erschrecken, aber er
gibt auch Einblicke, die Veränderungen
realistisch erscheinen lassen.

Wolfram Hülsemann

aus: Publik-Forum, Dossier »Den braunen
 Vormarsch stoppen«, Ausgabe Nr. 16/2000
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Seit einigen Jahren findet jeweils am 3. Oktober, dem Tag der deutschen Einheit,
in vielen Moscheen ein Begegnungstag statt, zu dem interessierte Bürgerinnen
und Bürger, Kirchen gemeinden und Jugendgruppen einge laden werden. Die
 Moscheegemeinden möchten dabei ihre vielfältige Arbeit vorstellen und im direk-
ten Gespräch mit den Besucherinnen und Besuchern Vorurteile abbauen helfen.
In diesem Kontakt können dann Gemeinsam keiten mit der eigenen Glaubens -
praxis gefunden und über Unterschiede in  einer gastfreundlichen Atmosphäre
diskutiert werden. 

Ein weiterer Anlass, den Kontakt mit muslimischen Nachbarn zu  suchen, sind
der Ramadan und andere Feste. Im Folgenden dokumentieren wir Grußworte
von Repräsentanten von Staat und Kirche. Wir regen an, dass Kirchengemeinden
und andere Gruppen ihrerseits während des  Ramadan auf ihre muslimischen
Nach barn zugehen.

Tag der 
offenen Moschee

Grußbotschaft zum Ramadan
von Bundespräsident 

Johannes Rau

Liebe muslimische Mitbürgerinnen und
Mitbürger,

am 8. Januar beenden Sie den Fasten-
monat Ramadan. Aus diesem Anlass
möchte ich Ihnen herzliche Grüße und
gute Wünsche übermitteln.

Sie haben mit Ihren Familien und
Freunden gefastet und gebetet. Viele ha-
ben damit ein Beispiel dafür gegeben,
dass die Geborgenheit im Glauben eine
selbstbewusste Bescheidenheit schaffen
kann, aus der Toleranz gegenüber ande-
ren Menschen und Respekt für andere
entstehen.

Ich wünsche mir, dass wir überall in
Deutschland ohne Vorurteile aufeinan-
der zugehen und uns um ein friedliches

Zusammenleben bemühen, unabhängig
davon, wo wir geboren sind, ob und
woran wir glauben.

Die Bundesrepublik Deutschland gehört
zu den europäischen Ländern, deren
Geschichte und deren Traditionen be-
sonders vom christlichen Glauben ge-
prägt sind. Die Religionsfreiheit, die un-
ser Grundgesetz garantiert, gilt aber
nicht nur für die christlichen Kirchen.
Sie gilt, auch wenn das manchen nicht
immer ausreichend bewusst ist, auch für
andere Religionsgemeinschaften und
ge wiss für den Islam. Die Grenze findet
jede Kirche und jede Religionsgemein-
schaft ausschließlich in den vom Grund-
gesetz garantierten unveräußerlichen
Menschenrechten und Bürgerrechten.
Sie gelten für alle.

Ich bin dankbar dafür, dass sich vie-
le muslimische Mitbürgerinnen und
Mitbürger in unserem Land engagieren:
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Zusammenleben mit Muslimen

Grußbotschaften
zum Ramadan

»Zusammenleben 
mit Muslimen 
in Deutschland«
Statement des Ratsvorsitzenden der EKD,
Präses Manfred Kock, 
am 11. September 2000 in Berlin 
(Auszüge) 

…Die Evangelische Kirche in Deutschland
(EKD) hält es darum für dringend geboten,
nicht nur für den Bereich der kirchlichen Ge-
meindearbeit – etwa für die Arbeit in Kin-
dertageseinrichtungen oder Einrichtungen der
 Jugendarbeit – , sondern auch für andere   ge -
sellschaftliche Handlungsfelder wie z.B. am
Arbeitsplatz, in der Schule oder im Kranken-

haus die Kenntnisse übereinander und das Ver-
ständnis füreinander zwischen Chris ten und
Muslimen zu verbessern. Denn der gesellschaft-
liche Frieden in den kommenden Jahren wird 
davon abhängen, dass wir das Zusammenleben
in Respekt voreinander ein üben. 

Guter Wille allein genügt nicht. Wissen ist auf
beiden Seiten nötig, das sensibel macht für
Empfindlichkeiten und das hilft, Unsicherheiten
auf den Begriff zu bringen. Wir wollen das un-
sere dazu tun, damit Vorurteile von sachgerech-
ter Aufklärung abgelöst werden, dass die Men-
schen auf beiden Seiten des Tisches die Anders-
artigkeit des Glaubens akzeptieren und so auch 
den Gemeinsamkeiten ihr angemessenes Ge-
wicht geben können. 

Deshalb hat der Rat der EKD eine Hand -
reichung zur Gestaltung der Begegnung von
Christen mit Muslimen in Deutschland in
 Auftrag gegeben. Ich freue mich, dass ich das
nach intensiver Vorarbeit entstandene Do -
kument heute der Öffentlichkeit übergeben
kann. 

Der Titel der Handreichung »Zusammenleben
mit Muslimen in Deutschland« unterstreicht
die Ausrichtung des Textes: Es geht darum,
nicht länger nur nebeneinander her, schon 
gar nicht gegeneinander, sondern im gegen-
seitigen Respekt vor den religiösen Verschie-
denheiten in dieser Gesellschaft zusammen zu
leben. Das ist eine gesellschaftspolitische Auf-
gabe. Mit allen Menschen guten Willens wol-



in Organisationen und Vereinen, als
Selbständige und Unternehmer, die Ar-
beitsplätze schaffen und Ausbildungs-
plätze anbieten. Ich weiß aber auch,
dass das Zusammenleben verschiedener
Kulturen nicht ohne Konflikte abgeht.
Die wichtigste Voraussetzung dafür,
dass wir Konflikte mit dem Ziel der
Verständigung austragen können, ist,
dass wir einander verstehen. Darum
wünschte ich mir, dass alle, die bei uns
eine neue Heimat gefunden haben, im
Laufe der Zeit möglichst gut Deutsch
sprechen, damit sie sich mit Nachbarn
und Arbeitskollegen verständigen kön-
nen.

Ich möchte Sie ermutigen: Beteiligen Sie
sich am gesellschaftlichen Leben, ob in
den Stadtteilen, in Gewerkschaften oder
in Sportvereinen. Nur wenn möglichst
viele mittun, statt sich in Nischen zu -
rückzuziehen, wird es uns gelingen, den
ganzen Reichtum zu erschließen, den
das Zusammenleben von Menschen un-
terschiedlicher Herkunft und unter-
schiedlicher Prägung über Religions-
grenzen hinweg schaffen kann.

Zum Ende des Fastenmonats Ramadan
habe ich den Wunsch, dass Sie mit Zu-
versicht in das neue Jahr blicken kön-
nen und dass alle, die im zurückliegen-
den Jahr Anlass zu Trauer und Schmerz
hatten, neuen Lebensmut schöpfen.

Ich wünsche mir ein vielfältiges
Deutsch land, das nicht danach fragt,
woher einer oder eine kommt, sondern
danach, wie wir die Zukunft gemein-
sam und im Interesse aller gestalten kön-
nen.

Mit freundlichen Grüßen
Ihr  
Johannes Rau

Grußbotschaft des Vorsitzenden
der Deutschen Bischofskonferenz 

Bischof Karl Lehmann 
zum Fest des Fastenbrechens 2000

Sehr geehrte muslimische Schwestern
und Brüder!

Wie in jedem Jahr begehen Sie zum Ab-
schluss des Ramadan in Ihren Familien,
mit Freunden und Verwandten das Fest
des Fastenbrechens mit gemeinsamem
Gebet, Spenden für die Armen und Ge-
schenken für die Kinder.

Wenige Tage später feiern wir Chris -
ten das Weihnachtsfest im zu Ende ge-
henden Heiligen Jahr 2000.

Die beiden Feste haben eine große
Bedeutung für unser jeweiliges religiöses
Leben und bilden Höhepunkte in unse-
rer Beziehung zu Gott. So verschieden
die Feste sind, so machen sie doch deut-
lich, dass Sie als Muslime und wir als
Christen unseren Glauben in unserer
Gesellschaft feiern und bekennen und
auf diese Weise auch einer modernen
Glaubenslosigkeit oder Glaubensgleich-
gültigkeit entgegenwirken.

Manche unter uns – Christen wie Mus-
lime – empfinden hier und an anderen
Orten dieser Welt gerade in Verbindung
mit den höchsten religiösen Festtagen
auch eine gewisse Besorgtheit mit Blick
auf die Nähe von Gläubigen der ande-
ren Religion im gleichen Land, in der
gleichen Gesellschaft, in der gleichen
Stadt. Wo wir bereit sind, einander ken-
nen zu lernen und die Überzeugungen
des jeweils Anderen zu achten, obwohl
wir sie nicht miteinander teilen können,
wird es uns gelingen, miteinander re-
spektvoll und freundschaftlich umzuge-
hen. Dies wird dann auch einen positi-
ven Effekt auf unsere gesamte Gesell-
schaft haben.

In einer auf der Freiheit des Einzelnen
gründenden, pluralen Gesellschaft prä-
gen die Erfahrungen von gleichzeitiger
Übereinstimmung und Verschiedenheit
nicht nur das Mit- und Nebeneinander
von Christen und Muslimen, sondern
auch von anderen Religionen und ge-
sellschaftlichen Gruppen in zunehmen-
dem Maße. In dieser Situation sind
Christen wie Muslime aufgerufen, zum
Frieden unter den Menschen – gerade
auch unterschiedlicher Religionszu-
gehörigkeit – mit allen Kräften beizu-
tragen. Darin kann uns die beglückende
Erfahrung der Nähe Gottes, die wir bei
unseren großen Festen immer wieder
machen dürfen, bestärken. »Da Gott
der Vater Ursprung und Ziel aller ist«,
sagt das Hl. Vatikanische Konzil, »sind
wir alle dazu berufen, Brüder zu sein.
Und darum können und müssen wir aus
derselben menschlichen und göttlichen
Berufung (…) zum Aufbau einer fried -
lichen Welt zusammenarbeiten.« (Vgl.
Gaudium et Spes Nr. 92.)

In diesem Geiste der Brüderlichkeit
übersende ich Ihnen zum Fest des Fas -
tenbrechens meine besten Wünsche und
Grüße

Ihr
Bischof Karl Lehmann

Evangelische Kirche in Deutschland
– Vorsitzender des Rates

Präses Manfred Kock

An die Muslime und Musliminnen in
Deutschland,

Ihr Fastenmonat Ramadan endet in die-
sem Jahr direkt nach unserem christli-
chen Weihnachtsfest. Unsere Advents-
zeit wurde von Ihrer Fastenzeit be glei -
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len wir ein Klima aktiver Toleranz schaffen,
das der Verständigung und dem Interessen-
ausgleich in unserem Land dient. Wir wissen
aus unserer eigenen Seel sorgearbeit in den
deutschen Auslands- und Überseegemeinden,
dass die eigene Religion für ausländische Min-
derheiten von besonderer Bedeutung für das
Selbstverständnis und die Bewahrung der ei-
genen Identität ist. Nicht zuletzt darum hält
die EKD es für dringend nötig, der religiösen
Komponente im Dialog mit den Muslimen in
Deutschland mehr Bedeutung beizumessen. 
Auch für die gegenwärtige Diskussion um die
Eindämmung der Fremdenfeindlichkeit ist dies
unentbehrlich. So legt die Handreichung mit
theologischen Argumenten dar, dass es keine
christliche Begründung für die Ausgrenzung 

oder gar Verfolgung von Menschen gibt, die
 einen anderen Glauben als die Mehrheitsbe -
völkerung haben und mit ihrer abweichenden
Glaubenspraxis fremd erscheinen. Die Studie
soll helfen, den Menschen in unseren Gemein-
den die Furcht vor der Religion ihrer muslimi-
schen Mitbürger zu nehmen. Sie sollen ermutigt
werden, bewusst die Begegnung mit Muslimen
in der Nachbarschaft zu suchen und dabei auch
über den eigenen christlichen Glauben zu re-
den. Wir wissen, wie schwer das manchem fällt,
weil Religion häufig als Privatange legenheit
gilt. Bei vielen Christen ist die Kenntnis selbst
des eigenen Glaubens gering. Der Wunsch,
Mus lime besser zu verstehen, weckt jedoch
auch bei vielen Kirchenmitgliedern die Neugier
an der eigenen Tradition. Diese Neugier müssen

wir wecken und zugleich dafür sorgen, dass
Christen über ihren eigenen Glauben sprechen
lernen. Das ist unumgänglich, damit das Ge-
spräch der Mehrheitsreligion mit den An-
gehörigen der religiösen Minderheit gelingt
und damit tragfähige Brücken der Verständi-
gung gebaut werden können. 

Präses Manfred Kock
Vorsitzender des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland 
Hannover/Berlin, 11. September 2000
Pressestelle der EKD 
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tet. Nachdem wir Christen voller Freu-
de das Weihnachtsfest gefeiert haben,
treffen Sie sich zum Fest des Fas ten -
brechens. Im Namen der Evangelischen
Kirche in Deutschland übersende ich Ih-
nen Glückwünsche zu Ihren Feiertagen.
Christen und Muslime sind in diesen
Tagen aus verschiedenen Anlässen von
Freude erfüllt. Am Weihnachtsfest steht
für uns Christen die Liebe Gottes, die in
Jesus Christus sichtbare Gestalt ange-
nommen hat, im Mittelpunkt des geist-
lichen Lebens unserer Gemeinden. Der
Kern des Weihnachtsfestes scheint in
unserer Zeit nicht mehr allen deutlich 
in Erinnerung. Darum versuchen wir
immer wieder darauf hinzuweisen: Das
 liebevolle und barmherzige Handeln
Gottes erwartet auch unsere Antwort in
Liebe und Barmherzigkeit gegenüber
unseren Mitmenschen.

Der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland hat im September eine
Handreichung »Zusammenleben mit
Muslimen in Deutschland« veröffent-
licht. Sie soll evangelische Christen und
evangelische Kirchengemeinden anre-
gen und dazu ermutigen, ihr Verhältnis
zu Muslimen zu klären, Kontakt zu su-
chen und das Zusammenleben einzu -
üben. Es darf nicht dabei bleiben, dass
wir nebeneinander her leben. Darum
wollen wir zu Begegnung ermutigen
und Gespräche fördern, die der Ver-
ständigung dienen. Es gibt schon viel-
fältige Begegnungen, für die wir dank-
bar sind, doch darüber hinaus sollen
weitere Gelegenheiten genutzt werden.
Das Angebot steht: Wir sind bereit, als
religiöse Gemeinschaften gemeinsam et-
was für die Gestaltung unserer Gesell-
schaft zu tun.

Das Weihnachtsfest bringt eine Frie-
densbotschaft. Auch Sie unterstreichen
die Bedeutung des Friedens für die Pra-
xis Ihres Glaubens. Darum sollten wir
alle das Wort Frieden mit Leben fül-
len und nach seiner Verwirklichung 
insbesondere im Zusammenleben von
Chris ten und Muslimen streben. Diesen
Wunsch möchten wir Ihnen als Zeichen
unserer Anteilnahme an Ihrer Festtags-
freunde übermitteln.

Mit freundlichen Grüßen und guten
Wünschen

Ihr
Manfred Kock

18. Dezember 2000

Die Klasse 6c der Hans-Thoma-Schule
 besuchte die Bad Säckinger Moschee 
und staunte, wie schnell so ein Imam
schreiben kann.

Rund fünfzehn Schülerinnen und
Schüler der Klasse 6c der Hans-
Thoma-Schule, die den katholi-

schen Religionsunterricht besuchen,
wa ren gestern mit ihrer Lehrerin Inge
Engelke zu Besuch im Islamisch-Türki-
schen Zentrum in der Güterstraße.

Empfangen wurden sie vom geistli-
chen Oberhaupt der Gemeinde, Imam
Talat Dag, und dem Vorsitzenden des
Vereins, Ali Rubet. Der Ausländerbei-
rat hatte die Schulen ermuntert, die
»Woche der ausländischen Mitbürger«
im Unterricht zu thematisieren. Weil das
Thema »Mit Muslimen leben – Der
 Islam« Teil des Lehrplans ist, verlegten
Inge Engelke und ihre  Schüler für eine
Stunde den Unterricht in die Moschee.
Vermittelt wurde der Besuch durch
ihren Mitschüler Ferit Yildiz.

Zuerst hieß es Schuhe ausziehen, be-
vor es in den ersten Stock in die Mo-
schee ging. Die Zwölf- bis Dreizehnjäh -
rigen kannten die wichtigsten Begriffe
der islamischen Glaubenslehre bereits.
Die Gebetsnische für den Vorbeter, die
Gebetsteppiche, die gerahmten Bilder
mit Suren aus dem Koran in arabischer
Schönschrift und auch die Gebetsschnur
waren den meisten nicht fremd.

Und trotzdem hatten die
Schüler noch Fragen: Wie
alt ist der  Koran? Warum
muss man die Schuhe aus-
ziehen, wenn man in die
Moschee geht? Wie oft  ge -
hen die Schüler in die Ko-
ranschule? Dort knieten
die Sechstklässler schließ-
lich in den Bänken und er-
fuhren von Imam Talat
Dag und Ali Rubet, dass
man die Schuhe auszieht,
weil es beim Beten sauber
sein muss und dass die
Schüler, wenn sie wollen,
jeden Tag in die Koranschu-
le zum Studium kommen können. »Be-
ten Sie auch fünfmal am Tag?«, wollte
ein Schüler wissen und erhielt ein
promptes »Ja« zur Antwort.

Noch mehr staunten die Jungen und
Mädchen, als Imam Talat Dag die erste
Sure des Koran, das Kurzgebet der Mus -
lime, in arabischer Schrift von rechts
nach links auf die Tafel schrieb. In ei-
ner unglaublichen Geschwindigkeit –
wie sie fanden. Denn sie selbst hatten
die Sure, die mit »Im Namen Allahs 
des Allerbarmers, des Barmherzigen«
beginnt, auf Deutsch aufgeschrieben,
um sie den Gastgebern zu überreichen.
Gebraucht haben sie dafür fünfzehn
Minuten, Imam Talat Dag nur zwei.

Es wurden noch viele Fragen gestellt
und ausführlich beantwortet. Doch
nicht nur ihren Wissensdurst stillten die
Sechstklässler. Damit das Lernen leich-
ter fiel, wurden sie mit Cola, Fanta und
Süßigkeiten bewirtet. Und sie lernten an
diesem Tag, dass das Türkisch-Islami-
sche Zentrum nicht nur ein Haus zum
Beten und Lernen ist, sondern auch ein
Ort der Begegnung. »Unsere Tür ist für
alle, Muslime und Nichtmuslime, jeder-
zeit offen«, betonte Ai Rubet am Ende
des Besuchs.

aus: Badische Zeitung, 29. September 2000

Ein Gotteshaus, in dem man keine Schuhe trägt

Foto: Christiane Weisshaupt



Die deutschen Bischöfe
Gerechter Friede
Ausgabe 66, 27. September 2000
(Auszüge)

(…)
III. 3.3. Interreligiöser Dialog

(189) Die Kirche versteht das Recht auf
Religionsfreiheit – wie jedes andere
Menschenrecht – als letztlich von Gott
dem Menschen verliehen, ja als beson-
deren Ausdruck seiner Personwürde.
Deshalb verbietet sich in Sachen Religi-
on jeder Zwang. Wie in der innerchrist-
lichen Ökumene stellt der Dialog die
 zukunftsweisende Form interreligiöser
Verständigung dar. Auch das Leben in
einer zusammenwachsenden Welt for-
dert zum Dialog und zur Begegnung
zwischen den Religionen heraus. Wir er-
innern in diesem Zusammenhang an die
vielfältigen Initiativen des Papstes, etwa
an das Gebet der Weltreligionen in Assi-
si. Die Deutsche Bischofskonferenz hat
inzwischen eine eigene Unterkommissi-
on für den interreligiösen Dialog ins Le-
ben gerufen, um seiner wachsenden Be-
deutung für das interreligiöse Leben
hierzulande und weltweit gerecht zu
werden. Mit dem für unser Land beson-
ders bedeutsamen Austausch zwischen
Christen und Muslimen befasst sich die
Christlich-Islamische Begegnung – Do-
kumentationsstelle (CIBEDO). Die Ar-
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
in Deutschland und ihre zahlreichen re-
gionalen oder örtlichen Arbeitskreise
haben dazu Informationsmaterial und
Arbeitshilfen publiziert, die besonders
für Seelsorger und Religionslehrer und 
-lehrerinnen empfehlenswert sind. Aus-
drücklich ermuntern wir auch die Ka-
tholischen Akademien, den interreligiö-
sen Dialog mit ihren Möglichkeiten zu
unterstützen. Wo dies möglich ist, sollte
über den Dialog hinaus Zusammenar-
beit gesucht werden, ohne Berührungs-
angst und ohne Unterscheidungsangst.
Christliche Maßstäbe zurückzustellen,
um Konflikten aus dem Weg zu gehen,
ist ebenso unverantwortlich, wie Bun-
desgenossenschaft im Dienst am Men-
schen zu unterlassen.

Menschenrechte
(190) Die Weltreligionen sind heute vor
allem herausgefordert, an der interreli-
giösen und interkulturellen Verständi-

gung über grundlegende Elemente eines
weltweit tragfähigen Ethos mitzuwir-
ken. Welche Bausteine eines solchen
Ethos, das geeignet wäre, die allgegen-
wärtige Gewalt zu mindern, lassen sich
benennen? Im Rahmen dieses Dialogs
kommt dem Thema der Menschenrech-
te besonderes Gewicht zu (vgl. II.3.1.).
Ihre fortschreitende Kodifizierung auf
der Ebene internationalen Rechts ga -
rantiert ja noch kein gemeinsames Ver -
ständ nis der verwendeten Begriffe. Auch
zwischen den Religionen bestehen be-
deutsame Unterschiede im Verständnis
ihrer Eigenart und Begründung. Sie tra-
gen wesentlich zu einer unterschied -
lichen Auslegungspraxis in einzelnen
Staaten bei. So wäre eine Verständigung
über die Rolle des Staates im Verhält -
nis zur religiösen Gemeinschaft und
um gekehrt, nicht zuletzt auch über die
Grund satzfrage nach der Beziehung
zwischen Religion und Kultur dringend
erforderlich. Die Kirchen werden hier
besonders die Situation christlicher Min-
derheiten in bestimmten islamischen
oder vom Islam geprägten Ländern zur
Sprache bringen müssen.

Fundamentalismus
(191) In vielen Ländern nehmen Kir-
chen und Religionsgemeinschaften ei-
nen bedeutenden Einfluss auf die Le-
bensweisen, oft auch auf die politische
Orientierung der Menschen. Mancher-
orts nimmt dieser Einfluss noch zu. Dies
wird dann bei uns rasch so interpretiert,
als handle es sich in jedem Fall um ein
Erstarken fundamentalistischer Bewe-
gungen, verbunden mit wachsender Ge-
fährdung durch gewaltbereite, ja ter -
roristische Gruppen. Tatsächlich sind
solche Entwicklungen in allen großen
Religionsgemeinschaften zu beobachten
und gefährden das friedliche Zusam-
menleben. Eine gemeinsame Haltung
der Religionen zu den erstarkenden
ideologisierten Strömungen, die sich
deutlich von diesen abgrenzt und so die
Gleichsetzung von Religiosität und Fun-
damentalismus unterläuft, wäre des -
wegen von großer Bedeutung. Zugleich
ist nicht zu verkennen, dass sich in der
öffentlichen Wahrnehmung solcher Pro-
zesse nicht nur eine verbreitete Neigung
spiegelt, liebgewordene Vorurteile gegen
Religionsgemeinschaften zu pflegen.
Darüber hinaus wird auf diese Weise oft
von schwerwiegenden politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Problemen

abgelenkt, die hinter fundamentalis -
tischen Bewegungen und der mit ih-
nen einhergehenden Gewaltbereitschaft
sichtbar werden.

Religionen und Gewalt
(192) Andererseits darf das Eigenge-
wicht religiöser Faktoren in der Entste-
hung und im Verlauf gewaltsamer Kon-
flikte auch nicht übersehen oder unter-
schätzt werden. Schließlich sind die
Religionen seit jeher zutiefst mit dem
Phänomen menschlicher Gewaltan -
wendung verbunden. Gewalt und Krieg
wurden religiös gedeutet, allzu häufig
religiös legitimiert oder gar gefordert.
Doch ebenso findet die grundlegende
Kritik an der Gewalt und die Klage über
ihre leidvollen Konsequenzen für die
Opfer ihren beredtesten Ausdruck in re-
ligiös-ethischen Zusammenhängen. Ge-
rade das Alte Testament bezeugt ein-
dringlich die vielfältigen Wechselbezie-
hungen zwischen Religion und Gewalt.
Bis heute hält sich bei vielen Menschen
die feste Überzeugung oder zumindest
der Verdacht, vor allem die monotheis -
tischen Religionen – unter ihnen beson-
ders das Christentum und der Islam –
seien ihrem Wesen nach intolerant und
friedensunfähig. Dies muss als Anfrage
theologisch ernst genommen und prak-
tisch beantwortet werden. Über die not-
wendige ehrliche Selbstkritik der Reli -
gionsgemeinschaften hinaus hängen
deswegen ihre Glaubwürdigkeit und
Überzeugungskraft entscheidend davon
ab, ob und wie weit sie – unabhängig
von ihren eigenen Rechten und Interes-
sen – in ihrem tätigen Einsatz für den
Frieden, für die Rechte und legitimen
Interessen anderer Menschen und Grup-
pen eintreten. Dies gilt gerade in jenen
Ländern, in denen die Religionen einen
starken Anteil am öffentlichen Leben
haben.

III. 3.4. Umgang mit Fremden

Fremde in diesem Land
(193) Mit größter Besorgnis sehen wir
das Anwachsen und die Auswüchse von
Fremdenfeindlichkeit. Wir erklären mit
Nachdruck, dass jede Sympathie für
solche Einstellungen oder gar eine Be-
teiligung an fremdenfeindlicher Hetze
dem christlichen Glauben widerspricht.
Rassistische Menschenverachtung steht
in unversöhnlichem Gegensatz zur
Menschenwürde und Geschwisterlich-
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keit aller Menschen, die in Gott dem
Schöpfer ihren Grund haben. Kein
Christ sollte Verunglimpfungen auslän-
discher Mitbürger und Mitbürgerinnen
dulden oder gewaltsamen Übergriffen
tatenlos zusehen. Christen sollten sich
vielmehr mit Zivilcourage einmischen.
Denn sie müssen ernst nehmen, dass
Gott »keinem von uns … fern ist« (Apg
17,27); christliche Gemeinden sollten
darum stets ein offener Raum für Men-
schen sein, die fern ihrer Heimat zu
 leben gezwungen sind. Viele von ihnen
leben in starken religiösen Bindungen.
Sie wirken in einer pluralistischen, indi-
vidualisierten und säkularisierten Ge-
sellschaft leicht befremdlich. Gerade wir
Christen schulden ihnen Verständnis
und Solidarität. Sie werden sich mit un-
serem Land und unserem Staat in dem
Maße identifizieren können, wie sie er-
fahren, dass ihnen unsere Verfassung
und rechtsstaatliche Ordnung die Ge-
währ dafür bietet, ihrem Glauben ge -
mäß leben zu können.

Fremdenfeindlichkeit
(194) Wir erwarten von den politisch
Verantwortlichen, jeder Form von
Fremdenfeindlichkeit mit allen rechts-
staatlichen Mitteln entschlossen ent -
gegenzutreten. Es wäre jedoch nach un-
serer Überzeugung verfehlt, sich dauer-
hafte Abhilfe allein von polizeilichen
und rechtlichen Maßnahmen zu erhof-
fen. Es gilt auch in unserem Lande, dass
die wirtschaftliche und soziale Lage vor
allem junger Menschen und die Situati-
on der Familien die Anziehungskraft
fundamentalistischer und rechtsextre-
mer Gruppen und ihrer Ideologien we-
sentlich beeinflussen. Außerdem spielt
das allgemeine politische und gesell-
schaftliche Klima eine beträchtliche
Rolle. Die Politik kann Fremdenfeind-
lichkeit nur dann glaubwürdig kritisie-
ren, wenn sie selbst alles vermeidet, was
ihr Vorschub leistet. Im Gemeinsamen
Wort der Kirchen zu den Herausfor -
derungen durch Migration und Flucht
 haben wir deswegen hervorgehoben,
dass Deutschland endlich ein politisches

 Gesamtkonzept für die Zuwanderung
benötigt. Es darf dabei jedoch nicht ge-
schehen, dass infolge der verstärkten
Aufnahme ausländischer Fachleute die
Zahl derer beschränkt wird, denen Asyl
zuerkannt wird. Kein Einwanderungs-
konzept darf zu Lasten des ohnehin
schon eingeschränkten Asylrechts ge-
hen. Wir brauchen zudem eine gezielte
Integrationspolitik, die mehr beinhaltet
als den Ruf nach Anpassung oder das
bloße Zuwarten, dass sich die Probleme
irgendwie von selbst lösen. Es genügt
auch nicht, den wirtschaftlichen oder
demographischen Nutzen von Zuwan-
derern in den Vordergrund zu stellen.
Die fundamentale politische und kultu-
relle Aufgabe muss in den Blick kom-
men, die sich mit ihnen stellt. Daran
wird sich die Lebensqualität in unserem
Land und seine Zukunftsfähigkeit ent-
scheiden…

Herausgeber: Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz, 
Kaiserstr. 163, 53113 Bonn

Diese Materialhinweise ergänzen die im Jahr
2000 im Materialheft zur Woche der ausländi-
schen Mitbürger vorgestellten Materialien
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Postfach 21 02 20, 30402 Hannover, 
Tel. 0511/2796-0, Fax 0511/2796-709
Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz,
Kaiserstr. 163, 53113 Bonn, 
Tel. 0228/103-0, Fax 0228/103-371

Evangelisches Missionswerk in 
Deutschland – EMW (Hg.)
Christoph Dahling-Sander
Auf dem Weg zur sichtbaren Gemeinschaft?
Ökumenische Zusammenarbeit mit Kirchen und
Gemeinden anderer Sprache oder Herkunft
EMW-Informationen, Nr. 123, August 2000
Bezug: EMW, Normannenweg 17-21, 
20537 Hamburg, 
E-mail: service@emw-d.de
Internet: www.emw-d.de

Erzbischöfliches Ordinariat Berlin (Hg.)
Rechtlos in Deutschland – eine Handreichung
und Einladung zum Gespräch über die Lage 
von Menschen ohne Aufenthaltsrecht
Berlin 1997
Illegal in Berlin – Momentaufnahmen aus 
der Bundeshauptstadt
Migration Nr. 4, Dezember 1999
Bezug: Erzbischöfliches Ordinariat Berlin, 
Abt. Öffentlichkeitsarbeit, Wundtstr. 48-50,
14057 Berlin

nah & fern
Ein Material- und Informationsdienst für 
Ökumenische Ausländerarbeit
Bezug: Evangelisches Missionswerk in 
Deutschland (EMW), Normannenweg 17-21,
20537 Hamburg, 
Tel. 040/25456148, Fax 040/2542987, 
E-mail: service@emw-d.de

Islam

Kirchenamt der EKD (Hg.)
Zusammenleben mit Muslimen in Deutschland
Gestaltung der christlichen Begegnung mit 
Muslimen
Eine Handreichung des Rates der Evangelischen
Kirche in Deutschland, 2. Auflage, 2000
Gütersloher Verlagshaus, Gütersloh 2000

Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz
(Hg.)
Christen und Muslime in Deutschland
Eine pastorale Handreichung, Arbeitshilfe 106
Bezug: Sekretariat der Deutschen Bischofs -
konferenz, Kaiserstr. 163, 53113 Bonn

Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern (Hg.)
Erste Schritte wagen
Eine Handreichung für die Begegnung von 
Kirchengemeinden mit ihren muslimischen 
Nachbarn
München 2000
Bezug: Ökumenereferat der Evang.-Luth. Kirche
in Bayern, Postfach 200751, 80007 München

Zentralrat der Muslime in Deutschland (Hg.)
Tag der offenen Moschee
Arbeitshilfe zur Vorbereitung einer Veranstaltung
Bezug: Zentralrat der Muslime in Deutschland
e.V., Arbeitsgruppe Tag der offenen Moschee, 
Indestr. 93, 52249 Eschweiler, 
Tel. 02403/702075, Fax 02403/702076, 
E-mail: sekretariat@zentralrat.de
Internet: www.islam.de

In der Diskussion Nr. 8
Islamischer Religionsunterricht an staatlichen
Schulen in Deutschland
Bonn/Berlin, September 2000
Bezug: Büro der Beauftragten der Bundes -
regierung für Ausländerfragen, 
Postfach 080162, 10001 Berlin, 
Tel. 030/20141781, Fax 030/20141833 oder
Postfach 140280, 53107 Bonn, 
Tel. 0228/527-2307/2758, Fax 0228/527-2760,
Intenet: www.bundesauslaenderbeauftragte.de
E-mail: as2@bma.bund.de

Jutta Sperber
Dialog mit dem Islam
Verlag Vandenhoeck und Ruprecht, 1999 (Kleine
Reihe V & R 4015), ISBN 3-525-34015-X

Dorothee C. von Tippelskirch und 
Rolf Hanusch (Hg.)
Fundamentalismus in der Moderne
Berliner Begegnungen Band 1
Bezug: TVT Medienverlag 1999, 
Postfach 2562, 72015 Tübingen, 
Fax 07071/360079

Katholisches Bibelwerk e.V. (Hg.)
Der Koran und die Bibel
Bezug: Edition »Welt und Umwelt der Bibel«, 
Silberburgstr. 121, 70176 Stuttgart, 
Tel. 0711/6192050

Thomas Lemmen
Muslimische Spitzenorganisationen in Deutsch-
land: der Zentralrat und der Islamrat
Altenberge 1999

Stefan Muckel
Der Islam unter dem Grundgesetz
Heft 273
Bezug: Katholische sozialwissenschaftliche 
Zentralstelle, Brandenberger Str. 33, 
41065 Mönchengladbach
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Barbara Huber-Rudolf
Der Islam im Spiegel muslimischer Schriftsteller
Ein Lesebuch
CIBEDO, Frankfurt/Main 1998

Erzbischöfliches Generalvikariat (Hg.)
Katholisch-islamische Ehen
Eine Handreichung
Bezug: Erzbischöfliches Generalvikariat, 
Presseamt, Marzellenstr. 32, 50668 Köln

Thomas Lemmen
Islamische Bestattungen in Deutschland
Eine Handreichung
Altenberge 1996

Ludwig Hagemann, Adel Theodor Khouzy
Dürfen Muslime auf Dauer in einem 
nicht-islamischen Land leben?
Würzburg/Altenberge 1997

Einwanderungspolitik/Staatsangehörigkeitsrecht

In der Diskussion Nr. 9
Integration in Städten und Gemeinden
Berlin und Bonn, Dezember 2000
Daten und Fakten zur Ausländersituation
Berlin 2000 (19. aktualisierte Auflage)
Bezug: Büro der Beauftragten der Bundes -
regierung für Ausländerfragen, 
Postfach 080162, 10001 Berlin, 
Tel. 030/20141781, Fax 030/20141833 oder
Postfach 140280, 53107 Bonn, 
Tel. 0228/527-2307/2758, Fax 0228/527-2760,
Intenet: www.bundesauslaenderbeauftragte.de
E-mail: as2@bma.bund.de

Bundesministerium des Innern (Hg.)
Ausländerpolitik und Ausländerrecht 
in Deutschland
August 2000
Bezug: kostenfrei über Bundesministerium 
des Innern, Referat Öffentlichkeitsarbeit, 
Alt-Moabit 101 D, 10559 Berlin

Verband binationaler Familien und 
Partnerschaften, iaf e.V.
Initiativgruppe Frankfurt (Hg.)
UnPässlichkeiten
Das Lesebuch zum Staatsangehörigkeitsrecht
Bezug: Verband binationaler Familien und
 Partnerschaften, iaf e.V., 
Ludolfusstr. 2-4, 60487 Frankfurt, 
Tel. 069/713756-0, Fax 069/7075092, 
E-mail: Verband-Binationaler@t-online.de 
Internet: www.verband-binationaler.de

Rat für Migration (RfM) (Hg.)
Migrationspolitik in Deutschland – 
Eine Zwischenbilanz
Information zum Migrationsreport 2000
Bezug: Institut für Migrationsforschung 
und Interkulturelle Studien (IMIS), Universität
Osnabrück, 49069 Osnabrück, 
Tel. 0541/969-4384, Fax 0541/969-4380, 
E-mail: imis@uni-osnabrueck.de 
Internet: http://www.imis.uni-osnabrueck.de

Bundeszentrale für politische Bildung in
 Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft
 Jugend und Bildung e.V. (Hg.)
Fremd und doch vertraut – Junge Ausländer 
in Deutschland
PZ Nr. 102, Juni 2000
Streiflicher aus dem Jahr 10 der Einheit
PZ Nr. 103, September 2000
Bezug: Universum Verlagsanstalt, 
Postfach 300, 65175 Wiesbaden, 
Fax. 0611/9030-277, 
E-mail: uv@universum.de 
Internet: www.universum.de

National Coalition zur Umsetzung der 
UN-Kinder rechtskonvention in Deutschland: 
Kinder ohne deutschen Pass – ein Leben 
ohne Rechte?
Verpflichtungen aus der UN-Kinderrechtskon -
vention. Vorschläge, Positionen, Forderungen.
Diskussionspapier, Bonn 2000
Bezug: National Coalition, c/o AGJ, 
Haager Weg 44, 53127 Bonn

Eberhard Eichenhofer (Hg.)
Schriften des Instituts für Migrationsforschung
und Interkulturelle Studien (IMIS) der 
Universität Osnabrück
Migration und Illegalität
Band 7, ISBN 3-932147-21-9

Jörg Alt
Illegal in Deutschland
Ergebniszusammenfassung des Forschungs -
projekts zur Lebenssitutation »illegaler« 
Migranten in Leipzig
von Loeper Literaturverlag Karlsruhe
Bezug: Ariadne Buchdienst, 
Kiefernweg 13, 76149 Karlsruhe, 
Tel. 0721/706755, Fax 0721/788370, 
E-mail: AriadneKA@AOL.com 
Internet: www.vonLoeper.de

Deutscher Gewerkschaftsbund, 
Referat Migration (Hg.)
Demokratie und Toleranz in Gesellschaft 
und Arbeitswelt
Internationale Arbeitstagung vom 23.-25. März
2000 in Magdeburg, Tagungsdokumentation
Migrationsdialog Ost-West 1999
30. September bis 3. Oktober 1999 in Sofia,
 Bulgarien, Tagungsdokumentation
Globalisierung und Migration
Die Bedeutung von internationalen Konventionen
für Wanderarbeitnehmer/-innen
Internationale Arbeitstagung am 18. und 19. Juni
1999 in Düsseldorf, Tagungsdokumentation
Migration und prekäre Beschäftigung
Dokumentation des Workshops »Arbeits -
migranten und Flüchtlinge in prekären Beschäf -
tigungsverhältnissen. Möglichkeiten der gewerk-
schaftlichen Ansprache und Einbeziehung« 
vom 10. bis 12. Mai 1999 im DGB-Bildungs -
zentrum Niederpöcking
Diskriminierung am Arbeitsplatz – aktiv werden
für Gleichbehandlung
Migrationspolitische Handreichungen
Faltblatt
Rechtsextremismus, eine Herausforderung 
für die Gewerkschaften
Mitteilungen zur Migrationspolitik
Beitrag zur Diskussion über das Thema 
»Rechtsextremismus und Gewerkschaften«
März 1999
Bezug: Toennes Satz + Druck GmbH,
 Niersmannsweg 1-5, 40699 Erkrath, 
Tel. 0211/92008-26, Fax 0211/92008-38, 
E-mail: reisener@toennes-gruppe.de

DGB-Jugend und IDA e.V. (Hg.)
Interkulturelles Lernen in der beruflichen 
Ausbildung
Hintergründe und Handlungsmöglichkeiten 
für Betrieb und Berufsschule
Handreichung für Mulitiplikatoren der
 beruflichen Ausbildung
Bezug: IDA e.V., Friedrichstr. 61a, 
40217 Düsseldorf, 
Tel. 0211/371026, Fax 0211/382188, 
E-mail: IDAeV@t-online.de
oder DGB-Bundesvorstand, Abt. Jugend, 
Roland Schinko, Hans-Böckler-Str. 39, 
40476 Düsseldorf, 
Tel. 0211/4301-342, Fax 0211/4301-134, 
E-mail: roland.schinko@bundesvorstand.dgb.de

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V.
(Hg.)
Migranten – Kriminalität und Polizei
Zeitschrift für Migration und Soziale Arbeit
1/2000
Bezug: Institut für Sozialarbeit und 
Sozial pädagogik e.V., 
Am Stockborn 5-7, 60439 Frankfurt/Main, 
Tel. 069/95789-0, Fax 069/95789-190, 
E-mail: iss.frankfurt-am-main@t-online.de
Internet: www.iss-ffm.de

Interkulturelles

Stimme (Hg.)
Zeitschrift für In- und AusländerInnen 
im Lande Bremen
Bezug: Redaktion Stimme, 
Schiffbauerweg 4, 28237 Bremen, 
Tel. 0421/612072, Fax 0421/617950, 
Internet: http//www.is-bremen/-dab, 
E-mail: dab@is-bremen.de

Die Beauftragte der Bundesregierung für 
Ausländerfragen (Hg.)
Handbuch zum Interkulturellen Arbeiten 
im Gesundheitsamt
Bonn/Berlin 2000
Bezug: Büro der Beauftragten der Bundes -
regierung für Ausländerfragen, 
Postfach 080162, 10001 Berlin, 
Tel. 030/20141781, Fax 030/20141833 oder
Postfach 140280, 53107 Bonn, 
Tel. 0228/527-2307/2758, Fax 0228/527-2760,
Intenet: www.bundesauslaenderbeauftragte.de
E-mail: as2@bma.bund.de

Christoph Butterwegge, Gudrun Hentges (Hg.)
Zuwanderung im Zeichen der Globalisierung
Migrations-, Integrations- und Minderheiten -
politik
Interkulturelle Studien, Band 5, 2000
Verlag: Leske und Budrich

ISKA Nürnberg
CD »Interkultur in Bayern. Künstler, 
Institutionen, Texte, Links«
Das Projekt wurde als offizieller deutscher Bei-
trag für das Internationale Jahr der Vereinten
Nationen Dialog zwischen den Kulturen (2001)
gewählt. 150 Datensätze auf der CD erleichtern
die Kontaktaufnahme zu Künstlern und Projek-
ten und liefern Anregungen für die interkulturelle
Arbeit. 
Bezug: Institut für soziale und kulturelle Arbeit
Nürnberg, Gostenhofer Hauptstr. 61, 
90443 Nürnberg

Hallo, Hola, Ola – Sprachförderung in 
Kindertagesstätten
September 2000
Bezug kostenfrei über: Büro der Beauftragten 
der Bundesregierung für Ausländerfragen, 
Postfach 080162, 10001 Berlin, 
Tel. 030/20141781, Fax 030/20141833 oder
Postfach 140280, 53107 Bonn, 
Tel. 0228/527-2307/2758, Fax 0228/527-2760,
Intenet: www.bundesauslaenderbeauftragte.de
E-mail: as2@bma.bund.de

Rassismus/Gewalt gegen Fremde

IDA NRW (Hg.)
Rechtsextremismus im Internet
Infomappe
Bezug: IDA-NRW, 
Friedrichstr. 61a, 40217 Düsseldorf, 
Tel. 0211/371070, Fax 0211/371025, 
E-mail: IDA-NRW@t-online.de 
Internet: http://home.t-online.de/home/IDA-NRW/

Christoph Butterwegge, Georg Lohmann (Hg.)
Jugend, Rechtsextremismus und Gewalt
Analysen und Argumente
Verlag: Leske und Budrich

Charles Rojzman
Der Hass, die Angst und die Demokratie
Einführung in eine Sozialtherapie des Rassismus,
München 1997
Bezug: AG SPAK, Krüner Str. 51, 
81373 München

Forum Menschenrechte (Hg.)
Materialien Nr. 14
Weltkonferenz gegen Rassismus – 
Ausgewählte Dokumente
Februar 2000
Bezug: Forum Menschenrechte, 
c/o Haus für Menschenrechte und Demokratie, 
Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin
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Jürgen Micksch und Anja Schwier
Fremde auf dem Lande
Interkulturelle Beiträge Nr. 19, Frankfurt/Main,
2000
Bezug: Interkultureller Beauftragter der EKHN,
Riedstr. 2, 64295 Darmstadt, 
Tel. 06151/367005, Fax 06151/367003

IG Bergbau, Chemie, Energie, 
Vorstandsbereich Bildung – Umweltschutz (Hg.)
»Die neue Rechte«
Oktober 1999

Didaktische Materialien

Büttner, Christian; Kronenberger, Elke; 
Stahl, Elisabeth
»Mit denen setze ich mich nicht an einen Tisch!«
Modelle von Streitvermittlung in multikulturellen
Gesellschaften
HSFK-Report 9/1997
Bezug: Amt für multikulturelle Angelegenheiten,
Walter-Kolb-Str. 9-11, 60594 Frankfurt/Main

IDA – Informations-, Dokumentations- und 
Aktionszentrum gegen Ausländerfeindlichkeit 
für eine multikulturelle Zukunft e.V. (Hg.)
Ausstellungsverzeichnis
Künstlerinnenverzeichnis
Film- und Videoverzeichnis
Bezug: IDA, Friedrichstr. 61a, 
40217 Düsseldorf, 
Tel. 0211/371026, Fax 0211/382188

Ökumenische Centrale (Hg.)
Lade Deine Nachbarn ein
Materialheft II – Didaktische Arbeitshilfe
Bezug: Ökumenische Centrale, 
Postfach 900617, 60446 Frankfurt/Main

Der Landeskirchenrat der Evangelisch-
 Lutherischen Kirche in Bayern, 
Landeskirchenamt,  Ökumenereferat (Hg.)
Literaturliste zur Ökumenischen Dekade 
»Gewalt überwinden« (2001 – 2010)
Bezug: Ökumenereferat der ELKB, 
Meiserstr. 11-13, 80333 München, 
Tel. 089/5595-476, Fax 089/5595406, 
E-mail: oekumene@elkb.de

Evangelisches Missionswerk in Deutschland 
(Hg.)
Schritte gegen Tritte
Ein ökumenisches Lernprojekt für Schulen 
und Gemeinden
April 1999
Bezug: Evangelisches Missionswerk in 
Deutschland (EMW), 
Normannenweg 17-21, 20557 Hamburg, 
Tel. 040/25456148, Fax 040/2542987, 
E-mail: service@emw-d.de

Bundeszentrale für politische Bildung (Hg.)
Schritte gegen Gewalt – Pädagogische Konzepte
der Gewaltprävention
Informationen zur politischen Bildung aktuell,
2000
Bezug: Bundeszentrale für politische Bildung,
Berliner Freiheit 7, 53111 Bonn, 
Fax 01888/515-309, 
E-mail: ag4@bpb.bund.de
Internet: www.bpb.de

Landesbeauftragte für Ausländerfragen 
bei der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz (Hg.)
Vorurteile
Bezug: kann kostenlos angefordert werden bei
der Landesbeauftragten für Ausländerfragen,
Postfach 3880, 55028 Mainz, 
Tel. 06131/162462, Fax 06131/164090, 
E-mail: LBA@stk.rlp.de

Medienprojekt der Stadt Wuppertal
Rassismus/Rechtsextremismus No. 2
Eine thematische Zusammenstellung von 
Jugendvideoproduktionen
Enthüllungen
Ein Video zum Kopftuch-Tragen von 
muslimischen Mädchen und jungen Frauen 
in Deutschland

Hitan
Zur Beschneidung von moslemischen Jungen
Bezug: Medienprojekt der Stadt Wuppertal, 
Hofaue 55, 42103 Wuppertal, 
Fax. 0202/4468691, 
E-mail: borderline@wuppertal.de

Amt für multikulturelle Angelegenheiten (Hg.)
Feste der Völker – ein pädagogischer Leitfaden 
Pädagogische Anregungen und Impulse 
für eine interkulturelle Arbeit in Kinder -
tagesstätten und Schulen
Bezug: VAS-Verlag, 
Kurfürstenstr. 18, 60486 Frankfurt, 
Tel. 069/779366, Fax 069/7073967, 
E-mail: info@vas-verlag.de
Internet: www.vas-verlag.de

Bündnis für Demokratie und Toleranz (Hg.)
Kreativ für Demokratie und Toleranz
Victor Klemperer Jugendwettbewerb für 
16- bis 21-Jährige
Bezug: Bündnis für Demokratie und Toleranz,
Bundeshaus, Bundesallee 216-218, 10719 Berlin,
Tel. 030/23634081, Fax 030/23634081, 
Internet: www.buendnis-toleranz.de
E-mail: buendnis-toleranz@t-online.de

Eastsider
Dokumentarfilm, München 1995 
von Yola L. Grimm zusammen mit den Eastsider
Fremde Augen
Dokumentarfilm, München 1992
von Yola L. Grimm zusammen mit jugendlichen
Asylsuchenden
Dikkat! Wir kommen!
Eine deutsch-türkische Entschleierung
Dokumentarfilm, München – Berlin 1994
von Yola L. Grimm zusammen mit türkischen 
Inländerinnen
Bezug: Yola L. Grimm MediaEdition, 
Domagkstr. 33, 80807 München, 
Tel. 089/32422324, Fax 089/32422323, 
Internet: www.mediaedition.de

Michaela Ulich, Pamela Oberhuemer, 
Monika Soltendieck
im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Gesundheit:
Interkulturelle Arbeit und Sprachförderung in
Kindertageseinrichtungen, München 2000
Bezug für Kindertageseinrichtungen in Bayern
kostenfrei über das Ministerium, 
Winzererstr. 9, 80792 München
In Kürze auch als Buch im Luchterhand-Verlag
erhältlich

AG SOS-Rassismus NRW
Spiele, Impulse und Übungen zur Thematisierung
von Gewalt und Rassismus in der Jugendarbeit,
Schule und Bildungsarbeit
Schwerte 1996
Bezug: AG SOS-Rassismus, c/o Ralf-Erik Posselt,
Haus Villigst, 58239 Schwerte

Bildungsverein für Volkskunde in Deutschland
DIE LINDE e.V.
feste dabei sein. Feste und Religionen – 
für Kinder in Berlin entdeckt
Berlin 2000
Bezug: Bildungsverein für Volkskunde in
Deutschland DIE LINDE e.V., 
Markgrafendamm 24, 10245 Berlin

Verband binationaler Familien und 
Partnerschaften, iaf e.V., Bonn
Interkultureller Kalender 2001
Bezug: iaf Bonn, Breite Str. 16, 53111 Bonn

Verband binationaler Familien und 
Partnerschaften, iaf e.V
Zusammenspiel. Spiele, Bücher und Tips 
zur interkulturellen Erziehung.
Bezug: iaf, Ludolfusstr. 2-4, 
60487 Frankfurt am Main

Verband binationaler Familien und 
Partnerschaften, iaf e.V. (Hrsg.)
Wie Kinder mehrsprachig aufwachsen
Verlag Brandes und Apsel, Frankfurt 2000

Rolf Krenzer, Reinhard Horn
Fremde werden Freunde
Kinderlieder für Verständnis und Toleranz
Liederheft mit gleichnamiger CD
Reinhard Horn, Rolf Krenzer
Bezug: Kontakte Musikverlag, Ute Horn, 
Windmüllerstr. 31, 59557 Lippstadt, 
Tel. 02941/14513, Fax 02941/14654, 
E-mail: kontakte.musikverlag@t-online.de 
Internet: www.kontakte-verlag.de

das baugerüst Nr. 01/01
Der, die, das Fremde
Zeitschrift für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in der evang. Jugendarbeit und außerschulischen
Bildung
Bezug: das baugerüst, 
Postfach 450131, 90212 Nürnberg, 
Tel. 0911/4304-0, Fax 0911/4304-205, 
E-mail: baugeruest@ejb.de  
Internet: www.ejb.de/inhalte/bauger.html 

Landeskriminalamt Baden-Württemberg (Hg.)
Präventionsansätze zu Rechtsextremismus 
und Fremdenfeindlichkeit
Bezug: Landeskriminalamt Baden-Württemberg,
Dezernat 422, 
Taubenheimstr. 85, 70372 Stuttgart, 
Tel. 0711/5401-3464, Fax 0711/5401-3455, 
E-mail: 422@lka.bwl.de

Flüchtlinge

Evangelische Kirche von Westfalen (Hg.)
Ohne Recht auf Aufenthalt – illegal
Eine Handreichung und Einladung zum 
Gespräch zur Situation von Flüchtlingen 
ohne legalen Aufenthaltsstatus
Bezug: Diakonisches Werk der Evangelischen 
Kirche von Westfalen 
Tel. 0251/2709-230, Fax 0251/2709-55231, 
E-mail: eckeberg@dw-westfalen.de 

UNHCR (Hg.)
Menschenrechte, Flüchtlinge und UNHCR
Bezug: E-mail: gfrbe@unhcr.de
Internet: www.unhcr.de

PRO ASYL (Hg.)
Kurz-Flugblatt »Kinder haben Rechte – 
Für die volle Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention in Deutschland«
kostenfrei, März 2001
Faltblatt »Kinder haben Rechte – Für die volle
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in
Deutschland«
März 2001
GEP (Hg.) in Kooperation mit PRO ASYL
Broschüre »Alle Kinder haben Rechte. 
Kinderflüchtlinge und die deutsche Politik«
Arbeitsblätter für Unterricht, Diskussion 
und  Aktion
epd-Dritte Welt-Information, Heft 10-11/2000
August/September 2000
Recht für Flüchtlinge. Ein Leitfaden durch das
Asyl- und Ausländerrecht für die Praxis
von RA Hubert Heinhold
April 2000
Menschenwürde mit Rabatt. Leitfaden und
 Dokumentation zum Asylbewerberleistungsgesetz
völlig neu bearbeiteter Kommentar mit Doku-
mentation zum Asylbewerberleistungsgesetz und
zum Flüchtlingsrecht
von Georg Classen
Zum Buch ist auch eine CD-ROM mit
 zusätzlichen Materialien erhältlich
April 2000
Bezug: Förderverein PRO ASYL e.V., 
Postfach 160624, 60069 Frankfurt/Main, 
E-mail: proasyl@proasyl.de 
Internet: www.proasyl.de
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Europa

Europäische Stelle zur Beobachtung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (Hg.)
Vielfalt und Gleichheit für Europa
Jahresbericht 1999
Verändert die Medien. Verändert den Umgang
mit Fremden
September 1999
Bezug: Europäische Stelle zur Beobachtung von
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
Rahlgasse 3, A-1060 Wien, 
Tel. +431/58030-0, Fax +431/58030-91, 
E-mail: information@eumc.eu.int 
Internet: http://eumc.eu.int

Klaus J. Bade
Europa in Bewegung
Migration vom späten 18. Jahrhundert 
bis zur Gegenwart
Bezug: Verlag C.H.Beck, Vertrieb LSW, 
Wilhelmstr. 9, 80801 München, 
Fax 089/38189-520

Peter Maschalck (Hg.)
Themenheft des Institutes für Migrations -
forschung und Interkulturelle Studien (IMIS) 
der Universität Osnabrück
Europa als Wanderungsziel
Ansiedlung und Integration von Deutschen 
im 19. Jahrhundert
IMIS-Beiträge 14/2000
Bezug: Institut für Migrationsforschung und
 Interkulturelle Studien (IMIS) der Universität
Osnabrück, Tel. (+49) 0541/969-4384, 
Fax. (+49) 0541/969-4380, 
E-mail: imis@uni-osnabrueck.de 
Internet: www.imis.uni-osnabrueck.de

Bundeszentrale für politische Bildung (Hg.)
Nation – Nationalismus – Nationale Identität
aus der Reihe »Kontrovers«
Bezug: Bundeszentrale für politische Bildung,
Postfach 2325, 53013 Bonn

Europäische Koordination für das Recht 
aller Ausländer auf Familienleben: 
Strategien zur  Integration von Kindern und 
Jugendlichen im Migrationskontext. 
Gegenüberstellung von 24 Feldstudien in 
Österreich, Belgien, Frankreich, Italien, 
Großbritannien, Spanien
Genua 2000
Die Publikation ist kostenfrei in den Sprachen
Deutsch, Französisch, Englisch, Spanisch, 
Italienisch
erhältlich bei: Coordination Européenne, 
c/o CNAFAL, 108, Avenue Ledru-Rollin,
F-75011 Paris

Churches Committee for Migrants in Europe
Migration News Sheet
Bezug: Migration News Sheet, 
172-174, rue Joseph II, B-1000 Bruxelles, 
Tel. / Fax 0032/2303750

Europäisches Netz gegen Rassismus
Bekämpfung von Rassismus und Fremden -
feindlichkeit durch Legislativmaßnahmen 
auf  europäischer Ebene (in englischer, 
französischer und deutscher Sprache)
November 1999
Bezug: ENAR, 
43, rue de la Charité, B-1210 Bruxelles, 
Tel. 32(0)2293570, Fax 32(0)22293575, 
E-mail: info@enar-eu.org 
Internet: www.enar-eu.org

Jan Niessen
EU Policies On Immigration And Integration
 After The Amsterdam Treaty
Oktober 1999
Bezug: Migration Policy Group
E-mail: info@migpolgroup.com 
Internet: http://fhit.org/mpg

epd-Dokumentation Nr. 42/99
Ankommen in Europa – Perspektiven für 
eine europäische Zuwanderungspolitik
Bezug: GEP-Vertrieb, 
Postfach 500550, 60394 Frankfurt/Main, 
Tel. 069/58098-189, Fax 069/58098-226, 
E-mail: gep-publ@epd.de 
Internet: http://www.epd.de
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